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Die wirtschaftlichen Wechselbeziehungen 
nach dem Südosten Europas , 

als Verkehrsproblem bis zum zweiten Weltkrieg 
Yon Professor, Karl Fö r s te r. 

Einer Untersuchung der wirtschaftlichen Wechselbeziehungen nach dem Süd~ 
osten Europas als Y,erkehrsproblem bis zum zweiten Wdtkdeg stehen hesondw! 
Schwierigkeiten 'entgegen, weil eine Fülle z. T. sehr umfangreichen, weit ver~ 
streuten und .oft r,echt ungenauen Materials vorHegt, das kritisch durchgearbeitet 
und übersichtlich zus,ammengefaßt werden mußte. Auch machen die zahlreichen 
Grenzveränderungen im Südosten Europas während unseres Jahrhunderts eine 
vergleichende Statistik gmßenteils unmöglich. 

Die AufgabensteIlung Legt es nun nahe, die Arbeit in zwei Hauptabschnitte, 
und zwar 
1. die wirtschaftliche Entwicklung des Donauraums bis zum zweiten Weltkrieg 

und ' 

2. die verk,ehrUche Entwicklung des Donauraums für den gleichen Z'eitabschnitt 
zu unterteilen. ' . ' 

\X/ir wollen uns aber dav.or hüten, unsere historischen Betrachtungen übenlläßig 
zu bewerten. Denn die Geschich~e wiederholt sich nicht, und was gestern zwecb 
mäßig war, kann heute oder morgen falsch sein. Trotzdem ,sind diese Unter:~ 
suchungen wichtig, weil gewisse Grundlagen, welche die Natur gegeben hat, und 
Wieder ande.l'e, welche Menschen geschaHen haben, fortdauern~ Sie werden auch 
in der Zukunft gestaltend weiterwirken und vielleicht einmal weniger, vielleicht 
aber auch wieder sehr stark das Wirtschaftsleben be·einfluss,en. Deshalb dürfen 
wir sie und die Wirkungen, die in der Vergangenheit von ihnen ausgegangen sind, 
nicht v'ergessen, .ohne allerdings voreilige oder allzu weitreichen~e Schlüsse aus 
ihnen zu ziehen. 

1. 

tJ eberblick über die wirtschaftliche Entwicklung im Donauraum. 

Im 18. und 19. Jahrhundert war die österreichisch"'1lngarische Doppelmonarchie 
die führ·ende Maeht im Donauraum. Sie war in wirtschaftlicher Hinsicht dn 
außerordentlich glückliches Gebilde, umfaßte sie doch sehr fruchtb~re landwirt~ 
schaftliche Pwduktionsgebiete besonders in Ungarn und Böhmen, riesige Wälder 
in den Alpen und den Randg,ebiet,en Böhmens, Mährens und Ungarns, beträcht~ 
liehe Stein" und Braunkohlemeviel'e in Böhmen und Mähr,en, ertragreiche Lager 
an Eisen" und Buntmetallerz'en und in Galizien auch beachtliche ErdölqueHen. 
V'Or dem ersten Wdtkrieg baute man die Bauxitvorräte noch nicht ab und die 
Erdöllager im jetzigen Oesterreich und Ungarn waren noch nicht erschlossen . 

. Eine t~chtige Bevölkerung konnte auf gukn Grundlagen eine blühende Land~ 

\ 



136 K:.rl Försrler 

wirtschaft und hauptsächlich in Böhmen und den 6~terrdchischen Erblanden und 
hier wiederum hesonders an der Donau eine bedeutende Produktionsgüter" und 
F'ertigw,arenindustr~e aufbauen. Ein großer in sich geschlossener Binnenmarkt 
wurde durch einen nicht unbedeut,enden Außenhandel glücklich 'ergänzt. Alles 
in ,aUem war die Doppelmonarchie rein wirtschaftlich reich entwickeltes Gebiet, 
in !dem es sich gut leben ließ., ' 
Die andere Hälfte des Donauraums stellten die Balkanstaaten und ~nter ihncn 
wieder nervorr,ag,end die Donauanlieger Serbien, Bulgarien und Rumänien dar. 
Wir sind dazu berechtigt, sie gemeinsam zu betrachten, vrerfügen ,sie doch über 
ähnliche P:wduktionsgrundlageh und vor allem über dne gleichlaufende jahr" 
hundertelange politische und sozialkulturelle Entwicklung. Rund 500 Jahre haben 
die Balkanländer im Osmanenrreich abgeschLossen von der übrigen \Vdt gelebt. 
Erst im Laufe des 19. Jahrhunderts lösten sich Serbien und Bulgarien in vieLen 
Kämpfen allmählich von der Türkei, währ,end Rumäniren nach dem Krimkrieg 
aus der Machtsphäre des russischen Rdches, der ,es 'einige Zeit angehört hatte, 
ausschied. Albanien ist sogar 'erst im Jahre 1913 selbständig geworden. 
Alle diese Gebiete mußten in vcrhältnismäßig kurzer Zeit den Anschluß an die 
moderneWdtwirtschaft durch den Aufbau 'eigener Staatswesen und nationaler 
Volkswirtschaften finden. Das wiederum wurde durch reine Anzahl von Auf::: 
ständen und Kriegen, in denen sich' auch die Intel1essengegensätze der Groß" 
mächte spiegelten, lerschwert. Wir krönnen dieses aUes im ,einzrelnen hier nicht 
behandeln. Wichtig für unsere Arbeit ist 'eS! jedoch, daß sich hteraus weitgehend 
das auch noch jetzt bestehende Wrestostgefälle in der Wirtschaftsintensität des 
gesamten Donauraums lerklärt. Serbien, Bulgariren und Rumänien kronnten trotz 
beträchtlicher natürlicher Rreichtürner wie guter Boden, große Wälder und er::: 
heb liehe Erdöl:::, Kohlen::: und Erzlagrer in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung 
nicht mit Oesterreich"Ungarn Schritt hahen. " 
Dreber dfe wirlscllaftlichen V:erflechtungen des gesamten von der Donau durch" 
flossenen Raumes vor dem 'ersten 'W/eltkrieggehen ICinige Zahlen 'über den 
Außenhandel der rösterreichischmngarischen Monarchie gute Einblicke. Von der 
gesamten 'österreichisch:::ungarischen Einfuhr im Jahr,e 1912 stammten aus Dretitsch::: 
land und den Balkanstaaten (Bulgarien, Montenegro, ,Rumänien, Serbien und 
Triest/FreigeMet) gewichtsmäßig 77,1 %, wertmäßig 43,5 0/0, und die österrreichisch" 
ungarische 'Ausfuhr nach den genannten Staaten stellte sich gewichtsmäßig auf 
72,4 % und wertmäßig auf 49,2 %. Auf den Handel mit Deutschland allein ent::: 
fielen im selben Jahre bei der Einfuhr gewichtsmäßig 72 0/0, wertmäßig 39 0/0, 
und bei der Ausfuhr gewichtsmäßig 68 % und wertmäßig 40,5 0/0. Auf den Handel 
mit den ,oben genannten Balkanstaaten allein kamen bei der Einfuhr gewichts::: 
mäßig 5,1 0/0, wertmäßig 4,5 0/0, und bei der Ausfuhi'gewichtsmäßig 4,4 % und 
wertmäßig 8,7 0/0. Diese Zahlen zei~en in unmißvlerständlicher Klarheit, wie eng 
die Donaumonarchie mit Deutschland, in dem die Donau lentspringt und schiff::: 
bar wird, und mit den Balkanstaaten, dem südöstlichen Teile des Donauraums 
verknüpft war. Sie weisen aber au ehr auf das Kulturgefälle von Westen nach 
Osten hin, das sich in dem hohen Güteraustausch mit Deutschland und dem 
zwar nicht unbeachtlichen, raber im Vrerhältnis hierzu niedrigen Verkehr mit 
den Balkanstaaten Zieigt. 
Bei der ,Würdigung dieser Zahlen ist zu bedenkren, daß das damalige Oesterreiclv 
Ungarn reine Fläche von 676061 qkm (= 100), Deutschland reine solche von 
54'0858 qkm (= 80) und die Balkanstaaten Bulgarien, Rumänien und Serb1en eine 
solche von 276002 qkm (= 40) umfaßten. Weiter muß man berücksichtigen, daß 
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das damalige Oestettleich"Ungarn 51,4 MilHonen Einwohner (= 100 bzw. 76,01 
Einw./qkm) und die drei Balkanstaaten 14,5 Millionen Einwohner (= 28 bzw. 
52,53 Einw./qkm) zählten. Der Güteraustausch zwischen Ocsteneich"Ungarn und 
den Balkanstaaten wär,e noch größer gewesen, wenn er nicht gegen Ende des 
19. Jahrhunderts unter den Zollkriegen der Monarclüe mit Serbien und Rumänien 
gelitten hätte. 
Nach dem Ende des ,ersten \XTiCltkrieg,es wurde die Donaumonarchie z,erschlagen 
und halkanisiert. Anstelle >eines wirtschaftlich ,einheitlichen, durch das gemeinsame 
Staatsoberhaupt zus,ammengefaßten großen Gebietes traten kleine selbständige 
Einzdstaaten. Es wiederholte sich gleichsam in einem bedeutenden T'Cile Mittel" 
eumpas die babylonische Sprachenverwirrung in dem Zusammenbruch eines in 
Jahrhunderten geschaffenen großen R,eiches, das die v,erschiedensten V,ölker in 
friedlicher und bewundernswert tolerant,er Zusammenarbeit vereinigt hatte. Das 
jetzige Oesterreich hatte unter dieser Auflösung besonders stark zu leiden. Die 
alte Metropole Wien war für das kleine Land viel zu groß und :von den Kraft" 
quellen, .die zu seiner Blüte beigetrag,en hatten, zu ,einem 'erheblichen Teile ab" 
geschnitten. Das Kulturgefälle aber blieb trotzdem bestehen: DiJe}enigen Gebiete 
des Donauraumes, die zur Doppelmonarchie gehört hatten, lagen in der .wirt" 
schaftlichen und hauptsächlich der industriellen Entwicklung gegenüber den 
anderen Gebieten wdt in Führung. Dadurch wird 'es nur allzu v,erständlich, daß 
die Balkanstaaten das Bedürfnis ,empfanden, di:esen Mangel möglichst schnell 
auszugleichen, indem sie neue Industrien ins Leben riefen. Sie 'erstr,ebten dahei 
die Hebung des durch dne l'elativ'e Ueberbevöl~erung sehr gedrückten L'ehens" 
standards und nicht zum geringsten eine möglichst weitgehende wirtschaftliche 
und - wie sie glaubten - auch politische Unabhängigkeit. 
Nun läge der Gedanke nahe, den Umfang des' deutschen auswärtigen Handels 
mit dem gesamten Südostraum ,einschließlich der iÖsterrdchisch"ungarischen 
Doppelmonarchie kurz vor Beginn des ,ersten Wleltkrieges mit demjenig,en der 
Nachfolgestaaten der Doppelmonarchie und der Balkanstaaten in der Zeit zwischen 
den beiden .Wdtkriegen in V,ergleich zu setzen. Ein solcher V,ersuch muß aber 
wegen der völlig,en Aenderung der politischen Gr,enzen und der dadurch v,er" 
ursachten wirtschaftlichen Umstellungen scheitern. Er wäre auch deshalb für 
unsere Untersuchungen lOhne Bedeutung, weil die Schiffahrt auf der deutschen 
Donau vor dem 'ersten Wdtkrieg noch keine ins Gewicht fallende Rolle spicIte, 
v1elmehr - wk 'Unten noch näher gezeigt werden wird - ,erst etwa vom Jahre 
1920 ihren ständigen Aufstieg begonnen hat (vgl. S. 146 ff.). 
Wohl aber können wir uns einen Ueberblick über die Handelsbeziehungen 
Deutschlands zU den Donaustaaten ohne die unmittelbar an Deutschland an" 
grenz'enden Staaten Oest.eneich und Tschechoslowakei nach dem ersten Wdt" 
krieg v·erschaffen. Ihn gibt die nachstehende Tabelle, in der die \XTertc des 
Jahres 1927 durch Berechnung des sog. Volumens (nach den Angaben des 
Statistischen Jahrbuchs für die Bundesrepublik Deutschland 1953) mit den Werten 
des Jahres 1936 vergleichbar gemacht sind. 
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'tabelle I 

1927 I 1936 

Gewichte Wert J Volumen Gewichte I . Volumen . 1 Wew 1 

In 1000 t 1 % 11, MiII, RM I %1 Index In tooo t 1 % Iin Mill. RM I-~.r 

Deutsch·e Einfuhr 

insgesamt 68094,6 1100 114 381,4 100 8524,9 168,7 51 248,8 100 4217,9 100 

davon aus; 
Bulgarien 57,9 0,1 48,7 0,3 28,8 85,5 0,2 57,6 1,4 
Jugoslawien 219,3 0,3 73,1 0,5 43,3 412,4 0,8 75,2 1,8 
Rumänien 1 326,8 1,9 243,3 1,7 144,2 1101,3 2,1 92,3 2,2 
Ungarn 368,7 0;5 80,3 0,5 47,6 489,2 0,9 93,4 2,2 

insgesamt 1 972,7 2,8 445,4 3,0 i 263,9 
/ 

2088,4 4,0 318,5 7,6 
Index 94 83 100 100 

Deu tsche Ausfuhr 

insgesamt 60404,3 100 110819,0 100 8073,8 134,1 52835,8 100 4768,2 100 

davon nach: 
Bulgarien 30,9 0,1 31,0 0,3 23,1 90,7 0,2 47,6 1,0 
J ugoslawle!1 139,4 0,2 115,1 1,0 85,9 474,4 0,9 77,2 1,6 
Rumänien 122,0 0,2 159,7 1,5 119,2 169,7 0,3 103,6 2,2 
Ungarn 214,1 0,4 142,1 1,4 106,1 510,5 1,0 83,0 1,7 

Insgesamt 506,4 0,9 447,9 4,2/ 334,3 1 245,3/2,4 311,4 6,5 
Index 41 107 100 100 

Diese Tabelle zeigt gewichtsmäßig ,eine Steigerung der deutschen Einfuhr aus den 
genannten Staaten und eine Erhöhung um mehr als das Doppelte der deutschen 
Ausfuhr nach diesen Staaten. Die Volumenspalte zeigt für die deutsche Einfuhr 
aus ,den genannten Ländern -eine Steigerung um etwa 20 ~/o, ,wähl'cnd die deutsche 
Ausfuhr nach diesen Ländern ,eine kleine Abnahme aufweist. Interessant ist in 
diesem Zusammenhang der V,ergleich zwischen Ein" und Ausfuhr: während bei 
der mengenmäßigen Erfassung die Einfuhr die Ausfuhr weit übertrifft, nähern 
sich bei der volumenmäßigen Erfassung Ein" und Ausfuhr weitgehend einander an. 
Die nachstehende 

Tabelle 11 *) 

zeigt, daß in den letzt·en zwei Jahren vor dem zweiten Wdtkrieg der Handels" 
verkehr Deutschlands mit Südost.europa weiter gestiegen ist, obgleich dem statisti" 
sehen Vergleich insof.ern Schwierigkeiten entgegenstehen, als Oesterreich im Jahre 
1938 nicht niehr gesondert ,erfaßt werden kann . 

. Untersucht man nun für die Zeit nach dem ,ersten Wieltkrieg die Zusammen" 
setzung des deutschen Außenhandels mit dem Donauraum, so drängt sich eine 

*) S~che SeiLo 140/141. 



I,) 

Die wirlschafllic11ßn vV>Cch&olhe;ljidlUngcn nach dem Südosten Europas ah V crkdlrsproblem 139 

Unterteilung nach gewerblichen Gütern und Ernährungsgütern auf, die für das 
Jahr 1936 aus der nachstehenden Tabelle zu ersehen ist. 

Aufteilung des Außenhandels nach gewerblichen Gütern und 
Ernährungsgütern - Jahr 1936 1) 

Gewerbliche Güter Ernährungs güter 

Land Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 

Rumänien 86 % 14 % 99,4 % 0,6 0/0 

Jugoslawien 43 % 57 % 99,3 % 0,7 0/0 

Bulgarien 2 % 98 % 99,5 % 0,5 0/0 

o es terreich 39 % 61 % 69 % 31 r 0/0 

Ungarn 42 0;0 58 % 99 % 1" % 
T schechoslowakei 66 % 34 % 54 % 46 % 

Di:e Tabelle zeigt, daß Bulgarien, Jugoslawien, Ungarn und Oesterrdch aus 
Deutschland v<orwiegend gewerbliche Güter bezogen und dafür Ernährungsgüter 
abgaben. Tatsächlich hat Deutschland v<On den Südoststaaten im Jahre 1936 
394750 t Ernährungsgüterempfangen und nur 44411 t dorthin ausgeführt; das 
ergibt .ein Y·erhältnis von 90 zu 10 0/0. Die Sonderstellung Rumäni·ens und der 
Tschechoslowakeiergibt sich aus der folgenden Betrachtung der Umsätze der 
einzelnen Staakn. . 

Aus O,est'errdch bezog Deutschland im Jahre 1936 vorwiegend Bau~ und 
Nutzholz, Holz zu Holzmasse, mineralische Baustoffe und in einem gewissen Ab" 
stand Milch: und andere Nahnmgsmittel. I Dcn größten Teil der deutschen Aus" 
fuhr bestritten Maschinen, chemische Ymerzeugnisse und SteinkohIen .. 
Die volumenmäßige Einfuhr Deutschlands aus U n gar n verdreifachte s1ch 
von 1927 bis 1936, während die Ausfuhr dorthin um >etwa ,ein Drittel zunalun. 
Bei der Einfuhr d<ominierten Fleisch" und Fleischwaren vor Bettfedern, Bauxit 
und Kry<Olit; bei der Ausfuhr folgten auf Maschinen und chemische Vorer:z:eug" 
nisse bearbeitete Prelle, Eisenwaren, Kunstseide und e1ektmtechnische Erzeugnisse. 
Die Umsätze mit B u I g a ri·e n zeigen von 1927 bis 1936 leine ansteigende Tren" 
den'z. Während die Einfuhr vor allem aus Lebensmitteln wie Fleisch, Eiern, 
Getreide, Obst und· Oclfrüchten bestand, verstärkte sich die Ausfuhr' immer 
mehr bei der Lieferung v·on Gütern für dic Industrialisierung wie Eisen in ver::: 
schiedener Ausführung, chemische Yorerz·eugniss·e und Maschinen sowie Falw" 
zeuge. , 
Entsprechendes vlerz·eichnen die Angaben für J u go si a w i ,e n bzw. S c r b i e n, . I 
Die Einfuhr nach Deutschland bestand vor allem aus Nahl''lmgsmitteln wie 
Fleischwaren, Vieh und Obst und aus BlCierz,en, Bauxit, Kry<Olit und Kupfer, 
Altmetall und Legierungen. Die Ausfuhr aus Deutschland setzt sich zusammen 
aus Maschinen und Fahrzeugen, chemischen Yorerz·eugnissen,' Eisen, elektro::: 
technischen Erzeugnissen und Steinkohlen. ' 
Bei Rum ä nie n s Einfuhr nach Deutschland nahmen im J alu'e 1936 Kraft::: 
stoffe und Schmieröle den Hauptanteil dn, wichtig waren außerdem Fleisch, 
Obst, Oelfrüchte und Holz. Dfe bedeutsamsten Güter der deutschen Ausfuhr 

1) DcriJeht Reg.-Rat Dr. Loeibrock im Dienst dcr Wasser- und Schiffahrtsdircktian !l')g'emhurg: 
"Die doutsche Danauschiffahrt vor, während und nach dem Kriego und ihre Möglichl;citen hei 
Freigabe der Danau nach Osten", S.6. 



140 

Mio.of Dollars 

110 

100 

90 

80 

70 

60 

40 

30 

20 

10 

1930 

Karl Förster 

Tabelle 2: 

Exports of South East Europe 
to the restof the world 

1932 1934 1936 1938 

waren Maschinen, chemische Vorerzeugnisse, Gespinste aus Wolle, Baumwolle 
und Kunstseide sowie Fahrzeuge und elektrotechnische Erzeugnisse. 

Bei, der T s eh ,e c h 0 s I 0 wa k ei ist in den Jahren 1927-1936 dn Rückgang 
der Ums~tze und zwar sowohl gewichts;< wie volumenmäßig auf 'etwa die Hälfte 
zu verz'elchnen. Wichtigste Güter der Einfuhr nach Deutschland waren Holz 
und Kohlen, besonders Braunkohlen, bei der Ausfuhr chemische Vorerzeugnisse, 
Maschinen, elektrotechnische Erzeugnisse und Steinkohlen. 

An dieser Stelle wollen wir nicht v,erschweigen, daß man in Deutschland fJr 
die Erfordernisse der südosteurüpäischen Landwirtschaft großes V,erständnis 
zeigte. Im Jahre 1932 ,erklärte sich die deutsche Regierung zur Gewährung ein", 
sei tiger Präferenzzölle auf siidosteuropäisches Getreide bereit. Auf, Grund des 
"Neuen Plans" von Schacht im Jahre 1934 und der darauf abgeschlossenen neu" 
artigen Handels,: und Zahlungsabkommen mit den Südoststaaten wurde die 
deutsche Einfuhr von Uebersee planmäßig nach ',dem benachbarten und ent,: 
wicklung$fähigen Südosteuropa umgelagert. Damit kam aber Deutschland zu,: 
gleich der Forderung der, südosteuropäischen Agrarländer auf vermehrt~ und 
bevorzugte Abnahme ihrer Produkte in großem Umfange nach. Deutschland 
hat damals durch seine großen Bezüge aus Südosteuvopa sogar eine beachtliche 
Passivität seiner Handelsbilanz mit dem Südosten in ,Kauf gen~mmen und da,: 
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durch zur Stärkung der Kaufkraft der südosteuropäischen Agrarländer und zur 
Blüte ihres .Wirtschaftslebens ·crheblich beigetragen. Denn nunmchr konnten 
die Südoststaaten als Gegenwert für di,e aus ihren großen Lieferungen an Deutsch" 
land entstandencn Guthaben zu günstigen Bedingungen die für den Aufbau ihrer 
Volkswirtschaft notwendigen Produktionsmittel und hochwertige Konsumgüter 
aus Deutschland beziehen. 

Denn man war in Deutschland davon übcrzeugt, daß die Erschließung der jungen 
südosteuropäischen Volkswirtschaften sowohl diesen selbst wie auch der deutschen 
Industrie" und Exportwirtschaft zugute kommcn werde. Man rechnete hierbei 
auch damit, daß die dem natürlichen Austauschbedürfnis schon in hohem Maße 
Rechnung tragende Produktion im Donauraum umgestaltungsfähig sei und noch 
enger ,dem Rohstoff" und Nahrungsmittelbedarf Deutschlands angepaßt werden 
könne. Die gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen wurden durch dte 'Ausbildung 
junger begabter Leute aus Südosteuropa auf deutschen Universitätcn, T'cchnischen 
Hochschulen und Fachschulen sowie in deutschen Wirtschaftsbetri:ebcn und durch 
die Entsendung deutscher Techniker und l'achleute zur Beratung bei der Ent" 
wicklung der landwirtschaftlichen und industriellen Produktion in den südost" 

~ : , 
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europäischen Staaten gefördert. Gress ,erwähnt die Entstehung der Sojabehnen~ 
kultur, die Bestr'ebungen zur Hebung der Viehzucht, die Errichtung ven Land" 
maschinenschulen durch die deutsche Landmaschinenindustrie und die wissen" 
schaftlichen und praktischen Arbeiten zur Erschließung der Bodenschätze, ins" 
besondeJ.1e der Erzlager und der Wälder. Die Entwicklung lag weitgehend in 
;der Hand des Mitteleurepäischen Wirtschaftst.1ges unter der Führung des Frhrn. 
von Wilmowsky. Di,ese Organisation v'erfolgte keine politische T,endenz. 
Aber auch andere Staaten hatten dn bedeutendes wirtschaftliches Interesse am 
Donau~a:um 2); nach der Statistik für 1936 verhältnismäßig ,am meisten Italien mit 
15,5 % seiner wertmäßigen Ausfuhr und 8 % seiner wertmäßigen Einfuhr. ,Es 
folgen die Nid,erlande mit 3,3 % ihrer wertmäßigen Ausfuhr und 2,7 % ihrer 
wertmäßigen Einfuhr, Belgien"Luxemburg mit 3,3 % seiner wertmäßig,en Ausfuhr I ) 

und 1,4 0/u seiner wertinäßigen Einfuhr, Frankreich mit 2,8 % seiner, wertmäßigen 
Ausf-uhr und 3,6 % seiner wertmäßigen Einfuhr, sowie Greßbritannien mit 2,3 Gio 
seiner wertmäßigen Ausfuhr und 1,3 % seiner wertmäßigen Einfuhr. Dazu traten 
nach Zöpfl bedeutende englische und amerikanische Kapitalanlagen in der 
Industrie, so bei der ungarischen T extiHndustrie alLein in Höhe ven 80 W der 
in ihr inv'estierten Gelder. 

11. . 

Die verk'ehrliche Entwicklung im DonauMum. 
Die Donau ist ein hervorragendes Beispid für di'e alte ,Erfahrung, daß bestimmte 
W,ege den kontinentalen Verkehr immer wieder lerneut auf sich vIereinigen. Ist 
doch der Donauverkehr, der schen im Altertum und später hauptsächlich zur 
Zeit der Kreuzzüge <eine greße Bedeutung gehabt hatte, seit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts neu aufgdebt. Die Denau ist die ,entscheidende V,erkehrsader des 
Südostens. Die Eisenbahnen sind in diesem Gebiet hauptsächlich Zubring'er" 
linien zu den Donauhäfen. \ 
Der Strom steht mit der Länge seines schiffbaren T,eils ven' 2380 km 'an der Spitze 
der Flüsse EUDopas. Einschließlich der schiffbar,en Nebenflüsse umfaßt er ein 
V,erkeb'rsnetz in der Länge von 4500 km. Sein Einzugsgebiet bedeckt 817000 qkm 
edel' 16 % des ,eul1opäischen Kontinents lOhne Sowjetrußland. In llajutisch"tech".· 
nischel' Hinsicht sind die einzdnen Flußstr·ecken v,erschi:eden. Ven R,egensburg 
bis Gönyü unterhalb Wien hat die Denau eine hohe IStromgesichwindigkeit. 
Unterhalb v,ön Gönyü ist sie, abges,ehen von der 119 km langen Kataraktenstrecke 
des Eisernen TOJ.1es, ein Tieflandstrem. Je nach den nautischen Verhältnissen 
dereinzdnen Strecken ändert sich das Verhältnis von Zugkraft und Nutzlast. 
Oberhalb und unterhalb des Eisernen Ter,es ist die L'eistungsfähigkeit des Stromes 
nahezu. unbeschränkt steigerungs fähig, während das Eis·erne Tor nach Wlessely 
zur Z'eit nur 'einen Verkehr von jährlich etwa 4 MilliIOnen Tonnen zuläßt.' Aher 
auch hier bietet die moderne T'echnik Möglichkeiten für ,eine auß,erordentliche 
Leistungssteigerung. Man kann mit Gross sagen, daß die Donau noch ein im 
wesentlichen natürlicher Strom mit den diesem anhaftenden Hindernissen ver" 
blieb, ja' daß sie im V,ergleich zum Rhein hinsichtlich des Stremausbaus im aU" 
gemeinen nech immer einer Naturlandschaft nähersteht als einer Kulturlandschaft. 
Lebt nun in einem Gebiet die Wirtschaftstätigkeit auf, so pflegt Mermit ein 
V,erkehrsaufschWung Hand in Hand zu g,ehen. Es liegt also nahe, daß die Ver" 
kehrsentwicklung zwischen Deutschland und den Donaustaaten ähnlich v,erlaufen 

. Z) Der Danauraum urnfaßt bei den folgenden Angaben die Slaaten Oo~Lel·!'oidl. UngarII, 'fscl!echc)­
slowakei. Jugosla.wi·en und nUIhän~en. 
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ist wie die oben behandelte Wirtschaftsentwicklung. Wollen wir d1es nachprüfen, 
00 stoßen wir aber auch hier auf d~e einleitend ber'eits hervmgehobenen großen 
Mängel in der statistischen Erfassung der einz·elnen hierfür notwendig,en Daten. 
Verhältnismäßig ,einfach ist die Betrachtung des deutschen T,eiles der Donau. 
Denn hier liegen genaue Zahlen v'Ür. Noch um die Jahrhundertw'ende, ja man' 
kann sagen bis zum Beginn des ersten WdtkrLeges, war - wie schon oben an" 
gedeutet, di,e Schiffahrt auf der deutschen Donau geringfügig und außerdem 'ein 
Sorgenkind. Denn n'Üch im Jahre 1913 betrug der Umschlag auf der deutschen 
Donau nur 304000 t, wobei auf den Hafen Passau 66000 t und auf R,egensburg 
238000 t ,entfielen. Der Schiffsverkehr war durch die Felsstrecke des Passauer 
Kachlet knapp oberhalb von Passau stark behindert. Wiegen der Schönheit der 
Donaulandschaft war'en . die P,assagierr.eisen von Passau nach Wien und w,eiter 
donauabwärts berühmt. Zwei deutsche Donauschiffa1J.rtsgesellschaften hatten sich 
aus ,eigener Kraft nicht halten können. Im Jahre 1862 ,erfolgte der Y,erkauf der 
ba yriscn,;württembergischen Donaw Dampfschiffahrtsgesellschaft an die Erste 
DonawDampfschiffahrts"Gesellschaft mit dem Sitz in Wien und im Jahre 1910 
wurde·· das Aktienkapital der Süddeutsch'en Donau"Dampfschiffahrtsgesellschaft 
durcl1 die ,österreichische R'egierung übernommen. Allmählich kündigte sich 
joedocll dne positiv,e Beurteilung der Bedeutung Südosteuropas und damit auch . 
der Donauschiffalrrt ,an. Deshalb ist ,es kein Zufall, daß im Jahre 1913 der 
Bayerische Lloyd und damit diejenige Reederei gegründet ,wurde, die in der 
weiteren Entwicklung alle Stürme wie z. B. den Y'erlust des größten T,eils ihres 
Frachtraums nach dem ersten, Wdtkrieg überwunden hat. Der ,erste Weltkrieg 
rioef in den blockierten mitteleur'Üpäischen Staaten !diJe Erkenntnis der Bedeutung 
der Nahrungsmittel" und Rohstoffquellen Südosteuropas wach. Wleiter hat die 
Zerschlagung der Donaumonarchie den unmittelhaven kommerziellen Kontakt 
zwischen Deutschland und den ,einzelnen Don.7uländern in mancher Beziehung 
wohl ,erleichtert. . 

Nach dem ersten Wdtkrieg trat zunächst 'eil?- Rückschlag ein, dem sich jedoch 
bald wieder dn Aufstieg ansch1.oß. Erheblich tntgen hierzu die Aktivität des 
Bayerischen Lloyd und der Bau der Kachletstufe knapp >oberhalb v,on .. Passau 
durch die Rhein"Main"Donau AG. bei, durch welche das schwerwiegende Schiff" 
fahrtshindernis der Fdsstrecke des Pass,auer Kachlet im Jahre 1928 um 9 m über; 
staut und damit als solches beseitigt wurde. Die Kachletstaustufe hat den Aufstieg 
des Regensburger Haf.ens ,erleichtert, ja in dem tatsächlich ,erf>olgten Umfange 
überhaupt erst ermöglicht. Der Bayerische Uoyd nahm auch am nichtdeutschen 
Donauhandel lebhaften Anteil. Er unterhielt bis nach Bulgarien und Rumänien 
über 150 Stationen und k'Ünnte nach dem ersten Weltkrieg seine Leistung auf 
389 Millionen tkm steigern .. Neben dem Bay'erischen Lloyd ,entwickelte sich 
zwischen den beiden Wdtkriegen die R'cederei J'Üsd Waliner in Deggend'Ürf zu 
einem ansehnlichen Unternehmen, das sich besonders dem Transport von Erdöl 
w~dmete. Die deutsche Donauschiffahrt zeichnete sich in der Zeit bis zum zweiten 
Weltkrieg durch >eine besonders günstige Ladungsv,erreilung im Y,ergleich von Tal~ 
und Bergtransporten aus. Im Jahre 1936 stellten sich: die Taltransporre auf etwa 
57 Ofo . und die Bergtransporte auf 43 % des Gesamtverkehrs. Die gleichmäßige 
Aufwärtsentwicklung zeigt das Diagramm (s. S. 26) des Güterumschlags der deut­
schen Donauhäfen. 

Betrachten wir aber die Donau insgesamt und nicht nur den deutschen Teil, 
s.o müssen wir uns mit einzelnen Aufstellungen begnügen, die zwar aufschluß" 
reich sind, aber k'eine vollständigen Bilder ergeben. . 
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Für den 'österreichisch~ungarischen Teil der Donau können wir für die Zeit kurz 
vor dem ersten Wdtkrieg im allgemeinen <einen gleichmäßigen AufsHeg als be~ 
wiesen ,erachten. Das bez'eug,en die Zahlen über die Tragfähigkeit der motte 
der Ersten Donau~Dampfschiffahrtsgesellschaft, die von 

442249 t im Jahre 1909 auf 
472 764 t im Jahre 1913 gesti:egen sind. 

Die entsprechenden Zahlen für die Süddeutsche Donau~Dampfschiffahrtsgesell~ 
schaft lauten: 

63648 t im Jahre 1909 und 
78701 t im Jahre 1913, 

für die Ungarische Fluß:: und See~chiffahrts~AG.: 
117359 t im Jahre 1909 und 
139461 t im Jahre 1913. 

Im Jahre 1902 betrug der jährliche Donauverk~hr (Umschlag) auf der -öster~ 
reichischen Str,ecke 1,4 Mil!. t und im Jahr,e 1912 2,6 Mil!. t; der jährliche V.er~ 
kehrszuwachs betrug also rd. 7 0/0. , 

Interessant ist die Stärke der ,einzelnen Flotten vor und nach' dem ersten Wieh~ 
krieg, !deren Tragfähigkeit unmittelbar vor dem ,ersten Wdtkrieg aus der nach~ 
stehenden Tabelle hervorgeht: 

annähernde Tragfiähigk. 
in Tonnen 

Erste k. k. priv. DonawDampfschiffahrtsges., gegründet 1830 
Kg!. Ungar. Fluß" u. Sees<;hiffahrts~Akt. Ges., g,egrünclet 1895 

Zu übertragen: 

480000 
218000 

698000 
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annähernde Tragfähigk. in Tonnen ------------------übertrag: 
Süddeutsche Dampfschiffahrtsgesellschaft, gegründet 1888 (in 

österreichischem Besitz) '. . . . . . . . . . . . . 
Ungar. Binnenschiffahrts"Akt. Ges. u. Interessengenossen 
Bayerischer Uoyd, gegründet 1913 . . . . . . . . . 
Oesterrdchische Behörden 
Kgl. Ungarische Behörden 
Verschiedene Sonstige .. . 
Rumänische staatliche Flußfahrzeuge 
Rumänische Privatunternehmungen ..... 
Kgl. Serbische Donau"Dampfschiffahrtsgesdlschaft' 

698000 

'77 800 
56000 
28200 
5 450 

20000 
86700 
36630 

116300 
8400 

1133480 

Danach entfielen damals allein auf die österreichisch"ung.arische Schiffahrt rd. 
86 % der Tragfähigkeit des g.esamten Donauschiffsparkes. Die gesamte Donau" 
flotte bestand aus 332 Schleppdampfern, 96 Personendampfern u~d 2479 Schlepp" 
kähnen. . 
Dieses V'erhältnis änderte sich völlig durch die Abtretung von Schiffen seitens 
Deutschlands, Oesterreichs und Ungarns auf Gnmd der den ersten :\Veltkrieg 
abschließenden· V,erträge. 
Im Jahre 1936 verfügte der 

15 Dampfer 
Bayerische Lloyd über: 

mit' 10780 PS 
2 Motorschiffe 

14 Motorgüterschiffe 
5 MotortankschiHe 

86 Güterkähne 
35 Tankkähne 

mit 830 PS 
mit 6 180 PS und 
mit 2440 PS und 

8 Sonderfahrzeuge 
(Schwimmkräne, Pontons usw.) 

6721 t Tr.agfähigkeit 
3331 t Tragfähigkeit 

67428 t Tragfähigkeit 
24377 t Tragfähigkeit 

165 Fahrzeuge mit 20230 PS und 101857 t Tragfähigkeit 

Der Re·ederci Walln,er standen im Jahre 1936 zu Gebote: 
2 Motorschiffe mit zusammen 1600 PS 
3 Motortankschiffe und 
7 Tankkähne. 

Die E r s teD 0 n au " D a m p f s chi f f a h r t s ge s ,e 11 s eh a f t verfügte über 
folgenden Schiffspark : 

1935 1936 
67 Dampfer mit 41 370 PSi 66 Dampfer mit 43 670 PSi 

392 Schlepper mit 229600 t Tragf. 357 Schlepper mit 222300 t Tragf. ' 
29 Tankkähne mit 21000 tTragf. 41 Tankkähne mit 29900 tTragf 

Die j u gos 1.1 wi s che F lottre hatte 1938 das folgende Ausmaß: 
. 114 Schlepper mit 36000 PS 

22 Selbstfahrer (Größe unbekannt) 
577 Güterkähne aus Eisen (Größe unbekannt) 
378 Güterkähne aus Holz (Größe unbekannt) 

33 P.ersonenschlepper 
670 sonstige Fahrzeuge. 
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Obwohl die Aufstellung keine Zahlen über die Tragfähigkeit der jugoslawischcn 
Flotte enthält, zeigt sie trotzdem mit Sicherheit, daß Jugoslawien einen hoch~ 
bedeutenden Anteil an der Donauschiffahrt gewonnen hat. 
Die Ermittlung der Umschlagzahlen auf der Donau stößt auf große Schwierig~ 
keifen, und zwar sowohl für die Zeit vor als ,auch nach dem ersten 'W~eltkrieg. 
'Vir müssen bedenken, daß jeder' der sieben Anliegerstaaten die Transporte auf 
seinem Stromabschnitt nach eigenen Bedürfnissen 'Oder Ermessen lerfaßte, ohne 
daß <einheitliche Erhebungsgrundsätze hinsichtlich der Behandlung des Inlands~ 
verkehrs, des Floßverkehrs, des Transits und des Donau;::Seev,erkehrs mit see~ 
gängigen Binnenschiffen, der Unterscheidung zwischen wichtiger,en und weniger 
wichtigen Häfen und Umschlagsplätzen, der Trennung der Donautransporfe vom 
Y,erkehr auf Nebenflüssen, der V'ermeidung von Doppclzählungen u. a. ver" 
cinhart und zugrunde gelegt waren. Man wird aber nicht fehl gehen, wenn wir 
den gesamten Umschlag für das Jahr 1936 auf rund 13 bis 14 MUl. t !Schätzen, 
wobei zu bedenl«en ist, daß dLe Güter im Durchschnitt h'Ochwertig waren und 
lange Transportwege zurücklegten. Sicher ist aber, daß sich der Umschlag auf 
der deutschen Donaustrecke vom Jahre 1912 mit 385000 t bis zum Jahre 1938 
mit 1500000 t sogar ,nahezu vervierfacht hat (vgl. Diagr,amm S. 144). 
Das für unsere Betrachtungen so wichtige Aufblühen der deutschen Donau;:: 
schiffahrt zwischen den beiden Wdtkriegen beruht neben der im Teil I bc" 
handelten Handelspolitik auf 'einer zielsicheren Y,erkehrspolitik. 
Schon in der Donaumonarchie bestand die auch jetzt noch für den Donauraum 
typische Yerkehrsteilung zwischen dem AdriahaEen T rkst und der in ihrem 
Oberlauf altösterreichisches Gebiet durchfließenden EIbe. Die österreichische 
Regierung versuchte zwar mit allen Mitteln der Eisenbahntarif- und Schiff­
fahrtspolitik, den Verkehr über die österreichischen SeehäEen zu leiten und 
den Ueberseeverkehr der eigenen Handelsflotte zuzuführen, sie konnte jedoch 
nicht verhindern, daß vor allem der Y'erkehr der Sudetenländer die Elbe­
wasserstraße dem Verkehr über Triest vorzog und sah sich sogar genötigt, 
den EIbeumschlagsverkehr durch günstige Eis,enbahntarife zu fördern. Das führte 
dazu, daß im Jahre 1913 über T r ie s t . . . . . . • . 2,31 Mill. t 
eingeführt und .........."..... 1,14 Mill. t 
ausgeführt wurden, so daß sich als'O der Umschlag auf 3,45 Mill. t 
stellte, während die böhmisch,en Elb,ehäf,en . 0,78 Mill. t 
eingeführt und ..........."..... 2,55 Mill. t 
ausgeführt wurden, der Umschlag also ...... 3,33 MUl: t 
betrug und somit fast die gleiche Höhe wk bei Triest erreichte. 

v'om Umschlag der EIbehäfen fielen auf Braunkohlen, '1,50 Mill. t, die nach 
Deutschland eingeführt wurden. In Oesterreich betrug unmittelbar vor dem ersten 
Wdtkrieg der Gesamtverk'ehr der Wasserstraßen etwa 8 Mil!. t, dagegen der öster" 
reichische Seeverkehr nur 5,3 Mil!. t. Mit Triest und :den ElhehäEen stand der 
ungebJ.1ochene Bahnweg in Konkurrenz. Aus der ,österreichisch;::ungarischen Mon" 
archie wurden auf dem unmittelbaren Bahnweg über d1e deutschen 'Seehäfen 
0,36 Mill. teingeführt und 0,19 MUL tausgeführt. ' 
Es Hegt auf der Hand, daß der Wiettbewerb zwischen ,den Adriahäfen und den 
Elbehäf~n dIe geographisch in der Mitte zwischen beiden arheitende Donau" 
schiffahrt schwer beeinträchtigen mußte, zumal die Donaugesellschaften unter 
sicll Wieder in Konkurrenz standen. D1e Donauschiffahrt mußte deshalb alles 
tun, um ihre Kräfte zusammenzufassen und damit zu stärken. Sie schuf ,daher 
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z'Wischen den beiden Weltkriegen das die ganze Donau umfassende 0 rdnungs" 
'Wcrkein'er Bdri'ebsglcmdnschaft d,er wichtigst,en Schiff::: 
f <1 h r t s u n t 'e r ne h m u n g ,e n. Die Interessengemeinschaft umfaßte zunächst 
die Erste Donau:::Dampfschiffahrtsgesellschaft (DDSG), die im österreichischen 
St3Msbesitz befindliche Süddeutsche Donau:::Dampfschiffahrtsgesellschaft und die 
Ung,arische Fluß", und SeeschiHahrtsgesdlschaft. Zu Beginn des Jahres 1927 
trat auch der Bayerische Lloyd bei. Das führte zu ,einer erheblichen Rationali", 
siefllng der Donauschiffahrt. Vor Abschtuß der Betriebsgemeinschaft fuhr jeder 
einzelne Partner unter großen Kost'en mit schlecht ausgenutztem Laderaum, 
,vährend nunmehr durch die Zusammenlegung der gemeinsam akquirierten Güter 
die Flotte viel hesser ausgenutzt wurde und die schädlichen Parallelfahrten in 
Wegfall kamen. Auch die Verwendung der Zugkraft war dadurch viel ökonomi­
scher geworden und die Selbstkosten pro tkm senkt,en sich auf 'ein Maß, das diese 
Gesellschaften als Einzelkörper niemals ,erreichen konnten. 3) Eine weitere Ratio", 
nalisierung bedeutete die gemeinsame Abwicklung des Stationsdienstes. Schon 
die seit dem 1. Oktober 1926 bestehende Arbeitsgemeinschaft, der der Bayerische 
LLoyd damals noch nicht beigetreten war, konnte deshalb die Flußfrachten durch::: 
schnittlich um 20 bis 30 % gegenüber den Bahn&achten senken. I Unmittelbar vor 
dem zweiten \Vdtkrieg s'etzte sich die Betriebsgemeinschaft aus dem Bayerischen 
Lloyd, Schiffahrts:::AG. RIegensburg, der Ersten Donau",Dampfschiffahrtsg,esdl", 
schaft Wien, der Süddeutschen Donau:::Dampfschiffahrtsgesellschaft Wien, der 
Kgl. Ungarischen Fluß::: und Seeschiffahrtsgesells'chaft Budapest und der Gon::: 
tinentalen Motorschiffahrtsgesellschaft ,Wicen (Comos) zusammen. Auch hatten 
sich die. tschechoslowakische Donauschiffahrts .. AG., die staatliche jugoslawischc 
Schiffahrt und die rumänischen Schiffahrtsgesellschaften durch ein Abkommen 
angeschlossen, in dem 'es ebenfalls gegen die Verpflichtung zur Gewährung 
gleicher Preise zu einer mengenmäßigen y,erteilung im V,erkehr mit Massengütern 
und Getreide kam. ; 

Die Betriebsgemeinschaft ,ermöglichte weiter die Durchführung 'einer großzügigen 
tarifp.olitischen Konzeption zur Regelung der W<etthewerbsverhältnisse, die sich 
als vid komplizierter herausstellte, als dies oben angedeutet wurde. Denn es kon::: 
kurrierten nicht nur Triest und die deutschen Nords,eehäfen, welch letzter.e teils 
über die EIbe, teils unmittelbar durch' die Eisenbahn vers.orgt wurden, sondern 
,es kamen noch hinzu: der \'{l,eg v,on und nach der Donau über Pl1eßburg nach 
.oder.von EIbe::: und Oderhäfen, der W,eg von den Donaumündungshäfen ,durch 
die Dardanellen ;entweder nach Uebersee 'Oder nach den Rheinmündungshäfen 
und den deutschen Nordseehäfen 'Oder umgekehrt, der Bahnweg nach der Schweiz 
und von dort weiter mit der Eisenbahn oder Uber den Rhein nach W:esteuropa 
oder Uebersee 'Oder umgekehrt und schließlich auch von und zu den deutschen 
Donauhäfen nach gebr'Üchenem Eisenbahnverkehr über dte Mainhäfcn nach und 
von den 'Rheinmündungshäfen, also <eine Fülle von Kombinationen. Die tarifa .. 
rische Regelung aller dieser Möglichkeiten. beruhte darauf, daß die Eis,enbahn 
in Deutschland die Donauschiffahrt nicht S'Ü sehr als Konkurrenz wie die Binnen", 
schiffahrt im ,übrigen Deutschland, sondern als ihren "verlängerten Arm" he .. 
trachtete, alsdn Ausfalltor Deutschlands ganz genau so wie d1e Sees·chiffahrt. 
Der innerdeutsche Donauverkehr war - ähnlich wie heute - geringfügig. Er 
betrug damals vielleicht 1 % des deutschen Donauvlerkehrs: Dieses Zusammen .. 
wirken mit der Eisenbahn führte zum großen Teil den Aufschwung der Donau .. 

3) Festschrift 125 Jahre Ersltc Donamlampfschiffahrusgcsellschafl, Wien 1954, S.79. 
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sthigahrt zWischen den heiden Kriegen herhei. Denn im Zusammenspiel zwischen 
( e~. eutschen Reichsbahn und der deutschen Donauschiffahrt ließ sich ein inter~ 
~t l~tales Yertragswerkerrichten, um hauptsächlich den ~ettbewerb zwischen ' h' e~tschen Seeschiffahrt und Triest unter Mitwirkung der deutschen, italieni~ 
sc. en, losterreichischen und tschechischen Bahnen zu reg,eln. 

~le FV,orteile dieser Maßnahmen war,en ,erheblich. So hat der Bayerische Lloyd 
' le . rachtersparnisse, die die Donauschiffahrt der deutschen Wirtschaft vor dem 
~d~ltet W,e!tkrieg brachte, auf 20 MUl. DM jährlich berechnet und dabei die 
~r lr~ ~en Frachtersparnisse inrolge der Frachtreduktionen der Auslandsbahnen, 
/e ~c den Dona~frachten angeglichen haben, noch nicht berücksichtigt. Da.ß 
dur hutschland dIe Deviseneinnahmen und die Devisenersparnisse wdche dIe 
- eutsc e Donauschiffahrt brachte, bedeutend waren, sei nebenbei he~,erkt. 
;jurtbrundu.ng unserer Untersuchungen fehlen noch Angaben üher den Anteil 
I "er donauschlffahrt am gesamten Y,erkehr zwischen Deutschland und den Donaw 
an ern. Sie sind aus nachstehender Tabelle ,ersichtlich: 

Jahr 

Der Güterverkehr zwischen Deutschland und den Donauländ,ern 
1934-19374) 5) 

Einfuhr Empfang 
Gesamt Eisenbahn Donauschiff. Se es chiffahrt 1000 t 1000 t ' 1000 t % 1000 t % 1000t % 1934 1172 1 152 434 37,7 215 18,7 503 43,6 1935 2880 1 725 743 43,1 219 12,7 762 44,2 1936 2088 2181 869 39,8 311 14,2 1002 45,9 1937 3359 3258 1387 42,6 957 29,4 914 28,1 

Ausfuhr Y'ersand 1934 462 491 191 38,9 222 45,2 78 15,9 1935 848 804 477 59,3 247 30,7 80 10,.0' 1936 1245 1052 573 54,5 300 285 179 17,.0 1937 
" 1 431 , 1203 653 54,3 297 24,7 253 21,0 --4) Urwarn H ". J . . 

5) Qu °1, .' ,uman[len" ugo.s,lawwn, BulgarIen. " ,. ,.' ...• 
. 'h . eIe. H, ,crmann Groß Dj,c Möglidhkeil~n ues lwutJ"'en SüdosLhanuels unter hesondßrOl BCll'tk S'le tJgun cl ,,, D' b , 

g .05 onauverkehrs, ItegünsLurg 1953, S. 25. , 

In diesem Y,erkehr nahm im Empfang die Seeschiffahrt als typisches Massen" 
transportmittel bis 1936 die erste Stelle dn (1934-1936: 43,6-45,9 v. H.). Da" 
gegen 'Yar im Versand, der sich zum größten T',eil aus Stückgütern zusammen" 
s~tzt, dle Eisenbahn schon immer fühJ;end (1934-1936: 38,9-54,5 v. H.). In 
dle~er .statistik wäre jedoch eine Korrektur zugunsten des Anteils der Donau" 
kC~lffa~rt nötig; denn es ist in ihr derj-enig,e recht lerhebliche Tdl des. Donauver" 
/ rs TIlcht" berückSichtigt, der von Deutschland zunächst mit de: EIsenbahn z~ 
lOem auslandischen Donauhafen gelaufen ist und dort auf dle Donau um" 

ge~chlagen wurde und umgekehrt. Leider läßt er sich zahIenmäßig nicht erfassen. 
DIe starke Zunahme des Anteils der Donauschiffahrt am deutschen Empfang 
aus den Donauländern Von 14,6 v. H. im Durchschnitt der Jahre 1~34 auf ii,4" v. B. im Jahre 1937 ,erklärt sich daraus, daß 'die bedeutend (~~Shegenetl 

' ezuge Deutschlands aus den Donauländern im Jahre 1937 zum großten Te 
auf der Donau transportiert wurden. 
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D~r verhältnismäßig hohe Anteil der Eisenbahn am Güterv'erkehr Deutschlands 
nut den Donauländern läßt sich' u. a. damit erklären; daß große T.eile D~utsich" 
~nds, und zwar im wesentlichen di:ejeni~en, die jetzt ,östlich des Eisernen Vor" 

angs liegen, weg,en ihrer ungünstigen geographischen Lage zur deutschen Donau 
I:0rwiegend den Eisenbahnweg benutzten, so Sachsen, Brandenburg, Norddeutsch" 
I' nd lOhne Seehäfen und vor allen Dingen Schlesien mit seinen hohen ,Kohle" 
leferungen, während Süd d e u t s chI an d, das Rh ein 1 an cl, jas 0 gar 

1\1 i t te 1 cl. e u t sc h I a n dun cl cl i e de u t sc he n Se·e h ä f ,e n, also haupt" 
sächlich die westlich des Eisernen V.orhangs gelegenen GebIete va r w ie ge n d 
sie h de r Don aus chi ff a h r t bedienten. Aber auch.hier ist zu b.edenken, 
daß viele Güter mit der Bahn die deutsche Grenze überschritten, ,erst in .einem 
ausländischen Hafen von der Donauschiffahrt aufgenommen wurden und zahlen" 
l11äßig nicht ·erfaßt werden konnten. Das Nähere Merzu ,ergibt sich aus der nach" 
stehenden Tabelle: 

Die Beteiligung clereinzelnen deutschen V,erkehrsbezirke am Verkehr mit Ungarn, 

- Rumänien, Jugoslawien und Bulgarien im Jahr 1927 6) 

aufgegliedert nach Eis·enbahn und Donauschiffahrt 
Eis~nb. u. \ d.avon 

Verkehrshezirk Eisenbahn Donauschiff" . Donausch. EB Donau" 
fahrt ' zusammen sdhiff. - 1000t 0/0 1000 t 0/0 1000t 0/0 0/0 -

Süddeutschland ' 75,1 9,1 206,6 53,1 281,7 27 73 
(V. B. 35, 36, 37) 

Rheinlancl. 112,7 13,7 79,2 20,3 191,9 59 41 
(V. B. 21-28,31-34) 

M.ittelcleutschland 44,3 5,4 42,9 11,1 87,2 51 49 
(V. B.llb, 18, 19a u. b) 

Sach'sen 33,5 4,1 6,7 1,7 40,2 83 17 
(V. B. 20,20a) I 

B!'andenburg 53,7 6,5 4,0 1,05 57,7 93 7 
(V. B. 16, 16a, 17) 

Deutsche Seehäfen 42,9 5,2 34,9 8,9 77,8 55 45 
(V. B. 2, 4, 6,8-10) 

Norddtschl. o. Seehäf. 80,5 9,7 10,7 2,8 91,2 88 12 
(V. B. 1, 3, 5, 7, 11 a) 

Schlesien 382,4 46,3 4,0 1,05 386,4 99 

(~. B. 12-15) 

Gesamtverkehr . 825,1 100,0 389,0 100,0 1214,1 68 32 

= -- . 
6) Quelle: Herrnanll c'roß, Di,c Möglichkci'l,cll des heutigen Süuosthantlols unter bcso!ul()rcr Dcrück-
sichLigUllO' dos Donuuvcrkcllrs, ficgensburg 1953, S.25, und . . 
Die Deu~chell 'Vass'orslraßcn, hcraus1)cgcbc'l1 von F. i\Iarkmann, IIcltlclherg, Siellrll unu Magd.l'-
burg 1938, S. 111. 
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Betrachten wir demgegenüber lediglich die in der Hauptsache westlich des 
Eisernen V'Ürhangs gelegenen Gebiete, so ergibt sich - auf das Jahr 1927 ab. 
gestellt - bei dem Verkehrsaufkommen von Eisenbahn und Donauschiffahrt 
zusammen ein Anteil der Donauschiffahrt von etwa 57 0/0. 

Im großen und ganzen kann man sonach sag,en, daß die 
Donau in d'er Zeit zwisch'en den b,eid,en Wdtkrieg,en und 
tr'Ütz der Wdtwirtschaftskrise, di,e auch den Handd mit 
dem Dün~uraum be,einträchtigte, ausein,er w'enig b'edeuten ... 
cl'cn Rülle zu ein'em äuß,crst b,each'tli,ch,en Faktür ,emp.or ... 
gewachsen ist und in d,em V,erk,ehr zwisch'en d'en G,ebi,eten, 
die jetzt zur Buncl,esr'epublik geh,ör'en, und id,en Südüst .. 
I ä n ,d ,e r n .a u f der a n der ,e n S ~ ite die Eis e n b ahn ü b 'e rt r 00 ff e 11 

hat, wobei aber wied,erum di,e d 'e 1.1 ts ch!en Eise nb ahne n Cl 1 s 
Z u b r i n g ,e r ein ,e ,e n t s ehe i cl end e Fun k ti 0 n aus übt e n. 

AucH Nichtanliegerstaaten hat.ten Interessen an der Donauschiftahrt: Sü England 
kurz nach dem ersten Wdtkrieg an der österreichischen Ersten DonawDampf ... 
schiffahrtsgesellschaft und der Kgl. Ungarischen Fluß" und Se,eschiffahrtsgeseU ... 
schaft (M.;F. T. R.), ab 1936 auch Italien an der Ersten Donau"Dampfschiffahrts" 
gesellschaft, lOhne daß ,es zum Flaggenw,echsd kam. Die unmittelbar den Wiest" 
mächten gehörigen Gesellschaften blieben unbedeutend. Die französische Ge" 
seilschaft besaß vor dem ,zweiten ~eltkriege 55000 t Frachtraum und 9000 t 
Tankerraum, den sie als Kriegsbeute v'Ün der Mackens'enarme,e übernommen hatte 
und der jetzt wegen Benutzung durch die Deutschen währ'end des Krieges unter 
rumänischer 'Oder s,owjetischer Kontrolle steht. 

Die Westmächte hatten jedoch 'einen regen Schiffsverkehr an den Donau" 
mündungen, bei dem 'es sich allerdings meist um Se,eschiffe handelte. 

Die Bedeutung, die der Umfang des Seeverkehrs auf der unteren Donau von der 
Mündung bis nach Galatz 'erworben hatte, legt es nahe, ähnlich wie heim Rhein 
solche Schiffe in Dienst zu stellen, die sowohl für einen gr,oßen Tdl des FLuß", 
verkehrs als auch für den Seev,erkehr geeignet waren. Der Donau"Seeverkehr 
wurde sow'Ühl von der jugoslawischen wie von der ungarischen Schiffahrt be" 

" trieben; hat aber keine allzu große Bedeutung erlangt. 
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Kann eine Eiwnbahll~AkHe.nge_~eltsohaft g',mlchmützig win? 

Kann eine Eis enb ahn-Aktienges,ellschaft 
gemeinnützig sein? 

Von Professor Dr. Dr. Wilhelm B IÖ t t ger. 

1. 
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I , 
Die Satzung einer im Lande Nordrhein"W,estfalen belegenen Eislenbahn"Aktien" 
gesellschaft 'enthält im Hinblick auf d~e von ihr behauptete gemeinnützige Tätig" 
keit folgende Bestimmungen: 

1. DIe Gesellschaft ist ,eine fürsorgerische Einrichtung von Gebietsk,örper", 
schaften unter Führung des Landschaftsv-erhandes. Sie ist geschaffen zum 
Zwecke der vlerkehrsmäßig,en Erschließung und wirtschaftlichen Stützung cnt" 
legener sowie wirtschaftlich wenig begünstigrer Gebiete nach Maßgabe des 
Preußischen ,Eisenbahngesebes vom 3. November 1838 als g'emeinn ü tz ige' 
Ans tal t im Sinne der zu diesem Gesdz lergangenen Königlichen Verord" 
nung vom 24. November 1848 und ,erfüllt von der der Staatsregierung im Jahre 
1895 gegebenen V,erpflichtung, dem Unternehmen den ihm von vomher,ein 
innewohnenden gemeinnützigen Charakter dauernd ~u erhalten und zu sichern. I 

2. Die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke v,erfolgende Tätig" 
keit der Gesellschaft durch den Betrieb von Eisenbahn" und Kraftv'erkehrs" 
linien im Sinne der Gemeinnützigkeitsv,erordnung vom 24. Dezlember 1953 
kommt zudem ganz klar in der Satzung zum Ausdruck, wonach die Gesdb 

,schafter keine Gewinnanteile ,erhalten und auch keine sonstiglen Zuwendung,en. 
Bei der Auflösung der Gesellschaft ,erhalten sie nicht mehr 'als den Nenn" 
betrag ihrer Aktien. Das über das Kapital hinaus etwa vorhandene V'ermög,en 
ist ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu v,erwenden, und zwar für den 
Bau ,oder Betrieb von Eisenbahnen in unerschlosslenen, armen oder not" 
leidenden Gebieten des Tätigk,eitsbereichs der Eis'enbahn"Gesellschaft. ' 

Es bestehen ZWieifel darüber, lOb bei Eisenbahn"Aktiengesellschaften die "Ge" 
meinnützigkeit" im Sinne der V,elJordnung zur Durchführung der §§ 17 bis 19 
des Steueranpassungsgesebes (Gemeinnützigkeitsv,erordnung) vlOm 24. Dezem" 
ber 1953 ,anerkannt werden kann. 

II. \ 

Nach dem im wesentlichen übereinstimmenden W,ortlaut steuerg,esetzlicher Vor:< 
schriften, SIO insheslOn:del'e des § 4 Abs. 1 Ziff.6 des K'örperschaftssteuergesetzles, 
§ 3 Abs. 1 Ziff.6 des Vermögenssteuergesetzes, § 3 Ziff. 6 des GeWierhesteuer" 
gesetz'es, § i8 Abs. 1 Nr.14 Ides Lastenausgleichsgesetz<es, sind von der Ste~ier 
hefr-eit K'öxperschaften, P,ersonenv,ereinigungen und V,ermögensmassen, die nach 
der Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfassung und nach ihl'ertatsächlichen 
Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar kirchlichen, gemeinnütziger.. 



152 Wil'hclm Bö'lIger 

I 
'Oder mildtätigen Zwecken dienen. Unterhalten sie ,einen wirtschaftlichen Ge" 
schäftsbetrieb, der über den Rahmen 'einer' Vermägensverwaltung hinausgeht, so 
sind sie insoweit steuerpflichtig 1). . 
Welche Zwecke als gemeinnützig, mildtätig 'Oder kirchlich anzusehen sind, ist 
ursprünglich in den §§ 17 bis 19 des Steueranpassungsgesdz,es vlom 16. Oktober 
1934 (RGBl. I S.925) einheitlich für ,aUe Steuergesetze gesagt. 
Die Gemeinnützigkeitsv,erordnung v'Om 24. Dezember 1953 dient der Durch" 
führung der §§ 17 bis 19 des Steueranpassungsgesebes 2). Si,e stützt sich auf den 
§ 19a des Steueranpassungsgesdz,es in der Fassung des Gesetz:es zur A,enderung 
v,on einzelnen Vorschriften der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze vom 
11. Juli 1953 (RGBl. I, S.511). Durch diesen § 19a wird die Bundesregierung 
ermächtigt, durch R,echtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates dLe Be" 
griffe "gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke" im Sinne der §§ 17 
und 19 und die Voraussetzungen der damit verbundenen v,ergünstigungen näher 
zu bestimmen. Die amtliche Begründung zu dem Entwurf dies,er jetzt gültigen 
Gemeinnützigkeitsv,erordnung sagt, daß die Gemeinnützigkeitsverordnung nach 
Inhalt und Form lange umstritten war; ,es wurden s'Ogar <einzelne ihrer Vor" 
schriften als rechtsunwirksam bezeichnet 3). Auf Grund der k'Onkurrierenden 
Gesetzgebungsbefugnis . des Bundes ist nunmehr einheitlich für den Geltungs" 
berdch des Grundgesdz'es die aUseitig als 'erforderlich anerkannte Neufassung 
der Gemeinnützigkeitsverordnung möglich geworden 4). 

III. 

Der Anwendungsbereich der vorstehend aufgeführten RIechtsvorschriften kann 
nunmehr .im Hinblick auf die vorlIegende ThemasteUung abgegrenzt werden. 
1. Eine Gemeinnützigkeit liegt dann nicht vor, wenn dne Tätigkeit in erster 

Linie dgene wirtschaftliche Zweck'e, z. B. gewerbliche Zwecke 'Oder sonstige 
Erwerbszwecke, verfolgt. Auch der Umstand, daß die Erträge eines Unter" 
nehmens einer Körperschaft des öffentlichen R'echts (dem Bund, einer Ge" 
meinde 'Oder einem Gemeindeverband) zufHeßen, bedeutet für sich allein noch 
keine unmittelbare Förderung der Allgemeinheit. 

1) "V 0iterc . Einzellwiten bei S Le·i:1l11nardiL: Das· sLeuerlidlC Gcmc,inllützigkoilsrecht. Heid"li>rrg 
1954, S. 31. 
:I) V.ordem galt d~e GemeillnüL1Jiglkcitsverordmmg vom 16. De21cmber 1941 (Reichsmi:ni's'lerialhlalt 
S. 299, Re·ichsstcuerhlatt S .. 397). Di.c §§ 17 bis 19 des Sooueranpassungsgeootws über die Gcmein­
llützigkeitsverordllung gahell dann in der Fas!!ung c.1& AnJage 1 dDr VDrordnung zur AenJorling 
der Ersten Verordnung zur Durchführung dcs KörperschaftsoouergeSCllzes vom 16. OkLobcr 194R 
(Gesctzblatt ,der VDrwalLung des Vereiniglcn Wirlschuftsgcbielcs 1948, S. 181). 
3) V gl. Urteil des ObDr~ten FinanzgeriochtshoIcs in München vom 25. Februar 1950 - I 8/40 - S 
(BunJßsst(mcrlJlatt 1951, Tcil I, S. 4(2), in dem €nlschj'cden wird, daß dUß Begriffsoostimmung 
d()s wktsdtaftlichen GcschäfLsh~Lri()bel:l ,in der Gcmc!innützigkcillsv€TOrdnung mit der des Körper­
&chuflsLeucrgc9dt2lCs und gle,idllm~lcnder Vo,nschriflcn undeilXlr GOSClLxe nicht in Einklang sl ... ht 

, und somit die VorSlchriftün des § 7 ALs. 1, 3 und dl1S § 8 der Gemeinnützigkeilsverortlnung rechls­
unwirksam sind. 
1) Di'O frühere V'erwultung für Finanwn des Vere1inligLc.ll Wi'rLsichafLsgebiebcs halte, da dem <>1,<)­
maligen WirLsdtaft~rat des V€re'~uigtcn "Virwdluflsgcbi,etes eine Gcsützgebungsbcfu·gnis auf djc.~elll 
Gobict nicht ziJ.,;tund, den Obers'OOIl Frnunzbchördml der Länder durch ein Rundschreiben vom 
15. September 1949, betrWfc.nd Durchführung der Gemcinnützi'ß\lwitl.svCl'orclnung (Ministm'ialblatt 
ues BU'llIdesminisoorrums der Finunwn 1949/50 Nr. 183) die ßeacJltung bestimmtor G1111\(lsiit71~ 
empfohlon, um ,im nahm~m des beo;Lchenden Itedltszuslulld~s eine mögHchst vc·roinfachtc und gleich­
mäßige Durchfüihrang der Gemuinnützigkeitsvcrordnung sicherzustellen und eine Klärung wl.>uig­
stens der dringendsten Zwcifelsfragen zu erreichen.' 
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2. Steuerbegünstigte Zwecke werden nur dann ,anerkannt, wenn si,e von dner 
Körperschaft aus. s chi i e ß li c hund u n mit t ,e I bar v,erfolgt, durch die 
Satzung vorgeschrlehen und durch die tatsächliche Geschäftsfühnmg v,erwirk" 
licht werden. Ausschließlichkeit bedeutet, daß keine anderen als steuer" 
begünstigte Zwecke - ,einzdn 'Oder nebeneinander - verfolgt werden. Un" 
mittelbar heißt, daß die Vmaussetzungen für ste:uerliche V'ergünstigunge:n, 
nicht erfüllt sind, wenn die zu begünstigenden Zwecke nur mittelbar ver::: 
wirklicht werden, d. h. also, daß d~e Körperschaft den steuerbegünstigten Zweck 
entweder selbst (oder unter gewissen Voraussetzungen durch Hilfsmgani::: 
sationen) verwirklicht. Die sonstigen Voraussetzungen, dk bei Körperschaften 
erfüllt sein müssen, um in den Genuß der Steuer begünstigung zu kommen, 
sind folgende: 

a) Etwaige Gewinne dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet 
werden. 

b) Die Mitglieder oder Gesellschafter (Mitglieder im ,Sinne di'eser Verordnung) 
dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch 
keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der K'örperschaft erhalten. 

c) Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Aufhebung der 
K,örperschaft nicht mehr als ihr·e Kapitalanteile !zurück,erhalten und den 
gemein,en Wert ihTier geleisteten Sacheinlagen. 

cl) Die K,örperschaft darf keine P.erson durch Verwaltungsausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fr·emd sind, oder durch' unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigen. 

e) Bd' Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wlegfall ihres 
bis:herigen Zweckes darf das V,ermögen der Körperschaft, soweit es .die 
eingezahlten Kapitalanteile der Mitglieder übersteigt, nur für' steuer" 
begünstigte Zwecke verwendet werden (Grundsatz der V,ermögensbindung). 

f) Die Körperschaft darf ihre Erträge ganz oder teilweise. einer Rücklage zu; 
führen, wann und solange dies ,erforderlich ist, um ihr,e steuerbegünstigtcn 
satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig 'erfüllen zu können. 

g) Es ist nicht gesagt, daß d~e Körperschaft keinen Gewinn erstreben darf. In 
einem solchen Falle muß aber bestimmt werden, daß etwaige Gewinne nur 
für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden dürfen. 

Das Kernstück der V,erordnung bilden die Vorschriften über den wirtschaft" 
lichen Geschäftsbetrieb .. Hternach ist dn wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ,eine 
selbständige nachhaltige Tätigkeit, durch die Einnahmen oder andere wirt" 
schaftliehe Vorteile erzielt werden und die über den Rahmen dner V,ermögens" 
verwaltung (z. B. verzinsliche Anlage von Kapitalv,ermögen, Vermietung oder 
Verpachtung von unbeweglichem V,ermögen) hinausgeht. Die Absicht der 
Gewinnerzielung ist nicht ·erforderlich. Eine steuerbegünstigte Körperschaft 
ist in solchem Falle lediglich mit den Werten (V,ermög,en 'und Einkünften), 
die zu diesen Betrieben gehören, steuerpflichtig. Die steuerbegünstigte Körper" 
schaft kann aber auch mit dem wirtschaftlichen Geschäftshetdeb identisch sein. 
Sie ist .aber mit den W,erten, die zu einem wirtschaftlichen Geschäftsbereich 
gehören, nur dann. nicht steuerpflichtig, wenn der wirtschaftliche GeschäftS:' 
betrieb in seiner Gesamtrichtung dazu di'ent, die steuerbegünstigf.en satzungs,: 
mäßigen Zwecke der Körperschaft zu verwirklichen und wenn diese Zwecke 

, , 
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nur durcn sie 'erl1eicht werden können (steuerlich unschädlicher Geschäfts~ 
betrieb). Zu den steuerhefrdten wirtschaftlichen Geschäftsbetri,ehen zählen 
unter ,anderem Einrichtungen der WiohlfahrtspfLege, die in besonderem Maße 
bedürftigen IÜder minderbemittelten P,ersonen dienen. Inhalt der Wtohlfahrts" 
pflege ist der Dienst am allgemeinen WlÜhl und nicht Ider Erwerb. Unter 
den in der Yterordnung ,aufgeführten BeispieLen für steuerlich unschädliche 
Geschäftsbetriebe befinden sich neben den Einrichtungen der W.ohlfahrts" 
pflege ,aller Art auch kulturelle Einrichtungen und ,Vteranstaltungen, soweit die 
,erhobenen Entgdte dite Unkosten der Einrichtung oder Yteranstaltung höch" 
steri.s decken ,oder nur wenig überschreiten. GLeiches gilt von sportlichen Y,er" 
,anstaltungen oder geselligen Yteranstaltungen teines steuer begünstigten Ver,cins. 
Es handelt sich hierbei aber nicht um dne ,erschtöpfende lAuf" 
zäh I ung. 

Ir. 
Die Ueberlegung, ob die Anwendbarkeit der Gemeinnützigkeitsverordnung auf 
Eisenbahn"Aktiengesellschaften zulässig ist, muß von folgen~'en Fteststellungen 

ausgehen: . 
1. Bei der Erteilung ,einer Konz'ession nach dem Pr,eußischen. Gesetz 'über die 

Eisenbahnunternehmungen vom 3. Nov,ember 1838 handelte 'es sich' anfänglich 
nur um 'eine Zulassung zu <einem an und für sich der privaten Tätigkeit zU<" 
kommenden Betrieb, also um ,eine Gewerbeerlaubnis, nicht um d1e ,y,erleihung 
'einer hoheitlichen Befugnis zur Wahrnehmung ,einer öHentlichen Aufgabe &). 
Es mag dahingestellt s,ein, wann der \Vande! in der ,Rechts auffassung von 
der älteren ,gewerberechtlichen Grundlage der Eisenbahnkonz'essl0n 6) ZU" 

. gunsten 'einer stärker'en Hervorhebung der Uebertragung dnes Stückes öffent,: 
licher V,erwaltungeingetreten ist. Der Art. 89 der Wdmar'er Reichsverfassung 
hatte dn hoheitliches Eis·enbahmecht ausschließlich des Reiches fürdk'Bahnen 
des allgemeinen V,erkenrs 7) geschaHen. Nunmehr wurde dem Eisenbahn,: 
unternehmer mit der V,erleihung des R,echts zum Betrieb dner Eisenbahn ein 
Stück ,öffentlicher Ytel'Wlaltung übertragen. Nicht im Namen des ~taat~s, 
sondern aus 'eig,en.em R,echt undineig'eutem Nam!en,also.mchtnn 

Namen des Staates soll der Private d1e Bahn bauen und betl1eihen. Dieses Recht 
ist dn Privileg, ,eine auf dem freien Willen des Staates beruhende Gunst,: 
el'Wleisung, die nach preußischem R'echt in der Ktonz,ession ihren Ausdruck 
findet. K,ennzeichnend hi:erbei ist also, daß eine juristisch,e Pterson des' Pr i v a t" 
re ch t5 (solche Uebertragung ist auch auf Privatpersonen oder SiOgen~nnte 

6) Bei don Gründ()q~egel1sch~fl,cn dachte man vornehmLioh an diü Form"oilllcr juri!l~ischen . .Pcr:oIl 
(u:ingl'tragocner V,ereLn) oder an Jüo Form einer Handelsge:sellschaft. Zunächs~ war. es l~ighc.~ emc 
zum Zwec1,e der E.lllenhahngrÜnJung zus'ummcil1getl'cteno Persolllcnmehrhett, c]no 1m ~ruheren 
,~ochLo Ilogtenunnbe Gelegl'nlteDtsgestoHschaft. (E g CI r,: Eiscnbahnrcoht im Deutschen .Re~ch und 

[oll. Pr{lUßen, Loipzig '1910, S. 29.) F'crner B ö ,t t ger: Um d~s Kon7Al'S.sionspr~n21ip bm' Verrkehrs-
unLernehmungten. Inbernubionales Arooiv für Vorkehrswesen, JohrgllJIlJg 1955, S. 126. . 
~) Die Gewerbefreiheit ist houLe für d'en Bereich des E..is.e'Ilbahn\VIcsens ausgeschlossen (§ 6 der 
Gewerbeordnung). 
7) Bahnen des allgoeme-incll Verkdu'S waren. d~) dem öHenllichen, ühe'rörtLichen Verkdhr ,Hencmlcn 

I~~upt- und NcbenoDsenbaihnon (häufig audl Großballmcn g·cnannt). Im Gegensat~ dazu wareIl 
~ls.enbatlmen des nLc1itallgemeioon Verkdlrs Bahnen minderer Bedeutung, dve dem örtLIChen Ver~ehr 
dl'entell und d:~c als "K1e,inbalhncn" l;e;r,C'~chnet wurden. Das heutig<3 Eisenbahnrocht kennt ,11,,5<' 
Unters.cheidung nkht mehr. . 

( 
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~ichtrechtsfähige Organisationen des Privatrechts möglich) durch den in öffent" 
f~ch"rechtlicher Form getätigten Y,erleiht,tngsakt mit ,einer Reihe von öffent" ' 
I~hen &echten und Pflichten ,ausgestattet wird, um die ordnungsmäßig'e 

Fuhrung des Unternehmens zu sichern. Hierzu "gehören das Betrlebsrecht 
u?d die Betriebspflicht, das Enteignungsrecht, die Ausübung der' P,olizeigewalt, 
dIe Anstaltssatzung und ,"ordnung,' Schutz des Schienenweges als öffentliche 
Sache, Schutz vor Pfändung durch Private, Eigentumsbeschränkung für den 
Nachbarn, die Beförderungspflicht, die PlQstheförclerungspflicht usw. Diese 
b~Hehenen Unternehmen sind mithin inslQweit als Hoheitsträger anzus,ehen 8). 
Elh in solcher Wdse mit öffentlichen Funktionen BeHehener behält.aber soeine 
Eigenschaft als Privatrechtssubjekt. ' 

Der Betr1eb dner öffentlichen Eisenbahn in Privafrechtsform macht die Eisen" 
ba'hn"Gesellschaft zum Träger !Öffentlicher Y'erwaltung. Sie ist zum Betdeb 
einer Eis,enbahn in öffentlicher Anstaltsform berufen (die dne rein technische 
Bedeutung hat, zumal die ,eigentliche Y,erwaltung nicht zu ihren notwendigen 
ZWlecken gehört), ohne daß sie damit zur juristischen Person des öffentlichen 
Rechts (rechtsfähige ·öffentliche Anstalt) ,erhoben wird. Es ,entsteht durch den 
Verleihungsakt zwar ,eine rechtsfähige öffentliche Yerw.altung, auf die sich, 
und das ist charakteristisch, der Staat eine positive Einwirkung vorhe11ält. 
Der Privateis,enbahn~Gesellschaft f,ehlen ,aber wiederum Kennzeichen' der 
echten öffentlich"r,echtlichren Anstalt (,es gibt nur solche, da das BGB und die 
priv,atrechtli'chen Nehengesdze l'echtsfähige Anstalten des Privatrechts nicht 
kennen). Eine Eisenbahngesdlschaft dieser Art hat ;nicht das R,echt der 
Autonomie, d. h. die Rechtssetzungsbefugnis. Bei <einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts ist ferner Voraussetzung, daß si-e kraft positiver Gesetzesbestimmung 
mitRechtspersönlichkeit ausgestattet ist. Durch Gesetz können a:uß,er dem Staat 
weiter,e Personen 'des öffentlichen Rechts ,errichtet weriden. Juristische Poet" 
sonen des öffentlichen Rechts können mäglicherw,eise auch stillschweigend 
entstehen, aber das sind Seltenheiten. D~e Regel bildet die förmlich genehmigte 
juristische Person des .öffentlichen R'echts 9). 

2. Im § 3 des Eisenhahngesebes von 1838 ist gesagt, daß das Statut der Eisenbahn;. '1 

gesellschaft zur 1a n cl e sh ,e:rr li eh 'en Be s t ä tigu n g <einzureichen, ist, 
sobald der Bauplan im wesentlichen festgestellt worden ist. Die Bestätigung 
des Statuts soll sodann in der Gesetzessammlung - geändert in "Amtsblatt" 
durch § 1 Nr.5 des Gesetzes vom 10. April 1872, G. S. 357 '- veröffentfi.cht 
werden. Mittds der Bestätigung des Statuts durch den Lanclesherrn bzw. das 
Staatsministerium werden der Ges,ellschaft die Rechte dner Korporafi.on er" 
teilt, ,aber nicht .eines Hilfsorgans des Staates im Sinne des ALR II 10 § 6910). 
Das geht auch daraus hervor, daß die Bedienstet'en der privaten Eisenbahn" 
gesellschaft keine Staatsheamten sind (vgl. dazu auch das Urteil des pl'eußischen 
Oberv.erw.altungsgerichts - OVG 2, 175, das sich insbeslondere mit den Eigen" 
schaften der Bahnpolizeiheamten dner privaten Eisenbahnges<ellschaft befaßt), 
Diese Bediensteten nehmen neben ihrer sonstigen Wirksamkeit für die Ge~ 
seIlschaft auch die Funktionen der Bahnpolizd wahr. Es sind ilmen auchbe" 
züglich dieser Seite ihrer Tätigkeit zweifellos d1e R.echte der mittelbaren Staats"" 
beamten >eingeräumt. Aber nach dem Gesamtcharakter ihrer ·dknstlichen 

8) 'l'u r () g g: Lohrbuch des ·VN"IvÜlungsr<x:hts. 2. AufJago. BerIin 1954. S. 87.' 
9) J 0 11 ri II 0 k: V'l'rWaUui1gs'I1coht. 3. Auf1\1ge. Oklcnburg 1948, S. 177. 
10) lll,i n g _ K a u't z: IIanuwdh für Verwal:!:ung und/Wil'l.sdJaft, 3. Ban·J; Berlin 1932, S.817. 

l " 
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/ Stellung sind sie nicht mittelbare Staatsbeamte, sondern Angestellte einer 
Priv,atgesellschaft. Aenderungen des Statuts bedürfen ,ebenfalls der Hestäti" 
gung durch den Landesherrn bzw. das Staatsministerium. Untergeordnete 
Statutänderungen konnten jedoch v,om Ministerium für Handel und Gewerbe 
genehmigt werden (Allerh. Erl. 27. Mai 1872) 11). 

Nach ALR II 6 § 25 kommen aber die Rechte von Korporationen :nur solchen 
vom Staate genehmigten Gesellschaften zu, die sich zu dnem f 0 r t d aue r n " 
den g 'e m ,e i n n ü t z i g ,e n Z we c k ,e verbunden haben. Diese V:arschrift 
galt nach dem ALR für aUe Korporat1onen des privaten wie des öffentlichen 

,Rechts (ausgenommen Gesellschaft:en, welche ausschHeßlich V!ermögenszwecke 
verEolgen, die unter Titel 17 T,eil I fielen). Auch in dem Preußischen R,egulativ, 

I die Eisenbahnkommissariate betreHend, vom 24. November 1848 (Mbl. f. d. 
ges. i. V,erw. S.390) istim ,Zusammenhang mit der F'eststellung des Geschäfts" 
bereichs der Eisenbahnkommissarien. (§ 46 des Eisenbahngesetz,es von 1838) 
bestimmt, daß hierzu die Wahrung der Interessen der Eisenbahnunternehmun" 
gen als ge m ,e i n n ü t z i ge Anstalten gehört. 

An diesem Zustand hat sich' durch die in späteren R ,e ich s gesetzen (vom 
11. Juni 1870 und 18. Juli 1884) erfolgte Neul'egelung'des R'echts d~r Aktien" 
gesellschaften nichts geändert. Nunmehr mußte der Eintragung einer Eisen" 
bahu"Aktiengesdlschaft in das Handelsr,egister die landesherrliche Bestätigung 
des Statuts und die Erlangung der Genehmigungsurkunde vlarausgehen. In den 
Motivlen heißt es wörtlich: "Daß Vorschriften, welche die Genehmigung des 
Gegenstandes der Gesellschaft ,oder d1eetwa denselben Privilegien und das in 
Verbindung h i le r mit stehende Aufsichtsriecht ,angehen, I durch den san" 
stigen Inhalt des G,esetzes nicht aufgehoben werden, müßte schon als selbst" 
verständlich anzusehen sein." 12) Die Eis,enbahn"Aktiengesellschaft wird nach 
Einführung dieser Rdchsges.etze ',wirksam nach erEolgter Eintragung in das 
Handelsregister. Sieerlangtiaber mit der Bestätigung des Statuts - also schon 
vor der Eintragung in das Handelsr,egister - die Rechte einer Korporation 
oder anonymen Gesellschaft (§ 3 des Eisenbahngesetzes von 1838). 

Die Gemeinnützigkeit einer Eisenbahn"Aktiengesdlschaft ist mithin von dem 
Augenblick an, kraft gesetzlicher Bestimmung, anzuerkennen, so die landes" 
herrliche Bestätigung des Statuts vorHegt. Die Aktiengesellschaft selbst ent" 
steht erst nach der Eintragung in das Handelsregister. 

Es ist nun noch' zu klären, wie sich die Rechtslage nach Einführung des BGB 
gestaltet hat, nachdem im Art. 55 des Einführungsgesetz1es zum BGB vom 
18. August 1896 gesagt ist, daß die privatrechtlichen Vorschriften, der Landes" 
gesetze außer Kraft treten, soweit nicht das BGB selbst oder das Einführungs" 
gesdz zum BGB ein anderes bestimmt. 

1l) Illing-Kautz: a.a.O. 8.817; ferner Gü~c,tz vom 15. August 1921, bott'. anderweilige 
Regelung d{lr ruuf Ge/setz b{lruijHmden Zuständig'kdt des Min1istürs dcr öffenllidl'8n Arl;clitt!1l 
(G. 8.487). . 

12) E ger: IIandbuc1h dc'S' Pl'cußisd~ßn Eisenha.JlIlI'Cchls, erster Band, Dresla~ 1889, S. 139. 
Anmerkung des V{lrf{l,ssers: Zu dt!n Gegenständml des Unt{lrnehmens zählen z. D. die regionahm 
Grenzen des Ddr~ches, Bau- ,und Detr~ebsl{lli'lul1g, cinl1us~l;zcIlde DCllriebsm~~Lcl. Im Gegensatz dnzu 
steht di,c Gesellschaftsform, mit d,)r das Un~ernehrncn tll das wirlsdlUHLidm Lobon trin. , Nur die 
Prüfung des forrncl1cn GcseHsdhaftsycrtragcs wurde auf den IIandelsregisterrichtcr übergeleitet. 
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Nadl § 82 EinfG BGB bleiben unberührt die Vmschriften der Landesgesetze 
über die V·erfassung solcher y,el'eine 13), deren R,echtsfähigkeit auf staatlicher 
Verleihung beruht, und zwar nur insoweit, als dies·en Ver.einen vor dem 
1. Januar 1900 die Eigenschaft >einer Korpüratiün verliehen wurde, unbeschadet 
Ihrer sünstigen Stellung als juristischer Person H). 

Y. 

1. Es muß nun geprüft werden, ob Inl1alt und Begriff der Gemeinnützigkeit 
einst wie heute ,eindeutig feststehen. In ,einer älteren Ausgabe des Handwörter", 
buchs der Staatswiss·enschaften 15) wird die "Gemeinnützigkeit" im Rahmen 
eines Artikels über den "Gemeinsinn" als ein TICiI der Neubildungen bezeich", 
net, welche das 18. Jahrhundert der Folgezeit übermittelt hat. Der Gemeinsinn 
in Gestalt der Gemeinnützigkeit wird als dn wichtig,er Faktor des ,öffentlichen 
Lebens bezeichnet, dess,en Wirksamkeit die kümmunale und staatliche Ord", 
nung und Zwangs gewalt gekräftigt :und inhaltlich berdchert hat. Dabei wird 
.unter Gemeinsinn zunächst einmal Jene Hingabe an eine k1einel)e oder größere 
Gesamtheit bez'cichnet, wte si'e bei schweren Unfällen, gegenüber Armen und 
Kranken, aber auch im V,ereinsleben, im Gemeindedienst u. s. f. hervQrtritt. 
Es wird dabei auch der Ueberlegung Ausdruck gegeben, einzelne Anstalten 
VQn größerer Allgemeinbedeutung in' die Hand der öffentlichen Verwaltung 
übergehen zu 'lassen, da letzt,ere düch auch berufen ist, .ein höheres Gesamt", 
interesse zu kultivter,en. Es wird di,e Erkenntnis betünt, daß in gewissen Ver", 
hältnissen di,e persönlich'en Intel'essen zurücKzutrden haben. Besonders aber 
hat der Gemeinsinn da u 'e r n deO r ga n isa ti '0 n e n v 10 n S'o Z i ale m 
eh ara k te r geschaffen. 

Demg,egenüber ist di,e Gemeinwirtschaft <etwas anderes. Aus der Summe wirt", 
schaftlieher Erscheinungen lassen sich' g,ewisse Gruppen vün Funktiünen lüs'" 
l,ösen, welclle nicht dem Einzdhaushalt nüch dem W,ettbewerb der Einzel", 
wirtschaft überlassen sind, sündern v'On der Gesamtheit übern'Ommen werden. 
Im Einzelfalle können ökünomische Gründe mitspl'echen, weil der einz,elne 
gar nicht ,'Oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu sorg·en vermag. 
Eine sülcHe Gemeinwirtschaft hat zwar überall bestanden, aher stets Foml 
und Ziel gewechselt, so daß alle Müdalitäten von der vollen Unentgeltlichkoeit 
der Einzelleistung bis zur starken Finanzquelle der öffentlichen Wirtschaft 
vertreten sind. Das alles aber ist bei dem, was mit "Gemeinnützigkeit" be~ 
zeichnet wird, undenkbar. 

2. Der Geltungshereich der Gemeinwirtschaft für das Verkehrswesen ist wissen~ 
schaftlich ausführlich behandelt. NQch kürzlich hat M'Ü s t 16) unter Anführung 
zahlreicher fachwiss,enschaftlicher Autol'len'dem Pl.'oblem breite Beachtung ge, 
schenkt. Die vürliegende Darstellung beschränkt sich bewußt auf ,e i 11 e n 
Faktor: die Untlerschj'edlichkeit der Gemeinwirtschaft v'On der 
Ge me i n n ü t z i g k ei t der Verk,ehrsdienste aufzuklär,en. 

13) Di,e Al:ücngc01cH~chafl. i'sl jll'l·isl:i,sClw Poersoll, und zwar rcchlsfllhiger Vorei'll im Shmc des 13GB. 
Siehe ·auch G 00 I dlSJdl rn i!: IIa:ndkommmlar Will IIGB, Münsle,r 1!J29, S,. 281. 
H) Vgl. auch HGZ 131, 244 und Pr. AusfGcs z. 13GB Art. 89. 
15) Jena 1[109. Vim'wr Band, Dritl.<), Auflage, S. G43. • 
16) Soziale Mark:lwir!c~chafL und Verkehr. SchriHenrc'ihe des llulldesminiswrs für Verkehr. IIdl U, 
BidcIdd 1%4. S. 135. 
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a) Bei iden .gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsdiensten nandelt es sich in erster 
Linie um die Bedürfnishefriedigung der Allgemeinheit, bei den einzelwirt", 
schaftlichen Y,erkehrsdiensten steht das Gewinnstreben v,orn an. Die ge" 
meinwirtschaftlichen Y,erkehrsdLenste werden gew,öhnlich betreut v,on den 
'öffentlichen Y,erkehrsunternehmungen 17). ,w'enn die Eigentümer des 
Kapitals der !Öffentlichen Verkehrsunternehmungen auf Einkommen aus 
diesem Kapital aus übergeordneten volkswirtschaftlichen Gründen 'Oder 
durch die Y,erhältnisse gezwungen zum Teil 'Oder ganz verzichten, dann 
bleibt trotzdem di,e Unternehmertätigkeit aufrecht ,erhalten. Es wäre aber 
irrig, nun etwa die Bundesbahn 'oder andere :öffentliche Eisenbahnunter" 
nehmungen vollends in die Kategorie der am Kapitalbetrag Uninteress~erten 
zu verweis,en. Yi,elmehr wär,e 'es durchaus denkbar, hier dem ,Ertragsstrehcn 
eine stärk'ere Ausgangsstellung einzuräumen. 

b) Gemeinhin wird im Y'erwaltungsrecht dem Begriff des ,eigennützigen 
(priv,aten IOder fiskalisch:en) Zweckes der des gemeinnützigen (dem Gemein~ 
:wohl dienenden) gegenübergestellt. Dabei ist les unerheblich, wer Eigen" 
tümer leiner Sache ist. Es kommt lediglich auf die private 'Oder öffentliche 
Zweckbestimmung an 18). DIent dne Sache dem Gemeinwohl, sü ist sie dne 
"öffentliche Sache" im Sinne des Y'erwaltungsrechts und unterliegt öffenb: 
lich..rechtlicher Ordnung. Es ist die <Öffentliche Gewalt des Staates, die 
regelnd und g,estaltend tätig wird (Aufsichtsl1echt). 

Verwaltungsrechtlich wird mithin der gemeinnützige Zweck gleich'gesdzt 
mit ,dem Dienst.am Gemeinwohl. Nicht an'ders zu v'erstehen ist wühl auch 
die Bemerkung bei Hau s t le in", M a y ,e r 10), w,enn hier kaufmännische 
Erfolgswirtschaft und gemeinnützig,e Zielsetiung v,erbunden werden. Das 
privatwirtschaftliche Denken süll dort beendet sein, wü die Interessen der 
deutschen Volkswirtschaft gewahrt werden müs~en. Die gemeinnützigen 
Aufgaben haben den Y,orrang vor der kaufmännischen Erfolgswirtschaft. 
Es dürfen keine Gewinne angestrebt werden, wenn damit den Belangen der 
Gesamtwirtschaft (!) widersprochen wird. ' , 

c) Die Gemeinwirtschaft ist dne WirtschaftswlCise zur Bedürfnishefriedigung 
einer Gesamtheit, lOhne daß im Einzelfalle auf das Gewinnstreben v'erzichtet 
zu werden braucht, wenn ,es auch nicht als primäl1er Faktor der Wirtschafts" 
tätigkeit gilt. Die Y,erw'endung d,es .aus solch',er Tätigkdt er" 
z i 'Cl t enGe w i n n ,e s ist gewöhnlich in das fr eie B 'Cl i e b 'e n des 
U n te r n 'e h m ,e r s gestellt. 

Demgegenüher ist hei der Auslegung des Begriffs der Gemeinnützigkeit 
im VerkehrswIesen dav,on auszugehen, daß zwar die Rechtsquellen wieder", 
holt den Begriff der Gemeinnützighit verwenden, ,ohne daß indes zum 
Ausdruck kommt, welche Vüraussdzunglen im Einz'elfal1 
erfüllt sein müssen, um auch von Rechts w'eg,en die An" 
er k 'e n nun g d ,e r Ge m <Ci n n, Ü tz i g k <Ci t zu sie her n. 

17) Eirenbahnen sind öffen~lich(} Unternehmungen, die "nach ihrer Zweckbestimmung jedermann 
zur P,or.soonen- oder GÜlte.beförderung benutzen kann' (§ 2 des Allgemeinen Eisenbahngesül7.cs' 
vom 29. März 1951). 
18) Gi '0 so: Die llundeswassers~raßen als Gegenstand der llundeskompctcnz. Schriftenreihe des 
llundosminisbers für Verkehr. Hoft 8. lliolefeld 1955, S. 7. 
19) Bundesba!hnges~tz .mit kurzen Erläuterungon. Köln' und Darmstaut 1952. S.14 unu S.28. 
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d) Das Kriterium ist vielmehr darinzu sehen, daß zwa.r a.uch bei Anerkennung 
der Gemeinnützigkeit dn Gewinnstreben möglich ist. Aber dieser etwaige . 
Gewinn soll reserviert bleiben für die gemeinnützig>e satzungsgemäße Ver .. 
wendung 'entweder betriebsgebunden im ,eigenen Hause 'Oder für andere 
steuerbegünstigte Körperschaften, Anstalten und Stiftungen ,oder 'eine mit 
sozialen Aufgaben besonders betraute öHentliche V'erwaltung. Es muß 
durch entsprechende Bestimmungen des Statuts dafür gesorgt werden, daß 
diese Zweckbindung von Gewinnanteilen gesichert bleibt. 

VI. 

Für die Anerk,ennung der Gemeinnützigkeit ist nicht in 'erster Linie die juristische 
Borm der Eisenbahnunternehmung ,entscheidend. Die hierfür geltenden Rechts .. 
formen sind anpassungsfähig genug, um die Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
zu sichern. (Damit soll nicht, gesagt sein, daß der bestehende R,echtszustand ein 
absolut befriedigender ist 20).) Es kommt vielmehr vordringlich darauf an, den 
Begriff der Gemeinnützigkeit scharf zu Eormulieren und die Zulässigkeit seiner 
Anw·endbarkeit auf Ei$lenbahnges,ellschaften (und bei Erfüllung der Voraus .. 
sagungen auch' auf andere Verkehrsunternehmungen) in den >einschlägigen Ge .. 
setz'en klar zum Ausdruck zu bringen. 

Im v'Ürliegenden Falle hat die besagte Eisenbahn .. Aktiengesdlschaft in ihrer 
Satzung ganz eindeutig ihren Willen zum Ausdruck gebracht (vgl. Kap. I), daß 
sie ausschließlich gemeinnützig tätig sein will. Die sich darauf beziehenden Vor .. 
schriften der Satzung 'stehen durchaus in Einklang mit der Sinnrichtung der 
Gemeinnützigkeitsvel'ordnung. Die Prüfung der l'echtlichen und wirtschaft.. 
lichen V,oraussetzungen zur Anwendbarkeit des Begriffs der Gemeinnützigkeit auf 
Eisenbahn"Aktiengesellschaften hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, die die 
Anwendung der Gemeinnützigkeitsv,erordnungauf solche Gesellschaften hindern 
könnten. . 

20) Es wj'rd hewußt dumuf vlÜTziohtet, d,i,!) wlÜchschcitigcn Bczieh{mge11, von öffentlkh'!lll und 
privatem nedht im Ber~idl des Eisünhah.U"Cchts, zumal auch hn IIinhli'ck nur die Unlctl'schi,edc 
zwischen öffentlichen und priva,L(}1l Körperschaf~cn !lier auIzu1.cigen. ImmcI,liin sollen wonigswns 
dio Bemühungen Li s :t's um Ctrn neuos sozhdc5 Gcmcunrocllt erwiümt werdon", worunter c,in zwischen 
dem I!rivaLen u.n~ dem üffontlichcn Hoe;ht liügenJcsr, Hcchtsrc\cll z'! verstehen, ist. (Vcrw~tung~rechL 
techmsoher netnobe. 2. Auflago. W~esbad'ell 1903 unu Encrglcrecht \V"eshadon 1902.· I· ernor 
II a h ,e r: "Der öffentliChe Dionst privater netricbo", nanu 1 der Zeitsohrift "Technik und HechL". 
Darms:tadt 1950, S. 78.) 
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Deutschlands Stellung 
im internationalen Nachrichtenverkehr 

Von Dr. Ludwig H '0 rat z 

1. Allgemeine Bedeutung des Nachrichtenv!erkehrs. 

II. O~ganisation des internati:onalen Nachrichtenverk!ehrs. 

III. Die dnzelnen V,erkehrsmittel: 
1. Telegraphie 
2. Fernschreiber 
3. Bildtelegraphie und Tdefax 
4. Telephonie. 

IV. Neue internationale Seekabelprojekte. 

V. K'Onkurrenz Funk - Kabel. 

I. Allgemeine Bedeutung des Nachrichtenverkehrs. 

Hallo Sydney, Hallo Moskau, Hallo T'Okio, so mischt sich dn Stimmengewirr 
in der großen Z!entrale dner internationalen F,ernsprechvermittlung. HLer wird 
in wenigen Minuten, ja 'Oft in Sekundenschnel1e ,eine V,erbindung über Tausende, 
ja Zehntausende von Kilometern hergestellt. Für den NachrichtenvIerkehr scheinen 
die Entfernungen nicht zu 'existieren; aber das scheint wirklich nur so, denn 
welch große technische und 'Organisatorische Probleme verbergen sich hinter diesen 
knappen W,orten. Allzu leicht sieht man darüber hinweg. D1e müderne Nach" 
richtentechnik hat dem nationalen und internaHonalen Nachrichtenv:erkehr eine 
ungeheure Bedeutung v!erliehen. Jahrelang war und ist dieses Gebiet eindeutig 
von der T,echnik beherrscht, die SD Großes hierfür geleistet hat. Um so 'erfreulicher 
ist 'es, festzustellen, daß sich auch die Wirtschaftswissensehaft und nicht zuletzt 
die Verkehrswissenschaft mehr und mehr mit diesen Problemen beschäftigt. 

Das ist um so mehr zu begrüßen; als die modernen Nachrichtenmittel wie Tele" 
gramm, Fernschreiber und Tdephon zu ,einem unentbehrlichen Helfer für unsere 
Wirtschaft und insbesondere für unsere Außenhandelskaufleute geworden sind. 
Der Geschäftsmann von heute könnte sich seine Tätigkeit wühl ohne diese tecb 
nischen Hilfsmittel kaum noch vorsteHen, die ihm seine Arbeit so sehr ,erleichtern. 
Dabei sind Schnelligkeit, Genauigkeit und Geheimhaltung der Nachrichtenüber" 
mittIung die Haupterf.ordernisse, die ,er an das moderne Nachrichtenwesen stellt., 
Die T,echnik bemüht sich mehr und mehr, diese Wünsche zu 'erfüllen. 

Uebersehen wir auch nicht, welch erhebliche F.ortschritte das Nachrichtenwesen 
- insbesondere in technischer Hinsicht - während der beiden Wieltkriege ge" 
macht hat, Fortschritte, die dem zivilen Sektor in großem Umfange zugute,:: 
gekommen sind. Zwar nehmeri auch heute die Telecommunicationssysteme der 
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Militärs vielleicht noch den ,ersten Rang~in. Wdche Probleme Isich Mer z. B. 
alleine im Rahmen der NATO ,entwickeln, sd nur olm Rande v,ermerkt, weil 
dahei auch immer wieder für den kommerziellen Nach'richtenv,erkehr, der hier 
ja alleine behandelt werden soll, ,erhebliche Verbesserungenerwach'sen, wie auch 
an ICinigen Beispielen gez,eigt werden wird. 

W,as soll nun im folgenden unter Nachrichtenverkehr v,erstanden werden? Der 
eigentliche Begriff des Nachrichtenv,erkehrs ist sehr weit gefaßt. Hier seien aber 
unter Nacnrichtenverkehr nur die alten klassischen Nachrichtenmittel verstanden 
wie Telegraph und T'elephon, dte ,einschli:eßlich ihr,er neuen Erschiernungsformen 
(Telex, Bildtelegraphie, Tdefax) dne Fülle von Problemen im nationalen wie im 
internationaLen Verkehr aufwerf.en. 

,Zwangsläufig wird bei der Erörterung dieser Fragen sehr oft auch auf die Stellung 
anderer großer Länder im Wdtnachrichtenv,erkehr zurückzukommen sein (ins" 
besondere USA und Großbritanni'en), die 'einen sehr int'eressanten Vergleichs" 
maßstab bieten. 

Hier sei aber nun vornehmlich die Stellung Deutschlands im internationalen Nach" ' 
richtenverkehr erörtert. Dabei soll weniger das geschichtlich sehr interessante 
Bild der Entstehungsjahr,e aufgezeiehnet werden. Lange Zdt hat Deutschland 
auf einigen Gebieten des Nachrichtenverkehrs ,eine führende Rolle spielen. können. 
Aber zweimal haben Kriegs" und Nachkriegszeit uns ,erheblich zurückgew,orfen. 
Um so mehr sind die gewaltigen Anstrengungen der Post und der privaten Ge" 
sellschaften zu wÜl,digen, die uns auch heute wieder 'eine gute Position im 'inter" 
nationalen Nachrichtenv,erkehr verschafft haben. , 

11. Organisation des internationalen Nachrichtenverkehrs. , 

Wenn wir in Deutschland oder überhaupt in Europa ein Telegramm aufliefern 
oder dn Tdephongespräch führen, so kennen wir ,es nicht anders, als daß die 
Postv,erwaltungen diese Dienste für uns wahrnehmen. Post, Telegraph und Tde" 
phon sind bei uns Staatsmonopole, die seit jeher von den PTT"V,erwaltungen 
betrieben werden. Dahei ist man sich' aber oft nicht bewußt, daß - abgesehen 
von den USA, wo der gesamte Nachrichtenv,erkehr von Privatgesellschaften be" 
trieben wil1d - auch heut,e noch im internationalen V,erkehr, speziell im Uebersee" 
verkehr, viele privat" oder gemischtwirtschaftliche Unternehmen tätig sind. Noch 
vor ca. 20-30 Jahren war dieser Verkehr die Domäne von Privatgesellschaften, 
insbesondere was den Kabelv,erkehr anbelangt. Das lag aber seinerzeit haupt" 
sächlich in den folgenden Tatsachen begründet: 

1. Zur Z.eit der großen Seekabelverlegungen, also gegen Ende des 19. Jahr" 
hunderts, kam es noch darauf an, jeweils die relativ kürz'esten VIerbindungen 
zwischen zwei Kabellandepunkten zu finden, da die technische Entwicklung 
der Seekabel noch nicht so weit fortgeschritten war. Daher war man :ge" 
zwungen, die Kabel des Mteren in fr,emden T,errivorien anzulanden. Hierfür 
,waren aber Landekonz,essionen des betreffenden Staates erforderlich', die an 
staatliche Verwaltungen nicht gegeben werden kOnI;1ten. 

2. Daneben zeigten die PTTN,erwaltungen aber auch zu dieser Zeit überhaupt 
wenig Interesse, diese VIerbindungen selbst zu betreiben. Das besonders in den 
Anfangsjahren so risikoreiche Unternehmen, Seekabel zu verlegen, überließen 
sie lieber der privaten Unternehmerinitiative, die auch viel besser die Finan" 
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z~erung solch großer Projekte über den Kapitalmarkt vornehmen konnte. Nur 
gelegentlich beteiligten si:e sich an solchen Gesellschaften. 

Ein ähnliches Bild finden wir bei der Entstehung der Funktelegraphie. Auch hier 
überließen die PTT",Verwaltungen in den ersten Jahren den Betrieb meist privaten 
Unternehmen, die mit viel Mut und Tatkraft diese so risikor,eichen Verkehrsmittel 
ausbauten. Aber schon bald - insbesondere seit den 20er Jahren :- ging man 
mehr und mehr dazu über, diese Dienste selbst zu ,betreiben und zu verstaatlichen. 
Heute wird auch in Europa praktisch der gesamte Funkv,erkehr {kominerzleller 
Art) von den Fernmeldeverwaltungen betrieben. Di,e gleiche T'endenz ist vielleicht 
sogar in noch stärkerem Maße bei den Kabelgesdlschaften festzustellen, sei es 
nun in der Form, daß die V,erwaltungen in gemischtwirtschaftlichen Unternehmen 
den überragenden Einfluß haben, oder daß ,eine direkte Verstaatlichung (wie in 
England) Platz greift. Durch die große technische Fortentwicklung des Seekabels 
hat zudem in neuerer Zeit das Problem der häufigeren Zwischenlandungen an 
Bedeutung verLoren, wenn es auch noch nicht ausgeschaltet ist. Daneben finden 
wir insbesondere im europäischen Berdch in den letzten Jahrzehnten berdts mehr 
und mehr ,eigene VeI\\ialtungskabel, die im Verkehr zwischen zwd Ländern (z. B. 
Deutschland und Schweden) von den beiden Verwaltungen gemeins,am erstellt 
und betrieben werden. Das ist allerdings im Ueberseev,erkehr anders, da hier 
auch heute noch meist private Gesellschaften tätig sind. (Eine Ausnahme bilden 
hier lediglich die 1946 verstaatlichte ,englische Kabel", und Funkgesdlschaft Cable 
& ,Wireless, sowie zwei französische Gesellschaften.) 

So ist das ,europäische Nachrichtenverkehrswesen heut,e größtenteils in der Hand 
der F,ernmeldev:erwaltungen. Daneben arbeHen noch' eine Rdhe von Privatgesell~ 
schaften hauptsächlich im Ueberseev·erkdlI, und auch sie natürlich' nur - wie 
schon immer - in enger Zusammenarbeit mit den PTT",V,erwaltungen. Die 
wichtigsten hierunter seien kurz genannt: 

1. Die jetzt verstaatlichte britische Ca bl e & Wir 'e l,e s s mit dem größten 
Seekabelnetz Vion rd. 165000 SM = 51 Ofo des Wieltkabelnetzes. Sie 'entstand 
1929. aus ,dem Zusammenschluß der britischen Kabel", und Funkinteressen. 
So betreibt sie heute weltwdten Kabel", und Funkv,erkehr. 

2. Die I tal ca b I 'e. Das ist die itali'enische Nachrichtengesellschaft für den 
Ueberseev·erk,ehr, di,e 1941 ,ebenfalls aus dem Zusammenschluß von Funb 
und Kabelgesellschaft 'entstand. Sie besitzt Seekabelv,erbindungen I in Europa, 
sowie nach NOl1d", und Südamerika und befaßt sich außerdem 'mit <einem atls~ 
gedehnten Funkv,erkehr. Der italienische Staat hat sich .aber das ,Recht vor~ 
behalten, die Gesellschaft ab 1975 zu übernehmen. 

3. Die Große Nordisch'e Td'egrapheng,eslCllschaft. Sie betreibt 
Seekabel in der Nord", und Ostsee sowie im fernen Osten, wohin u. a. über 
nlssische Landlinieneine Verbindung besteht. Sie ist eine reine Privat~ 
gesellschaft. 

4. Die beiden französisch'en Ka b·elg.cs'ellschaft:en: Gomp.agnie 
FJ:an!;.aise du T elcgraphique und Comp.agnie Fran!;ais'e des Cables Sudameri~ 
cains, die heute beide verstaatlicht sind. 

5. Die Deutsch",Atlantische Tdegraphleng,esellsch'aft mitmeh,,: 
reren Seekabeln im Nordatlantik. Sie ist heute noch im Wi·ederaufbau be", 
griffen und nennt zur Zeit dn Kabel nach Vig,o !(Spanien) und eins nach 
Lowestoft (England) ihr Eigentum. 
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Demgegenüber wird das Nachrichtenweslen der V,ereinigten Staaten im nationalen 
wie im internationalen V,erkehr auch heute noch ;ausschließlich von 'privaten 
Gesellschaften betrieben. Ein Nachrichtenmonopol des Staates gibt 'es nicht. 
Allerdings ist die Vielzahl der anfangs vorhandenen Gesellschaften inzwischen 
auf 'einige wenige große zusammengeschrumpft. . A~er eineeig~ne Bundesnach" 
richtenbehörde di,e sog,enannte P,ederal CommumcatlOns CiQmmlssi'On, überwacht 
die Gesellschaften und verhindert die Gefahren iQligo" 'Oder s'Ogar m'On'OP,'Olisti" 
scher Marktstrategie. (Das inneramerikanische Tdegraphennetz wird beispiels" 
weise heute v'On ,einer einzigen Gesellschaft, der W'estern UnLon betrieben I) Zur 
V'eranscnaulichung sei,en ganz kurz die wichtigsten amerikanischen Nachrichten" 
konzerne, genannt. Sie sind gleichzeitig in starkem Maße in Idei Produktion 
engagiert': 

1. Die Am'eri ca n T .el,e p hiQ ne a nd T d'egra p h C'O. (ATT) , die 800/0 
des inneramerikanischen Te1ephonv,erkehrs betreibt (43 Mio. Td."Apparate), 
ebenf,alls mit großen Interessen auf dem Produktionssekt'Ür (W,estern Electric). 
Sie ist eine der größten amerikanischen Gesellschaften überhaupt (Stamm" 
kapital 6 Mrd. Dollar). 

2. Wie s te r nUn i'O n, ,die inneramerikanische Tdegraphengesellschaft. Ih~e 
zahlr.eichen Transatlantikkabel muß sie laut Auflage der P,ederal Communi" 
cations Commission n'Och in diesem Jahr'e an die T,extron Arnerican Co. ver,,' 
kaufen. 

3. Der K'O~zern der Int'ernational Teleph'Üne and T,el'egraph Co. 
(ITT) mit mehreren Punh und Kabelbetri,ebsgesellschaften (American, Cable 
& Radio System) sowie einer Vielzahl von Produktionsgesellschaften in der 
ganz:en Welt (International Standard Electric). . . 

4. Der R'C 'A K:o n z 'e r n. Hauptsächlich ~roduktionsgesdlschaft auf' ,dem 
Rundfunk" und F,ernsehgebiet. Daneben 'auch Betriebsgesellschaft für k'Om" 
merzielle Telegraphie. 1 

111. Die einzelnen Verkehrsmittel: 

Im fofgenden seien nun die ·einz·elnen Verkehrsmittel speziell aus der deutschen 
Sicht behandelt. ' 

1. Telegr,aphie: 

Nach 1945 stand Deutschland wie auf fast allen Gebieten 'auch hier v,or einer 
scheinbar unüberwindlichen Aufgabe. Das gesamte In" und Auslandsnetz war 
ze'rstört. Dazu hemmte die Auf teilung in BesatzungsziQnen lange Zeit den Wieder" 
aufbau. Mit dem Aufbau der Bundesr'epublikerg~b sich auch für die BundesP'Ost 
,eine schwi'erige Aufgabe. Früher war das gesamte T,dcgraphen" wie auch das 
Telephonnetz z'entral auf Berlin ausgerichtet gewesen. Nach dem Krieg,e bot sich 
aber in den,Westzonen und nachher in der Bundesrepublik dne völlig neue Situa" 
tion rilit mehreren gleich großen Stadtzentren, die dne völlig neue Planung und 
Netzgestaltung für ,die Tdegraphie ,erforderlich machte. Die Durchführung dieses 
Programms hat sich sehr gut bewährt. In letzter Zeit ist man nunmehr d.azu über" 
gegangen, die Vollautomatisierung des innerdeutschen T'elegraphennetzes zu ver" 
wirklichen. Das erfordert ,erhebliche Kapitalinv'estitionen~ die sich aber lohnen 
da P'ersonal eingespart wird und die Laufzeit der T,elegramme ',erheblich verkürzt 
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werden kann. Die amerikanische Telegraphengesellschaft hat ihr System bereits 
fast völlig automatisiert und hiermit große Einsparungen inshesondete der hohen 
Lühnküsten erreichen können. Hier können die Telegramme von dem annehmen" 
den :aeamten direkt an den Ort, an dem der Empfänger wohnt, zugeschrieben 
werden, ohne daß ein Umtelegraphieren ,erforderlich ist. 

Das Telegraphennetz der Bundesrepublik bedient sich praktisch nur der Kabel" 
verbindungen. Zum Einsatz von Funkverbindung,en ist ,es im Inland bisher noch 
nicht 'gekommen. Das gilt im großen und ganzen für alle ander'en Länder im 
gLeichen Maß. Auch die amerikanische Tdegraphengesellschaft Wiestern Union 
hat bisher nur eine Hauptlinie auf Funk umgestellt. Das liegt ,allerdings auch an 
der mangelnden Zahl der für den Funkverkehr verfügbaren Wellen. 

Trotz dieser Modernisierungen weist der innerdeutsche Tdegrammv,erkehr eine 
sinkende T,endenz auf, wie die folgenden Zahlen beweisen: 

Beförderte Tdegramme im Bundesgebiet 

Rechnungsjahr Tel. in Mio. St. 

1950 
1951 
1952 
1953 

17,376 
16,323 
16,587 
15,839 

,Andererseits ist dafür die durchschnittliche Wmtz.ahl pro Tdegtamm in den bc" 
treffenden Jahren leicht gesHegen: 

Rechnungsjahr 

1950 
1951 
1952 
1953 

Durchsclm. Tel. Wortzahl 

21,7 
21,9 
22,6 
22,5 

Diese Entwicklung liegt in folgenden Tatsachen begründet: 
, \ 

Aus der "guten alten Tdegraphie" haben sich inzwischen neue r;J'achrichtenzweige 
entwickelt wie Fernschreiber und Bildtelegraphie, die zusammen mit dem Tdephon 
und der Luftpost den eigentlichen Tdegrammv,erkehr dwas heiseite gedrängt 
haben. Das Pmblem der Gebühren ist hierhei zwar auch nicht uninteressant, 
spielt aber 'Cigenartigerw,eise nicht die Hauptrolle. Dieses Künkurr,enzprüblem 
der Telegraphie wird noch ausführlich bei der internationaLen Tdegraphie erörtert 
werden. -- Die Feststellung sinkender Telegrammzahlen im Inlandsverk,ehr kann 
man allerdings in vielen Ländern machen, und man neigt zu der Auffassung, daß 
diese T,endenz wohl auch noch etwas anhalten werde, daß aber ,ein gewisser festcr 
Grundverkehr immer bleihen wird. Das leichte Ansteigen der durchschnittlichen 
Wmtzahl wird man auf die für ein Brieftelegramm ,erforderliche Mindestwort" 
gebühr und den relativ niedrig gebliebenen Tarif zurückführen können. 

Auf dem Gebiete des Auslandsverkehrs war die Wiederanknüpfung der Ve~:;' 
bindungen nach 1945 natürlich noch viel schwieriger. Sie vollzog sich praktisch 
ingr,ößerem Umfang,e ,erst seit 1949. Vor dem Kriege hatte 'es auf dem Gebiet 
des internationalen Tdegrammv,erkehrs ,eine gewisse Zweiteilung gegeben. Hier 
war ,es einmal di'e Deutsche Reichspost, die seit der Verstaatlichung der privatcn 
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Transradiogesellschaft im Jahre 1932 den internationalen Funkv,erkehr nach 
Eumpa und Uebersee betrieb, und zum anderen die DeutschdAtlantische Tde" 
graphengesellschaft, die drei Seekabel nach Yigo (Spanien), Horta (Az,oren) und 
England besaß und somit den Anschluß an das Wdtkabelnetz über deutsche 
Kabel gewährleistete. Die Deutsch"Atlantische Te1egraphengesdlschaft (DAT) 
kam in denerst,en Jamen nach' 1945 nicht wieder zum Zuge, weil die Frage Ider 
Rückgabe ihrer Kabel sehr umstritten war. Erst seit 1950 konnte si:e zunächst 
über Mietwege ihre Tätigkeit wieder aufnehmen. Heute betreibt si,e auch wIeder 
Verbindungen nach England und P,ortugal. Sie hofft darüber hinaus auch, bald 
wieder ihr Amerikakabel zurückzuerhalten. . 

Durch die schon nach 1914 gegenüber dem beachtlichen Seekabelhesitz der fünf 
deutschen Kabelgesellschaften vor dem ersten Wdtkricege ,erheblich geminderte 
Bedeutung des Seekabelverkehrs rückte zwangsläufig - aber auch noch aus 
anderen Gründen - die Funktelegraphie mehr und mehr in den Vordergrund. 
Zunächst waren die Anlagekosten für den Funkbetri,eb auf diese W,ei:sc wesent" 
licll niedriger, so daß die Ents~h:eidung zwangsläufig zu ihren Gunsten fallen 
mußte.' Daneben bestanden aber auch 'erhebliche finanzielle YlQrteile, da nicht 
nur die Hälfte der Gebühr grundsätzlich bei der Post blieb, sondern darüber 
hinaus sogar durch sogenannte "sender"keeps"all"Y,erfahren" die GebühDenv,orteile 
n'Och reizvoller gestaltet wurden. Bei dtes,em ska" Y,erf.ahren behält Jeder Sender 
sämtlkh'e Einnahmen aus dem Y,erkehr seines Landes. Da aber ;oft der aus 
Deutschland ausgehende Y,erkehr gr,ößer war als der eingehende, bracht,e ,dieses 
Abrechnungsverfahrt;n neben ,erheblichen technischen V,ereinfachung,en (Abrech" 
nung) s,ehr beachtliche GebÜhr,eneinnahmen. 

Im Zuge der Zerstörung des früher in Nauen. gelegenen Ueherseefunkzentrums 
wunden nach 1945 in den W,estzonen nunmehr zwei Stati'Onen: ·Hamburg"Lüchow 
und Frankfurt"Eschborn, für den internationalen Y'erkehr ,eing'erichtet. Von hier 
aus besteht heute wieder per Funk und Kabel V,erbindungmit aller Wielt. So 
hat der Funk im internationaLen Y,erkehreine gewisse Yorzugsstellung auch im 
Bereich: der Telegraphie leingenommen, insbesondere was d1e eigenen Linien be,: 
trifft. Tl10tzdem ist aber die Einschaltung in den internati'Onalen Kabelverkehr 
über dneeigene deutsche BetriJebsgesellschaft nicht nur aus nati'Ünalen Gründen 
eine wichtige Sache. Einmal ist man f~ den Störungsfall ''y'Ün Funkv,erbindungen 
- und das ist leider immer noch' $lehr oft der Fall -auch' auf Kabe1ersatzwege 
angewi,esen. Danehen aber ist das Funkspektrum zur Zeit mit Wiellenanforde" 
rungen derart überbelegt, daß ,ein chl10nischer Wellenmangel für den 'Betrieb von 
Funkv,erbindungen besteht. Hierauf wird am Schluß noch zurückzukommen sein. 
Schließlich und endlich ist in dies,em Zusammenhange aber auch n'Och dne weiteDe 
Tatsache von .erheblicher Bedeutung: In den letzten Jahr,en hat sich' die teclmische 
Fortentwicklung des Seekabels so verbess,ert, daß 'evtl. schon haldauf den großen 
verkehrsrdchen Linien inshesondel1e für die TeLephonie neue große Kabelver" 
legungen zu 'erwarten sind. Diese Entwicklung ist der Oeffentlichkeit durch das 
erste transatlantisch'e Tdeph'Onseekabel bekannt geworden, das z. Zt. zwischen 
England und Amerika von Engländern und Amerikanern gemeinsam erstellt 
wird. Hierüber wird noch' ausführlicher bei der Tdephonie gesprochen werden. 
Flir diese Zwecke ,erachtet man ,es für zweckmäßig, über eine private Betriebs" 
gesdlschaft in diese Entwicklungsarbeiten ,eingeschaltet zu werden, zumal di'e auf 
dIesem Gebiet zur Zeit federführ,ende amerikanische American Tdephone and 
Tdegraph:Go. ·ebenfalls dne Privatgesellschaft ist. . Zudem bieten sich auf der 
Finanzierungsseite für Verwaltungen Leicht Schwierigkeiten, da di:e benötigten 
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Kapitalien erheblich sind. (Die Kosten des derzeitig im Bau befindlichen Kabels . 
betragen ca. 150 Mio. DM.) Die Deutsch"Atlantische Tdegraphengesellschaft 
widmet schon seit längerer Zeit diesen Projekten dn besonder,es Interesse. 
Wie schon beim Inlandsverkehr angedeutet, ist die Zahl der aufgegebenen Telef 
gtamme in den letzten Jahren gesunken .. Das ist für den Auslandsverkehr in 
Deutschland ,erfr,eulicherweise noch nicht der Fall. Im Ausland dagegen ist diese 
Entwicklung sehr häufig zu finden. Die Statistik unseres Auslandsv,erkehrs zeigt 
folgendes Bild: 

Auslandstelegramme in Mio. Stück 

R,echnungsj ahr Nachd.Ausl. Ausd.Ausl. Zus. 

1950 3,066 2183 5,849 
1951 3,390 3,325 6,715 
'1952 3,756 3,579 7,335 , 
1953 3,970 3,807 7,777 

Demgegenüber verminderte sich dIe durchschnittliche W,ortzahl der aufgegebenen 
. Telegramme im Auslandsverkehr wie folgt: 

Rechnungsjahr Europaverkehr Auß.ereuropaverkehr 

1950 
1951 
1952 
1953 

22,0 
20,8 
21,3 
20,6 

25,6 
24,5 
24,1 
22,4 

Vom gesamten Telegrammverkehr 'entfielen 1953 auf den reinen Inlandsv,erkehr 
57,6 0/0, auf den Auslandsverkehr 28,4 0/0, der Rest auf sonstige V'erkehre (Berlin, 
Sowjebone, Saar). Der Auslandsv,erkehr liegt im Durchnitt 'etwa bei 30 0/0. 

Die Zahlen z.eigen aber schon, daß. der Anstieg des Tdegrammaufkommens in den 
Nachkriegsjahr,en relativ sehr schw,ach war. Wenn man jedoch bedenkt, daß die 
-eigentliche W:i:edereipschaltung Deutschlands in den Welthandel gerade zu dieser 
Zeit ,erfolgte, so lerkennt maq, daß relativ doch ,ein Rückgang 'eingetreten ist, d. h. 
daß .praktisch von dem sich steigernden Nachridltenv,erkehrsaufkommen ein er,! 
lieblicher T,eil auf andere Verkehrsmittel abgewandert ist. Das findet man ein" 
deutig bestätigt, wenn man die Verkehrszahten der ander,en Verkehrsmittel 
studiert. 

Damit sind wir bei einem sehr wichtigen Problem angelangt, das ,einigen Kahel. 
g·eseIIschaften zur Zeit erhebliche Sorgen bereitet. Im Jahre 1939 v,erteilte sich 
der internationale Tdegrammverkeh'r im Durchschnitt wie folgt auf die Gruppen: 

Handel (einschl. Industrie) 60 % 

Bankgewerhe 20 0/0 

I Hotelgewerhe 8 Ojo 

Privatpersonen 12 0/0 

Hteran hat sich Wesentliches nach 1945 nicht mehr geändert, abgesehen davon, 
daß anfangs der Anteil der Banken infolge der Devisenbewirtschafrung etwas 
geringer war. Di'ese V,erschiebung hat sich aber inzwischen wieder behoben. 
Handel und Industrie sind also die bedeutendsten Kunden des internationalen 
Telegrammverk,ehrs. (Die Pr,essle bedient sich meist schon ,eigener Gesellschaften.) 
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Für sie haben aber moderner,e Nachrichten~ Verkehrsmittelterheblich an Bedeutung 
gewonnen, deren Vor~ und Nachteile im folgenden näher untersucht w,erden 
sollen: 

1. Hier ist an erster Stelle die T ,e 1,e p h '0 n i 'e zu nennen. Auf den tF'ernsprech~ 
dienst ist mit dem weiteren Ausbau der naHonalen und internaHonalen Ver~ 
bindungen dn .nicht ~nbeträchtlicher T,eil d,s Tdegrammaufkommens abg,e~ 
wandert, insbesonder,c im Uebers,eev·erkehr. Die Möglichkeit einer direkten 
Verständigung zwischen den beiden Partnern bietet natürlich 'erhebliche Vor~ 
veHe, da man ausführlich gegenseitig alle Fragen diskutieren kann, wogegen 
im Tdegxamm Jedes Wmt zählt. Allerdings bestehen hier auch wkderum 
g,ewisse Hemmniss'e, insbesondere infolge der oft bedeutenden ,sprachlichen 
Schwierigkeiten. Sie s·etzen der Ausw:eitung des Tdephonv,erkehrs 'eine Grenz,e 
und erhalten der Tdegraphk dnen gewissen Grundverkehr. Das ist ins" 
besondere der Fall, wenn es sich nicht um die Hauptsprachen w1e Englisch, 
Franz,ösisch und Spanisch handelt. Daneben aber ist der terhebliche ,Zeit~ 
UTlterschied zwischen den einzelnen Kontinenten dne ernste Sorge. So stehen 
beispielsw,eiste für eine Vterbindung Europas mit der New Yorker Geschäfts" 
welt praktisch nur ca. drei Stunden zur V'erfügung, in deneri sich d~e Ge~ 
schäftsstunden überschneiden, da mit New York immerhin teine Z,eitdifferenz 
von sechs Stunden besteht. Das zeigt sich noch krasser z. B. bei einer Ver" 
bindung mit San Franzisko, bei der man mit 'einem Z'Cituntersclüed von neun 
Stunden rechnen muß. Atehnlich ist ,es ~m Südamerikav,erkehr (sechs Stunden). 
Das wirft natürlich vom betrieblichen wie vom kaufmännischen Standpunkt 
aus schwierige Fragen auf, da sich in den wenigen Stunden ein Lebhaffer 
Spitzenverkehr konz'entriert und wähJ.iend der anderen Stunden praktisch kaum 
V'erkehr anfällt. Vielleicht läßt sich hier aber in gewissem Maß.e in Zukunft 
mittels einer dastischCJ.ien Gebührenpolitik eine Vterstärkung des V.erkehrs in 
der toten Z'eit ,erreichen. 

-2. Daneben aber ist der Fe r n S ehr te i b ,e r - selbst ein Ableger der rde~ 
graphie - heute zu einem bedeutenden Konkurrenten der eigentlichen Tde" 
graphie 'emporgewachsen. Nachdem seit 1947 dieser Dknst wieder mit mehre" 
1"en europäischen Staaten aufgenommen werden konnte, kam es 1951 auch 
bereits zur tersten Verbindung mit den USA per Funk. Inzwischen sind bereits 
weUere L5nder in Ueberse'e hieran ~mgeschlossen worden, weitere werden 
folgen. Der F,ernschreibdienst hat insbesondere für die Geschäftsleute den 
großen Vorteil des direkten Zuschreibens der Nachrichten und einer sofortigen 
Antwort. Es ist also eine Art "schriftliches Gespräch". Hierbei werden aber 
einmal die bei den Telegrammen immer noch so häufigen VrCIstümmelungen 
vermieden, und zum anderen wird praktisch dn Stenogramm des schriftlichen 
Gesprächs gew.onnen. Man hat direkt "Schwarz auf W'eiß", was man be~ 
sprochen hat. Dies ist für die Geschäftswelt von 'erheblicher Bedeutung. Die 
internationalen Fernschreibverbindung.en erscheinen zudem noch sehr ausbaw 
fällig, da im Ausland der Fernschreiber noch nicht so bekannt ist und zum 
anderen <einig,e größer,e Netzre (das amerikanische AT'T"Netz mit rd. 40000 
Teilnehmern, Südafrika und Indien) noch nicht angeschlossen sind. Dabei. 
liegen die Gebühren gar nicht so hoch, im Durchschnitt 'etwas unter den Tele" 
phongebühren. Es werden selbstverständlich auch hier die Gebührenminuten 
berechnet. 

3. Mit zum stärksten Konkurrenten des Telegrammverkehrs hat sich aber seit dem 
11. Weltkrieg die Lu f t pos t entwickelt. Die ,erhebliche Vterkürzung der 
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Flugzeiten in den letzten Jahren, di:e rationellere Organisation des Ab .. undZu .. 
leHens cl,er Luftposts,endungen zu den Flughäfen, haben hier eine bedeutende 
Konkurrenz geschaffen, der mit dem Einsatz von Hubschraubern für den Zu .. 
bringerverkehr, mit der Verwendung von Düsenverkehrsflugz,eugen für den 
Wdtverkehr ,oder sogar von ,eigenen Postraketen dne ungeheure Bedeutung 
beizumessen ist. So wird z. B. heute bereits ,ein Luftpostbrid, der um 15 Uhr 
in Hamburg oder Düsseldorf auf dem Hauptpostamt aufgeliefert wird, am 
anderen Nachmittag in New York 'Oder sogar in Los AngeLes (dank der Polar .. 
route) zugestellt, immerhin dn ,erheblicher Fortschritt, wenn man bedenkt, 
daß noch 1939 praktisch sämtliche Post nach Uebersee per Schiff ging und 
nach USA ca. 10 Tage benötigte. Noch krass.er zeigt sich das z. B. im V,erkehr 
mit AustraHen und Japan. Dazu aber bahnt sich dne weitere Entwicklung der 
Luftpost an in Form des Abbaus der Luftpostzuschläge, die zum Teil sogar 
völlig in ,W,egfall kommen. So wird heute bereits in USA dn beträchtlicher 
Teil ,der normalen Post zum normalen Tarif per Luftpost befördert, ebenso 
wle in Europa zwischen England und Frankreich. Damit rückt die Konkurrenz 
der Luftpost für die Telegraphie natürlich in 'eine bedrohliche Nähe. 

4. Daneben aber mieten sich' Inter,essenten, die dn sehr großes .Nachrichtenver .. 
kehrsaufkommen haben, in zunehmendem Maße ganze 'eigene L'eitungen von 
,elen betJ.1eHenden G<!s,ellschaften. Die Mietgebühren fließen diesen zwar zu, 
mindern aber natürlich das Telegrammaufkommen und sind meist auch 
niedriger. 

5. Als ein 'ernstes Problem hat sich in letzter Z'eit auch di'e Ge b ü h r 'e n P'O 1 i ti k 
,erwiesen und hierunter insbesondere das Problem des BriefteLegramms. Gerade 
hierüber kommen v'On seiten der Kunden immer häufiger berechtigte Klagen, 
wobei insbes'Ündere das absichtliche Zurückhalten v,on BridteLegr,ammen bei 
der vorhandenen Möglichkeit einer dir,ekten Zustellung per Fernschr,eiher 
- nur w,egen der niedriger,en Gebühr -- bemängelt wird. Hier wär,e 'es der 
Mühe wert, die bereits alten Vorschläge einer A,enderung der BrLeftelegramm" 
gebühr einzuführen, die in der Richtung gehen, daß di,e Mindestwortzahl 

·erhöht und die Zustellung beschleunigt wird, damit jedenfalls ein absichtliches 
Zurückhalten - das für ein Telegramm als widersinnig ,erscheint - vermieden 
wird: Hierüber ist aber auch leider im internationalen F'ernmeldev,erein noch 
keine Einigting·./e,l'z}elt worden .. Daneben aber' ,erscheinen die Vorzugstarife, 
die sich 'einige Länder,.ul}tereinander gewähren (z. B. innerhalb des britischen 
Gommenwealth), den' irtderen Ländern gegenüber als direkt diskriminierend. 

2. Fernschreiber (Teilnehmerfernschreibdienst). , 

Für Deutschland ist in den letzten Jahren die Entwicklung' des TtCilnehmerfern .. 
schreibdienstes am interessantesten gewesen. Dieser jünger,e Zweig der Tele .. 
graphie kam erst kurz vor Ausbruch des 11. Weltkrieges in Deutschland zur 
praktischen Anwendung, ohne in den ersten Jahl'en teine große Bedeutung zu er" 
langen. Dafür aber ist die Entwicklung seit 1950 um so 'erfolgreicher. Während 
der Telegrammv,erkehr im Inland abnahm und im Auslandsv,erkehr nur relativ 
schwach anstieg, schossen die Gebührenminuten des Tdlnehmerfernschreib" 
dienstes sowohl im Inlands .. wie im Auslandsv,erkehr sprungartig in die Höhe., Das 
beste Beispiel hierfür zeigt insbesondere die Zahl der seit 1950 im Bundesgehiet 
installierten FernschrtCiberanschlüsse: 
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Anzahl der Anschlüsse im Teilnehmerfernschr.eibdienst: 

Rechnungsjahr Anschlüsse 

1951 3.979 
1952 6.452 
1953 9.045 
1954 11.383 

(März) 1955 14.904 

Nach den letzten Infonnationen des Bundespostministeriums ist dn gr'Üßzügiger 
Ausbau des Teilnehmerfernschrdbnetz,es geplant. Man hofft, den Gesamtausbau 
des Netzes in Deutschland in etwa 20 Jahren mit dner Tdlnehmerzahl v'Ün rd. 
60000 abgeschlossen zu haben. 

Damit steht Deutschland als Pi'Ünier des F,ernschreibv,erhhrs in Europa an füh", 
render Stelle. Alle ander,en ,europäischen Staaten zusammengeDechnet wleisen nicht 
sovieIe Anschlüsse wie die Bundesr,epublik auf. Diese wird lediglich durch das 
amerika:nische Netz der ATT mit ca. 40000 Teilnehmern übertroffen, eine Zahl, 
die relativ für die USk nicht zu hoch ,erscheint. (V,ergleiche die Zahl der Tele", 
phonapparate: USA rd.52 Mio., W'estdeutschland rd. 3,7 Mio.!) In USA spielt 
allerdings das Telefaxsys,tem, über das noch zu sprechen sein wird, ,eine gewisse 
Konkurrenzrolle. 

Tr:otzdem hat der internationale Teilnehmerfernschreibdienst insbesondere im 
EUl10paverkehr bereits dne ,erhebliche Bedeuvung ,erlangt. Mit allen größeren 
europäischen Staaten bestehen heute Verbindungen, die allerdings noch üb~r 
Handbetrieb geschaltet werden, wogegen das Inlandsnetz fast vollautomatisch ist. 
Es ist aber beabsichtigt, baldmöglichst auch im Auslandsverkehr die Selbstfern"" 
w,ahl dnzuführen. Praktische Versuche hierzu auf bestimmten Linien sind bereits 
im Gange. Der erfreuliche Anstieg des Auslandsverkehrs rechtfertigt diese Be", 
strebungen. In den ,ersten Jahren nach 1950 ist der Auslandsverkehr jährlich 
um rd. 100 % gestiegen. Diese Quote hat sich zur Zeit auf einerd. 50 0/oige jähr", 
liehe Steigerung dngespi:elt. \'{T,enn aber ,erst alle fremden Netze angeschlossen 
sind und in den übrigen Staaten dn 'entsprechender Ausbau ,erfolgt, wird mit 
einer ,w:eiter,en ,erheblichen Steigerung des Auslandsverkehrs zu rechnen sein. Ins", 
besondere hofft man bald auch mit dem gr'Üßen F,ernschreibernetz der amerikani", 
sehen ATT mit ca: 40 000 Teilnehmern in Verkehr kommen zu können. Ueber die 
derzeit bestehenden V,erbindungen mit der Radio Corpol'ati'Ün 'Üf America (RCA) 
können lediglich ca. 800 T,eilnehmer in New Y.ork und Washington ang,eschriehen 
werden. 

Ueber die Vmteile des Fernschreibers ist im einzelnen bereits bei der TeIegraphie 
gespr,ochen worden. 

Daneben werden in Deutschland, wie auch im internationalen Verkehr, ganze 
Fernschreibsondernetz,e für Nachrichtenagenturen, Fluggesellschaften, Regi:erungs~ 
behörden, P.olizei dc.eingerichtet und an diese vermietet. 

3. Bildtelegr,aphie un'd Telefax. 

Darüber hinaus ist noch der bildteIegraphische Verkehr zu 'erwähnen, der auch 
wieder auf 'eine beachtliche Höhe gebracht worden ist. In Deutschland bestehen 
zur Zeit ca. 20 öffentliche Bildstellen bei den einzelnen Telegraphenämtern der 
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.. 
größeren Städte. W,eiterhin sind auch nodl eine Reihe von privaten Bildstellen 
bei Zeitungsverlagen und Presseag'enturen, die auch sonst die Hauptinteressenten 
dfeses Vier kehrs sind, in Betrieb. SchHeßlich besteht ebenfalls Verbindung mit 
vielen ,ausländismen Bildstellen in Europa und U ebersee. Hierbei wird der Ver" 
kehr ,nach' Uebersee ausschließlich über Funkwege .abgewickelt. 

In jüngster Zeit hat man sich in Deutschland auch mit der EntwicHung und Ein" 
führung v,on Faksimlleapp.araten zur Uebertragung von g·eschriebenen Textnach" 
richten (Telefax) befaßt. Zum praktischen Einsatz sind sie allerdings hier noch 
nicht gekommen. Hierbei ist besonders auf die beachtliche Bedeutung d1eser 
y,erkehrsart in den USA hinzuweisen, wo die Tdegrapheng,esellschaft WIestern 
Union ,ein großes, 'eigenes Telefaxnetz mit zur Zeit ca. 15000 Teilnehmern ein" 
gerichtet hat und betreibt. Dieses Netz arbeitet in Konkurrenz zum Fernschreib" 
netz der American Tdephone and Tdegraph Co. (ATT). Die W'estern Union 
hat daneben neuerdings auch ganze Netz'e für große Eisenhahngesellschaften, 
Warenh:auskonzerne, R,egierungsbehörden de. 'eingerichtet. Die Gesellschaft mißt 
der neuen Y,erkehrsart dne ,erhebliche Bedeutung insbesondere für die Zukunft 
bei. In Europa ist dieser Dienst praktisch unbekannt. Man wird s,ein:er lEin" 
führung auch wegen des vorhandenen Teilnehmerfernschreibnetz,es wlohl nUr mit 
sehr gE'oßer Vorsicht begegnen. 

4. Telephonie. 

Zu dn:em der bedeutendsten Nachrichtenmitrel hat sich in letzter Zeit die Tde" 
phonie ,entwickelt. Ihr hat man auch in Deutschland immer .ein besonder,es. Inter" 
esse gewidmet. Aber auch hier boten sich durch die ,erheblichen KriJegsz·erstö", 
rungen, den aufgestauten Nachholbedarf und die großen ,erforderlichen Kapital" 
aufwendungen bedeutende Schwh!rigkeiten. In Zusammenarbeit mit der deutschen 
F,ernmeldeindustde gelang der Wiederaufbau dennoch relativ schnell und gut. 
Genau wie bei der Tdegraphle war auch aJuf dem Sektor derITe1ephoni:e, bedingt 
durch' den Verlust Berlins als Zentrale, ,eine völlige Umg,estaltung des Netzes 
erforderlich. Dazu schuf die moderne Kabel" und Apparatetechnik die dringend 
notwendige Voraussetzung für die nunmehr iin Aufbau begriffene Landesfern" 
wahl mit dem Ziel dner V,ollautomatisienmg des F,ernsprechvlerkehrs zunächst 
im Inlandsverkehr, später aber auch über die Gr,enzen hinaus. Trotzdem ist die 
Automatisierung herdts soweit fortgeschritten, daß ca. 40 % des F'emv,erkehrs 
im Selbstwählerferndienst abgewickelt werden, wenn auch vor,erst nur die großen 
verkehrsreichen Y,erbindungen. Zur Entlastung der Kabel wurde in stärkerem 
Maße in den letzten Jahren auch der Dezimelerrichtfunk. eingesetzt. Hier ist 
bes.onders die mit für das Fernsehnetz geschaff.ene Y,erbindung von Hamburg­
Hannover über Köln-Frankfurt nach München bekannt geworden, sowie die 
Funkverbindung vom Torfhaus im Harz ~ach Berlin. Trotzdem ist aber auf 
dem Gebiet der Tdephonie in Deutschland immer noch ein erheblicher Nach" 
holbedarf vmhanden. Das zeigt sich auch beim Y,ergleich mit den Zahlen anderer 
Länder. Die tOft im internationalen Y,ergleich zitierte Zahl der Sprechstellendichte 
der 'einzelnen Länder und Städte z'eigt für die Bundesrepublik noch' 'eine relativ 
s.ehr ungünstige Position. Hier steht Deutschland zur. Zeit mit dner Sprech" 
stellendichte von ca. 6,8 Tdephonanschlüssen' auf 100 Einwohner an 15. Stelle. 
Das ist noch sehr wenig. Gerade in den letzten Tagen sind Pläne des Bundes,,' 
ministerums bekannt geworden, 'diese Zahl im Laufe ,der nächsten zehn Jahre 
zu verdoppeln, so daß 'eine SprechsteUendichte von ca. 13-14 Anschlüssen er" 
reicht wil1d. Das wür'de dann dwa der/ heutigen Zahl ,Großbritanni.ens ent: 
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sprechen. Die durchschnittliche SprechsteUendichte in den USA beträgt zur Zeit 
30,5 Apparate auf 100 Einw,ohner. In Deutschland steht an der Spitze der ein:< 
zeinen Städte zur Z,eit Düsse1dorf mit annähernd 16 Anschlüssen auf 100 Ein:< 
wohner. Das ist immer noch relativ g.ering im Y·ergleich zu Washington init 65. 
Die absolute Zahl der Tdephonanschlüsse beläuft sich in der Bundesrepublik 
zur Zeit auf 3,7 Mio. (Ende März 1955). Auch hier liegen wir weit hinter den 
ander,en Ländern zurück, wenn sich auch diese Zahl nicht so Zl.lm Y,ergleich 
eignet wie di,e der Sp1Cechstellendichte. Von den über 90 Mio. Tdephonappareten, 
die ,es heute ,auf der .Wdt gibt, sind in USA aHeine rd. 52 M,io. ~nsta1Hert, wovon 
der ,amerikanische Bellkonz·ern der ATT allein über 43 Mio. betreibt. Bell hatte 
dabei in den letzten Jahren ,eine jährliche Steigerungsquote von ca. 1,5 Mio. 
Appar,aten. Demgegenüber Heg.en alle 'europäisch'en Staaten in den absoluten und 
relativlen Zahlen doch erheblich zurück, allerdings mit Ausnahme von Schw·edcn, 
Schweiz und Dänemark. Vielleicht lassen sich aus 'der Organisation des ameri::: 
kanischen Fernspr,echwesens gewisse Folgerungen für Europa ziehen. Hier wär·e 
insbesondere -- abgesehen von technischen Fragen -- dn Studium der Gebühren:< 
politik von großer Bedeutung. Eventuell ließe sich in Form einer billigeren monat:< 
lichen Pauschalgebühr für Ortsgespräche ein Y,ersuch machen, obwohl hierbei 
nicht die Unterschiede übersehen werden sollen, di:e zum amerikanischen System 
bestehen. (So z. B.die besonders hohe Anzahl der Zweier::: und Mehranschlüss,e 
in den USA!) 

Daneben aber seien gewisse Sonderdienste der Tdephonie nicht unerwähnt, die 
in Letzter Zeit auch in der Oeffentlichkeit mehr und mehr. bekannt geworden sind. 
I-Her ist zunächst'der ,öffentliche bewegliche Landstraßenfunk zu nennen, der jetzt 
auch in Deutschland ·erstmalsentlang der Autobahn Duisburg--Karlsruhe in 
Betrieb genommen worden ist. Daneben besteht bereits seit längerer Zeit der so" 
genannte Rheinfunk, über den mit Schiffen auf dem Rhein gesprochen werden 
kann. Schließlich beschäftigt sich die Bundespost auCh mit den Plänen des Eisen" 
bahn funks. Hier will man zunächst versuchsweis·e in den F,ernschnelltriebwagen 
auf der Rheinstrecke zwischen Frankfurt und Köln diesen Zugfunk erproben. 
AUe diese Dknste sind im Ausland teils doch schon wesentlich weiter entwickelt. 
Die Amerikaner beispielsweise besitz·en heute ,ein Netz des beweglichen öffent" 
lichen Landstraßenfunks mit bereits 12000 Tdlnehmern; ,ebenfalls ist der Ztlg:< 
funk von vielen großen Eisenbahngesdlschaft,en berdts .eingeführt. Nicht un:< 
erwähnt sei sthließlich auch noch der Seefunk, der allerdings sowohl die T eIc" 
phonte wie auch die Te1egraphie bearbeitet. Hier fungieren heute in Deutschland 
die Stationen Norddeich, Elbe,,\V,es'er und Kid Radio, über die mit allen größeren 
Schiffen te1egraphischer und mit vielen auch bereits telephonischer Y,crkehr be::: 
trieben wird: Mit dem Einbau und dem Betrieb von Tdegraphen::: und Tdephon::: 
apparaten auf den Schiffen befaßt sich in Deut~chland ,eine eigene private Ge" 
sellschaft, die Deutsche Betriebsgesellschaft für drahtlose Te1egraph~e m. b. H. 
(DEBEG). 

Deber die nationalen Grenzen hinaus kommt aber dem F,emsprechverkehr mit 
dem Ausland :eine gl'oße Bedeutung zu. Praktisch betreibt die Bundesrepublik 
heute !Wieder F,ernspnechverbindungen mit allen Ländern der Wdt (außer China 
und Alba.nien). Davon wird der Ueberseedienst .heute noch ausschließlich per 
Funk a.bgewickelt. Im Eunopaverkehr bedient man sich fast nur .der Kabelver::: 
bindungen einschließlich der Ueberbrückung kleinerer Meeresentf.ernungen bis 
zu 200-300 km per Seekabel. Jahrzehntelang ist aber praktisch die Seekahel:< 
technik auf dem Gebiete des Tdephons·eekabels nicht über diesen Stand hinaus::: 
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gekommen, weil bei der ,andersartigen technischen Beschaffet;lheit der Tdephon", 
kabel auf längere Entfernungen der Einbau von y,erstärkern 'erforderlich wird, 
die auf dem Meeresboden untergebracht werden müssen. DIe Entwicklung solcher 
y'erstärker, die den ,W,eg auch für das ,erste jetzt im Bau befindliche tran~ 
atlantische Telephonseekabel freigemacht hat, ist aber 'erst das Wlerk der letzten 
zehn Jahre. 

Die P,eriode der U eberseerelephonie per Funk beginnt praktisch anfangs der 
30er Jahre, nachdem 1927 die erste funktelephonische Y,erbindung zwischen New 
Ymk 'und London 'er,öffnet wurde. Ihr folgten schon bald weitere Verbindungen 
nach Südamerika, Afrika, Asien und AustraHen. Hemmend wirkt sich hierbei 
bis heute immer noch der teilweise ,erhebliche z.citunterschied zwischen den ein" 
zelnen Kontinenten aus, der die für den Geschäftsverkehr intcJ)essanten Stunden 
auf sehr: kurz'e Zeit begrenzt. Das wirkt sich natürlich besonders auch auf die 
Rentabilität solcher Anlagen aus. Trotz der 'erheblichen technischen F.ortschritte, 
die auch die Funktclephonie in den letzten Jahren gemacht hat, zeigen sich doch 
auch hier immer noch gewisse Mängel. Das war früher in ,erster Linie die Frage 
der Geheimhaltung. Sie konnte aHerdings in den letzten Jahren ,durch Ver" 
schlüsselungsmaschinen dc. nahezu gelöst werden. Danehen sind ,es aber die atmo,: 
sphärischen Eigenschaften, insbesondere auf dem Nordatlantik, an denen man 
nun 'einmal nichts ändern kann. Insbesondere ,auf dem Nordatlantik kann es 
daher vorkommen, daß tagelang keine Y,erbindung zu ,erstellen ist. Y'or den 
gleichen Schwierigkeiten steht ja hier auch die Funktelegraphie; 

IY. Neue internationale Seekabelprojekte. 

So kommt hier die große, neue Fortentwicklung der Seekabeltechnik gerade zur 
rechten Z.eit, um die Ucberseefunktelephonie zu 'entlasten; von einem Y,erdrängen 
wind v.orerst noch keine Rede sein können. Die ,eigentliche Entwicklung des Tief" 
seeverstärkers ist noch sehr jung. Praktisch begannen die Amerikaner hiermit 
zuerst, als die American T,!,!lephone and Telegraph Go. (Bellkonzern) 1948-1950 
in 'einem Kabel der zu ihrem Konz,ern g,ehörigen Cuban American Tdephone and 
Telegtaph Go. zwischen K,ey West (Florida) und Habana (Kuba) ,dIe ,ersten 
Tiefseev,erstärker <einbauten, di,e bis heute s,ehr gut und ohne F,ehler arbeiten soHen. 
Die hierbei gemachten Erfahrungen wurden in den Laboratorien der ATT weiter 
ausgenutzt und der Y,erstärker so weiteJ)entwickelt, daß man sich 1954 zum Bau 
des 'ersten transatlantischen Fernsprechseekabels in Zusammenarbeit mit den 
Engländern und Kanadiern ,entschIoß. W,enn auch inzwischen die Engländer 
und Fr,anzosen, uncl in letzter Z'eit auch die Deutschen, die Entwicklung der Tief" 
seevIerstärker für Telephonkabel über das Stadium praktischer Y,ersuche hinaus 
bereits seit <einigen Jahren zu guten Ergebnissen gebracht haben, wovon ver" 
sch1cdene in ,englische und französische Kabel ,eingebaute Y,erstärker z'eugen, so 
hat m.ln sich für das Transatlantikkabel doch im wesentlichen für die 'bereits seit 
langem bekannten und bewährten amerikanischen Y,erstärker des BeU,.Konz'erns 
entschieden. Das in der Ausführung begriffene Projekt ist due Gemeinschafts" 
arbeit der amerikanischen ATT, der britischen Postverwaltung und der Canadian 
Ov'erseas Tdecommunication Corporation. Mit den Arbeiten wurde Ende 1954 
begonnen. Man h:offt das Kabel 1957 dem Betrieb übergeben zu können. Im 
eirizdnen sieht es zwei Kabel auf der Hauptstrecke zwischen Oban (Schottland) 
und Clarenville (Neufundland) (1950 SM!) vor, in die alle 30-40 km je ein 
Verstärker eingebaut wird. Insgesamt werden in jedes Kabel 51 Y'erstärker 
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zwischengeschaltet. Zwei Kabel sind ,erforderlich, weil die amerikanischen Vier;:: 
stärker sogenannte Einwegv,erstärker 'sind, d~e jeweils nur in einer Rich'ttmg 
arbeifen, so daß dn Kabel dem Hin" das andel'e dem Riickverkehr dient. Nach 
-einem kurz-en Stück Landkabel auf Neufundland kommt dann von Terr-enoeville 
nach Sydney Mines, lediglich ,ein einziges Kabel zum Zuge, das mit,den englischen 
Umschaltverstärkern bestückt ist. Von Sydney Mines nach Montreal und New 
York wird die Verbindung über Dezimeter Richtfunkstr-ecken hergestellt. Von 
Oban in Schottland nach London wird die britische Post entsprechende Kabel" 
verbindungen bereitstellen. Ueber das Kabel, in dem 36 Kanäle zur y,erfügung 
stehen, wir:d ab 1957 der größte Teil des nordatlantischen F.ernsprechverkehrs 
geleitet werden. Die Engländer beabsichtigen weiterhin auch noch neben dem 
kanadischen y,erkehr ,einen TtCil ihr,es Tdephonverkehrs nach Australien hierüber 
und weiter durch Kanada zu geben. Die Kosten des Projektes werden mit ins" 
gesamt 35 Mio. Dollar beziffert. 

Hieraus ,ersieht man, daß vorerst wohl nur für die großen v,erkehrslicichen 
Str,ecken solche Seekabel in Frag,e kommen, da auf ander,en Routen noch nicht 
der gleiche V,erkehr vmhanden ist. Aber auch hierbei zeigt sich wieder, wie nach" 
teilig sich der z,eitunterschied auswirkt. Es wird interessant sein zu beobachten, 
wie dieses Problem bei dem neuen Kabel gelöst werden wird. (Vielleicht durch 
Uehernahme von te1egraphischem V,erkehr 'oder Fernschr,eibeverkehr in den 
weniger beLebten Stunden.) - Darüber hinaus sind natürlich auch d~e Unteri" 
haltungskosten für dies,e neuen Kabel Itelativ höher. Bei einer R,cntabilitäts" 
berechnung hierfür geht man heute bereits von -einer 10-20jährigen L'ebensdauer 
aus, hauptsächlich wegen der Röhl'en in den y,erstärkern. So müssen allein schon 
erhebliche Abschreibungsbeträge hierfür aufgebracht werden. (Bei einer nur 
lOjahrigen Lebensdauer also jährlich 3,5 Mio. Dollar = 14 Mio. DM.)W,enn aber 
twtzdem und trotz evtl. hoher Reparaturkosten für das Kabel die derz,eitige Ge" 
bührensituation im nordatlantischen Verkehr das Projekt noch als äußerst rentabel 
erscheinen läßt, so spricht das für sich. Abgesehen davon ,erwartet man auch 
nach Fertigstellung noch dneerhebliche weiter,e zusätzliche Verkehrssteigerung; 
eine Hoffnung, die nicht unberechtigt ist, da dann jederzeit 'einwand fr-eie Ver" 
bindungen zur Verfügung stehen, die qualitätsmäßig nicht von 'einer Ortsver" 
bindung zu unterscheiden sein werden. Bereits heute rechnet man im inter" 
nationalen Telephonverkehr jährlich mit ,einer zehnprozentigen Steigerung. 

Anders .ist ,es allerdings schon um d~e weiteren Projekte bestellt. So hat man 
gelegentlich von ,einem ähnlichen Projekt nach Ostasien und -einem weiteren 
nach Südamerika gehört. In letzter Zeit sind aber alle Meldungen hierüber ver" 
stummt, und ,es ist anzunehmen, daß man diese Pläne vorerst noch zurückgestellt 
hat, ,da teine ausreichende R,entabilitätshasis selbst bei Zusammengehen mehrerer 
Staaten noch nicht gegeben zu sein scheint. 

Daneben stehen allerdings zwei wdtere moderne Projekte in der V,crwirklichung. 
Hier ist dnma! das vor kurzem im Rahmen des NATO;::Nachrichtennetzes von 
der ,englischen und norwegischen P'ostv,erwaltung gemeinsam verlegte Kabel 
zwischen Berg,en und Aberdeen (Schottland) zu nennen, das ebenfalls auf ein-er 
Länge von 300 SM sieben V,erstärker aufweist und insgesamt 36 Kanäle enthält. 
Zweitens ,ein weitel'es Seekabel für die Tdephonie der American Tdephone and 
Tdegraph Go. (ATT), zur V,erbindung von den Vereinigten Staaten nach Alaska, 
was bisher nur per Funk möglich war. In dieses zwischen Port ',Angeles 
(Washington) und Ketschikan (Alaska) geplante Kabel von 800 SM werden 

I 
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'ebenfalls leine Reihe von V,erstärkern eingebaut. Die Kosten dieses Pl10jektes 
werden 'mit 14 Mio. Dollar beziffert. 

V. K'onkurrenz Funk-Kabel. 

"Funk IOder Kabel" war in den 20er Jahr,en dn Schlachtruf, der ,die v.ertreter 
des Nachrichtenwesens in zwei Lager t,eilte. Nachdem die' Kabehe1egraphie seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts den gesamten internationalen Nachrichtenv'crkehr 
beherrscht hatte, ,erwuchs ihr seit Anfang des 20. Jahrhunderts in der Funken" 
telegraphie ,ein immer schärferer Konkurrent. Bereits gegen Ende der 20er Jahre 
war idie Funktelegraphie so mächtig geworden, daß si'e die Oberhand gewann, 
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die man ihr im internationalen Vrerkehr wohl auch heute noch zusprechen muß. 
Aber durch die moderne Wdtel'entwicklung der Seekabel, insbesondere der Hoch .. 
leistungs .. F,ernsprechseekabel mit Hefseeverstärkcrn, hat das Kabel doch in etwa 
in seiner Konkurrenzfähigkeit wieder gLeichgezog,en, und es wird sehr aufschluß .. 
l'eich sein, hier die weiteDe Entwicklung zu verfolgen. 

Bevor man aber dn 'endgültiges Urteil in dieser Streitfrage fällen kann, ist res 
zweckmäßig, kurz die Vor .. und N.lchteile der beiden Y,erkehrswege zur Er .. 
öderung zu stellen: 

Für das Kabel sprechen im ,einzelnen fo16cnde Argumente: 

1. Die auch heute noch gewährleistete absolute Geheimhaltung. 
2. Die meist sehr lange Lebensdauer der Anlagen. Der Durchschnitt der der .. 

zeitigen Seekabel ist über 50 Jahre ,alt. ' 
3. Relativ niedrige Betdehskost,en. 

Dem stehen als Nachteile gegenüber: 

1. Die sehr hohen'Anlagekosten ,einer Seekabelverlegung. 
2. Das Auftl'eten von Kabelstörungen durch Fischel'eifahrzreuge, Schiffsanker etc. 
3.' DIe relativ,e Unbeweglichkeit der Anlagen. Eine Funkstation kann leichter 

v,erlegt wrerden. 

Der Funk bietet die f'olgenden Vorteile: " 

1. Erheblich gering,eDe Anlagekosten, was ihm in kapitalarmen Zeiten zwangs .. 
läufig eine Bevorzuglung einbringt. 

2. R'elativ leichte Beweglichkeit der Anla~en. 
3. Es fallen keine Transitgebühren an, und jeder Partner ,erhält dte Hälfte der 

Gebühr. 

Dem stehen die f,olg,enden Nachteile gegenübcr: 

1. Höhere Betdebskosten (insbesonderre kurze Lebensdauer der Röhren). 
2. Abhängigkeit von der Atmosphäre, dte oft lä~gere Störungen bedingt. 
3. Kdne absolute Geheimhaltung. Trotz Verschlüsselung dc. besteht technisch 

noch die Möglichkeit des Abhörens. 
4. Ueberbesetzung des derzeitig für den Ueberseefunkverkehr zur Y'erfügung 

stehenden Wdlenbandes. 

Wie aus den einzelnen Argumenten ,ersichtlich, läßt sich hier keine eindeutige 
Entscheidung für ,einen V'erkehrsweg fällen. Erfreulicherweisre hat sich auch in 
den letzten Jahren reine vernünftige Koordination zwischen den beiden .verkehrs~ 
trägem eingespielt dergestJlt, daß jeder Verkehrsträger lentsprechend seiner spezi .. 
ellen Leistungsfähigkeit reingesetzt wird. Schien in den 20er Jahren eine Parallele 
zum heutigen Problem "Schiene-Straße" gegeben, so hat sich dies doch in den 
letzten Jahren, ,oft auch durch die Yrereinigung in einer Gesellschaft oder V'er .. 
waltung, zugunsten ,einer Iguten Zusammenarbeit gewandelt. 

Für Deutschland hat sich nach 1945 glücklicherweise dLeses Proble~ nicht in 
dem Umfange lergeben. Durch' die Nachkriegsv:erhältnisse bedingt hat man dem. 
Funkverkehr im international,en V,erkehr den Vorzug gegeben, ohne aber die 
B~deutung des Kahelverkehrs für die Zukunft ganz zu übersehen. 
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Vorwort 

Edgar nÖßgCl 

Die Paß abfertigung 
im grenzüberschreitenden Verkehr 
der Bundesrepublik Deutschland 

Von Privat"Dozent DrAng. habil. Edgar R ö ß g ,e r 

Institut für Verkehrswissenschaft an der Univ,ersität Köln 

Im Rahmen der Bemühungen der Verkehrsunt'ernehmungen den gr,enzüberschrei" 
tenden V,erkehr soweit wie möglich zu 'erleichtern, k'Ommt der Paß" und Zoll" 
abfertigung dne besondere Bedeutung zu. Die Mdhoelen, deren sich hierzu dk 
Hoheitsverwaltungen in Zusammenarbeit mit den V,erkehrsunternehmungen be" 
dienen, sind zum Teil recht v,erschteden. Es ,erscheint daher zweckmäßig, den 
gegenwärtigen Stand und das Grundsätzliche systematisch zu unt,ersuchen. Die 
vorliegende Abhandlung stellt einen Beitrag zu dem Problem der Pa ß abfertj.., 
gung im grenzüberschreitenden Verkehr der Bundesrepublik Deutschland dar. 

Die Aufg,aben des Paßkontrondiens~es 

Der Paßkontrolldienst hat die Aufgabe, Personen, die die Grenz,e überschreiten, 
nach näherer Anweisung zu prüfen und das Bundesgebiet vor verb'Otenen Grenz .. 
übertritten zu sichern. Er unterstützt damit auch gleichzeitig ander,e Dienste, wie 
z. B. die Ausländerpolizei und Zollbehörde in ihl'en Aufgaben. V,om Vier kehrs" 
standpunkt aus ist eine schnelle und flüssige Abfertigung ,an den Grenzüber" 
gängen zu fordern. Si,e setzt daher ,eine lenge Zusammenarbeit des Paßkontroll" 
dienstes mit den PolizeidienststeUen, der Zollvlerwaltung und den Verkehrsver" 
waltungen voraus. Die Grenz b ,e w .1 eh u n g gehört nicht zum Aufgabenbereich 
des Paßkontrolldienstes. i 

Im einzelnen ist der Zweck der Paßkontrolle, zu prüfen, I,ob 

.1) die Reiseausweise für den Grenzübertritt ,ordnungsgemäß sind (Echtheit und 
Gültigkeit), d. h. ob sie zeitlich, 'örtlich und sachlich für den jeweiligen Grenz" 
übertritt gelten. Der Reisende und der Inhaber des Reis,eausweises müssen 
personengleich sein, was namentlich auch bei Sammelpäss,en zu beachten ist. 
Besonders sorgfältig zu prüfen sind Rdseausweise von Staat,enl'Osen und 
Personen fremder Staatsangehörigkeit, die nicht mit Nationalpässen 'Oder 
nationalen Paßersatzpapieren reisen. Erfahrungsgemäß treten Schwierigkeiten 
in der R'egel bei Abschiebungen solcher Personen auf. (Nr. 8 DAPK.) 1) 

b) der Grenzübertritt trotz gültiger Reiseausweise aus andel'en Gründen v,erboten 
ist. Vor ,einer Untersagung des Grenzübertritts muß einwandfrei die Identität 
des Reisenden geklärt sein; 

1) Djll'm~tanwci,sullg für d;o Paßkontrolle (DAPK) vom ü. DClicmbc.r !fJ54 (GMBI. 1954 Seit,c 575). 
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c) nicht dn Anlaß für dn Grenzübertrittsv,erbot durch die Grenzhehärd l' 
e Vor Legt. 

Mit der Paßkontrolle werden außerdem vier bunden 

cl) Maßnahmen, di,e für die Ausländerüberwachung angeordnet sind und 

e) die,F,eststeUung, ,ob Ausländer während des Aufenthalts im Bundesgebiet d 
in IWestberlin die für den Aufenthalt von Ausländern erlass1enen V'Drschrllte

e
: 

beachtet hahen. (Nr.7 DAPK.) 

Die Eaßkontrollbeamten haben also besonders darauf zu achten, daß R,eisende 
der Gr,enzübertritt untersagt wird, wenn n 

a) sie keine ordnungsmäßigen Gvenzübertrittspapieve besi:tzen. W,ollen jed 1 
Ausländer die Grenze überschreiten, um im Bundesgebiet Asyl zu such

oc 
1 

müssen sie der zuständigen Polbeibehärde zugeführt werden. Deutschen d~~f 
der Grenzübertritt nicht zur Eimeise untersagt werden, wenn sie ohne im 
Besitz ordnungsmäßiger Papiere zu sein, ihre Eigenschaft als Deutsche durch 
Vorlage ander,er Urkundel;1 nachw:eisen; 

b) gegen sie eine Grenzsperre verhängt ist. Eine einwandfreie Klärung, ob der 
Reisende mit der unter die Grenzsperre fallenden P,erson identisch ist, ist 
jedoch unbedingt notwendig. I (Nr. 11 DAPK.) 

c) gegen Ausländer ein Aufenthaltsverbot erlassen ist; 

d) aus Gründen' der Strafverfolgung oder Strafvollstreckung die Ausreise aus dem 
Bundesgebiet verhindert werden soll; 

c) die zuständige deutsche Behörde ,eHe Entziehung der Uebertrittspapi,ere an~ 
geordnet hat. (Nr. 6 DAPK.) 

Der Reisepaßals Grenzübertrittspapier 

Der Eaß war ursprünglich ein Erlaubnisschein, auf Grund dessen die darin be~ 
zeichnete' Person ihre Heimatgemeinde und späterhin auch ihr Heimatland v,er" 
lassen konnte.2) Im weiteren V,erlauf der Entwicklung ,erlangte der Paß im Reise" 
v,erk'ehr int,ernationa1e Anerkennung und sicherte seinem Träger, den Schutz der 
diplomatischen und konsularischen V,ertretungen seines Heimatlandes. D1e Ge" 
setzgebung auf dem Gebiet des Paßweslens unt'erliegt nach Art. 73 Ziff. 3 des 
Grundgesetz-es ausschließlich der Zuständigkeit des Bundes. Auf dieser grund" 
gesetzlichen Vorschrift basiert das Ges-etz über das PaßwIesen vom 4. 3. 1952, durch 
das der allgemeine Paßzwang beim Grenzübertritt begründet wird. Paßzwang 
besteht demnach für Ausländer und Deutsche, sofern sie in das Gebid f des 
Gcltungsbereiches des Grundgesetzes (Ieinschl. Berlin) einreisen oder jenes v,er" 
lassen. Außerdem sind Ausländer v,erpflichkt, sich während ihres Aufenthaltes 
in Deutschland durch einen Paß über ihre P.erson auszuweislen. Zu den Aus" 
ländern zählen auch Staatenlose. (§ 2 des Gesetz'es.) 

Diese gesetzliche Vorschrift -erfuhr jedoch ,eine Einschränkung durch di,e "Ver" 
'Ordnung über Reiseausweise als Paßersatz und über di,e Befreiung von Paß" und 
Sichtvermerkszwang'(3) i. d. F. v. 14. 2. 55 (BGBl. I Seite 77) Im folgenden soll 
auf diese V,evordnung insoweit ,eingegangen w,erden, als sie Besonderheiten auf" 
weist und im Rahmen des Themas interessiert. 

2) Wolf!, H. Freiherr von, Das D()Utscho PaßrechL, BerEn und Frunkfurt, 19ii~. 
3) Paßvcl'ordnung = PVO. 
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Die Befreiung vom Paßzwang 
Im grenzüberschreitenden Lu f t v ,e r k ,e h r sind vom Paßzwang Fluggäste mit 
durchgehendem Flugausweis und das Flugpersonal im Flugdurchgangsverkehr 
vom Ausland über deutsche Flughäfen nach dem Ausland bdveit. .Sie dürfen 
jedoch' in der Bundesrepublik dnsch!. Berlin nicht mehr als ,einmal zwischen~ 
landen und darüber hinaus den Transitbereich des Flughafens nicht verlassen, 
es sei denn, daß die Fluggäste bzw. das Flugpersonal im Zuge ihr1er Durchreise 
lediglich zu einem andel'en in der Nähe gel,egenen Flugplatz IÜberwechseln. 
(§ 2 Ziff. 10 PYO.) ( . 

Bei der S ,e ,e" und K ü s t ,e n s chi f f a h r t sind R,eisende und Besatzungs~ 
. mitglieder im Durchgangsverkehr vom Ausland über deutsche HäEen nach' dem. 
Ausland vom Paßzwang befr,eit, wenn sie das Schiff nicht verlassen. Deutsche Be~ 
satzungsmitglieder (dnsch!. von Fischerei" und Sportfahrzeugen) und Reisende 
auf deutschen See" und Küstenschiffen, die den Yerk,ehr zwischen deutschen Häfen 
vermitteln, sind ,ebenfalls vom Paßzwang befrdt, wenn ein Landgang im Ausland 
nicht vorges1ehen ist oder das Schiff im Ausland nicht v,erlassen w~rd. Lotsen 
können sich durch amtliche Papiere oder durch ihr Lots1enschild 'ausweisen. 
(§ 2 Ziff. 3-5 PYO.) 

Der Paßersatz 
Besteht ,einerseits Paßzwang, besitzen jedoch Personen, Idie die Gr,enze der 
Bundesr,epublik überschreiten wollen, keinen Paß, so sind als Paß ersatz bestimmte 
amtliche Ausweispapiere zugelassen (§ 1 PYO). 
Im gl'enzüberschreitenden Lu f t ver k 'e h r können für nichtdeutsche Fluggäste 
mit durch'gehendem Flugausweis, die im Flugdurchgangsverkehr vom Ausland 
über deutsche Flughäfen nach dem Ausland reis:en, Passi'erscheine ausgestellt 
wel1den. Der Inhaber dieses Ausweises darf sich Jedoch nur zwecks Ueber" 
nachtung und nur bis zum Abflug des nächsten planmäßigen Flugzeuges in der 
dem' Flughafen zunächst gelegenen Stadt aufhaJt.en. Passierscheine für aus" 
Iändische Fluggäste geiten nur in Y'erbindung mit einem .uchtbildausweis. 
(§ 1 Abs. 1 Ziff. 12 PYO.) 
Für das Fluglinienpersonal gelten Lbenzen und Besatzungsausw,eis1e (Crew 
Member Gertificates) als ~,aßersatz. Der Inhaber, dIesles Ausweises darf sich 
jedoch nur auf dem Flughafen aufhalten, auf dem das Flugz:eug sdnen FLug 
beendet hat, oder innerhalb der an die Flughäfen angl1enz,enden Städre. Ferner 
muß das von dieser Vorschrift betroffene Flugpersonal mit dem gleichen Flug" 
zeug ,oder mit dem nächsten planmäßigen Flugzeug seiner Gesellschaft wieder 
abfliegen. (§ 1 Abs. 1 Nr. 8 PYO.) 

Das Fluglinienpersonal wird also ·ebenfalls paßamtlich abgefertigt. Di'e Lizenz·en 
und Crew M<ember Gertificatcs werden Jedoch nicht mit dem Abdruck des Paß" 
kontrollstempels versehen. Besatzungsmitglieder von Flugzeugen nicht zuge" 
lassener Luftverkehrsgesellschaften wlerden wie Rdsende behandelt. 
Für See l,e u t e gilt das Seefahrtbuch als Paßers,atz (§ 1 Abs. 1 Ziff. 3 PYO). 
Darüber hinaus sind Landgangsausweise für nichtdeutsche Besatzungsmitglieder 
der SC1e", Küsten" oder Rhein"S,e,eschiffahrt und Landgangsausweis,e für aus" 
ländische Fahrgäste di,eser Schiffe als Paßersatz zugelass1en. Der Aufenthalt im 
Gebiet des angelaufenen deutschen Hafenortes ist jedoch nur währ,end der Li~ge" 
zeit des Schiffes gestattet. Nichtdeutsche Fahrgäste müssen außer dem Landgangs" 
ausweis noch über einen Lichtbildausweis verfügen. 



_______ . Dio _~~?;tbfe_~~lI11g i:~l gl'cnzübcr_schruitenucn Vorkehr (tCl' Ilundesl'epubliK Deutschland 179 

Für Bin ne n s chi f fe ~ und ihre Familienangehörigen gelten für d', FI ß 
schiffahrt auf dem Rhein, der Donau und der Elbe deren Ausweise als p!eß u

t 
~ 

'" ersa z. 
(':::;.:". .... : 

Der Sichtvermerk 
Nach dem heutigen Stand entfällt für die Ein" und Ausreise aus bzw. nach d 
~eis~en Ländern die No:wendigk~it dues Sichtverm~:ks. U~~prüng1ich war z~~ 
satzhch zum Paß bzw. -emem geeigneten Paß ersatz fur Auslander - sofern .' 
nicht vom P_aßzwang befreit waren - -ein Sichtv,mnerk ,erforderlich. Sow:~~ 
er heute noch verlangt wird, werden trotzdem gewisse Erleichterungen gewährt. 

Sichtvermerkpflichtigen. F 1 u g re i se nd -e n, die auf dem Durchflug aus dem 
Ausland ,eingeflogen sind und keinen gültigen EinreiiSe" bzw. Durchr-eis,esichb 
vermerk haben, kann die Uebernachtung in der nächst-en Stadt zugebilligt werden 
wenn der Weiterflug olm gleichen Tag nicht möglich ist und der Flughafen selbst 
über keine Unterkunftsmöglichkeiten v-erfügt. Es wird dann ein Pass~erschein 
erteilt. Ein Ausnahmesichtvermerk wird dem Fluggast gewährt, wenn der W'eHer" 
flug sich verzögert. Die Pässe werden dann mit dem Paßkontrollstemp-el versehen. 
Das F lug lj nie np e r s IÜ n al benötigt ebenfalls keinen Sichtvermerk, wenn 
es über Lizenzen o~er Besatzungsausweis,e verfügt. . 

In der S -e -e s chi f fa h r t bedürfen Inhaber von Landgangsausweisen (Be" 
satzungsmitglieder und Fahrgäste) ebenfalls keines Sichtv,ermerks.· Dass.eIbe trifft 
zu für die in der Rheinschiffahrt tätigen P,ersonen, die Inhaber dues Passier" 
scheines für Rheinschiffer oder eines Pass,es sind, in dem di-e Eigenschaft als 
Rheinschiffer bescheinigt wird. (§ 3 Abs. 2 PVO.) 

Die bei den Grenzdienststellen .zu fühl1enden Nachweise und Unte-rlagen 

Zur ordnungsmäßigen Dienstabwicklung führt jede GrenzdienststeUe Unterlagen, 
die über folgende Fragen Auskunft geben: . 

i' .1) in einem Dienstbuch wird nachgewiesen, welche Paßkontrollbeamte jeweils 
Dienst verrichtet haben; 

b) in ein Tagebuch werden aUe besonderen Vorkommnisse bei der Paßkontrolle 
(einschl. Abschiebungen, Zurückschiebungen, Auslief-erungen und Ueber" 
nahmen) dngetragen; 

c) ein Fernspr,echbuch enthält -etwa telefonisch aufg-enommene Anweisungen; 

d) bei den GrenzübergangsstcUen wird ferner über erteilte Ausnahmesichtver" 
merke Buch geführt; 

e) ausgestellte N otreiseausweis-e müssen nachgewiesen werden; 

f) aus den Unterlagen muß -ersichtlich sein, an welche Paßkontrollbeamte jeweils 
die Paßkontr-oUstempel verausgabt sind. Ueber die vorstehend aufgeführten 
Nachweise und Unterlagen hinaus müssen 

g) Statistiken für die Paßk-ontrolldirektion bzw. das Statistische Bundesamt ge" 
führt werden. 

Auf F lug h ä f e n wird _außer den oben genannten Büchern dn Flugz-eugbuch 
geführt, aus dem ersichtlich sind: ' 

.1) Datum' un;d Uh:J.'zeit der planmäßigen' und der tatsächlichen Ankl.\nft des 
'FlugzeugeseinschI. seiner genauen Bezeichnung; 
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b) Uhrzeit des Beginns der Paßkontrolle; 
c) Ende der Paßkontrolle; 
d) planmäßige und tatsächliche Abflugzdt und Angabe des Grundes für einen 

'etwaigen verspäteten Abflug; 
e) ungefähre Anz,ahl der abgefertigten Reisenden; 
f) ,etwa ausgestellte Passierscheine für Fluggäste; 
g) ggf. sonstige Bemerkungen. 

In Hä fe n wiJJd dem Flugzeugbuch ,entsprechend ein Schiffsbuch geführt. Dar~ 
über hinaus müssen Unterlagen vorhanden sein über: 
.1) die Uebergabe der Landgangsausweise an di,e diensttuenden Paßkontroll~ 

beamten und ' 
b) die Y,erwendung von Landgangsausweisen für Besatzungsmitglieder und 

Passagiere. 

Auf Ba h n h ö fe n mit Paßkontrol1stellen wird entsprechend ein Zugbuch ge~ 
führt. (Nr. 3 DAPK.) I 

Besonderheiten hei der Paßabfertigung 
Im Lu f t v 'c,r k 'c h I' ist die Paßkontrolle hestimmungsgemäß grundsätzlich auf 
dem Flughafen 'Oder Verkehrslandeplatz vorzunehmen. Dks,e gelten somit als 
Grenzübergangsstellen. 'Es wird hier zwischen dem Einrdse,,: und Ausrdse~Flug" 
hafen unterschieden. Einreiseflughafen ist derJenige, den das Flugzeug heim Ein" 
flug in die Buudesrepublik als 'ersten anfliegt. Der Ausrdseflughafen ist dem,,: 
entsprechend der letzte in der Bundesrepublik angeflogene Flughafen. Hieraus 
ergibt sich, daß aus dem Ausland kommende bzw. in 'das Ausland abgehende 
Flugzeuge nur ,auf den für den Y,erkehr zugelassenen Flughäfen landen dürfen, 
es sei denn, daß sie notlanden müssen. 
Befinden sich Fluggäste auf dem Durchflug und landet das Flugzeug mehr als 
einmal in der Bundesrepublik .oder müssen die R'Cisenden zur 'Errekhung des 
Rdseziels das Flugzeug mehr als ,einmal wechseln, so werden isie sowohl auf dem 
Einreise,,: als auch auf dem Ausreis,e"Flughafen paßamtli,ch abgefertigt. Besteht 
gegen Rds,ende auf dem Durchflug dille Gl'enzsperre, so dürfen sie den Elug~ 
hafen nicht verlassen. Ausländislche Einscfflleicher ("blinde Passagiere") sind an. 
der Eimeis,e zu hindern. (Nr. 35 DAPK.) I 

. In diesem Zusammenhang 'erhebt sich die Frage, üb dne v,orv,erlegung der P.1ß" 
abfertigung vor die verkehr liehe AbEeTtigungauf dem Flughafen ratsam ist. Be,,: 
mühungen in dieser Richtung wurden gelegentlich als ,erstrebenswert betrachtet, 
damit die gesamte Abfcrtigungszdt im Luftvierkehr abgekürzt werden könne. 
Es wunde dabei auf das Beispiel der Paß,,: und Zollabfertigung im fahrenden 
Eisenbahnzug verwiesen, die ihre Parallele in einer Abfertigung im Zubringer,,: 
Omnibus nach dem Flughafen bzw. im fHegenden Flugzeug finden könnte. 
Eingangs wurde schon als Aufgabe des Paßkontrolldienstes herausgestellt, daß 
das Bundesgebiet gegen verbotene Gr,enzübertritte gesichert werden sollte. Die 
Sicherheitshelange stehen somit an ,erster Stelle. Bei dner Yorverlegung der Paß,,: 
kontrolle vor die verkehrliehe AbEertigung auf den Flughäfen müßten zusätZ:1 

, liche Sicherheitsmaßnahmen getroHen werden, die neue Kosten v,erursachen und 
- das würde wohl in vielen Fällen nicht ausbleiben :- unter Umständen zur 
Verärgerung der Fluggäste führen würden. ' 



,'~----. ~==-=="",-~"".,,,,, -. 

Di'e PaßaL fertigung im grenzübcrs1cJu'€,iLonuen Verk(!hr d(!r Bunclesrepublik Deutschland 181 

Die Paßabfertigung im Flugzeug während des Fluges würde dem ,Bequemlich::: 
keitsbedürfnis manchen Fluggastes ,entgegenkommen und überdLes dem Sinne 
einer stetig f,ortschrdt,enden Auflockerung aller der Freiheit des V,erkehrsent::: 
gegenstehenden Vorschriften liegen. Die praktische Durchführung würde jedoch 
ebenfalls bedeutend höhere und neue K'osten bei den Paßkonfro11stellen ver" 
ursachen. Es sind dtes nicht nur mehr P,ersonalkosten und Aufwendungen, dte 
dadurch entstehen können; daß die Luftverkehrsgesd1schaften für die Inan::: 
spruchnahme dnes Sitzplatzes durch die Paßkontrollbeam,ten eine Vergütung ver::: 
langen müßten. Vielmehr würde sich der Aufwand auch dadurch erhöhen, daß 
Reisende, der,en Grenzübertritt verhindert werden soll, wahrscheinlich auf Kosten 
der Allgemeinheit ins Ausland bzw. Inland zurückhefördert werden müßten. 
Die Zahl der}enigen Reisenden, g'egen die eine Gr·enzsperre v.erhängt werden 
muß, ist zeitweise recht beachtlich, so daß die Praxi$ einer generellen Lockerung 
derzeit die Zustimmung wird versag,en müssen. 
Von der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen ist die Frage der 
Paßabfertigung im Luftv,erkehrebenfalls bereits aufgegriffen worden. Soweit 
bis jetzt Ergebnisse vorliegen, geht daraus hervor, daß eine ,entscheidende Ver::: 
längenmg des Abfertigungsvorganges auf den Flughäfen durchaus nicht vor::: 
liegt, mindestens aber in erträglichen Grenzen liegt. 
In der S ,e 'e s chi f fa h r terstr·eckt sich die Paßkontrolle auf dte Schiffs::: 
reis,enden und die Besatzungsmitglieder. Si,e wird regelmäßig anhand der Fahr::: 
gast" bzw. Be~atzungsliste (Auszug ,aus der Musterr,olle) an Bord vmg,enommen. 
Zur Beschleunigung des Fahrgastverkehrs s,ehen die Bestimmungen auch die 
Kontrolle während der Fahrt vor. Diese Möglichkeit ist bei der Seeschiffahrt 
ähnlich wie auch bei der Eisenbahn auf Grund der anders ge1ag'erten Verhält" 
nisse durchaus gegeben. Bei einlaufenden SchiHen haben die Paßkontrolb 
beamten sicherzustellen, daß Fahrgäste und BesatzungsmitgHeder das Schiff nicht 
unkontrolliert verlassen. Befinden sich ausländische oder staat,enlose Einschleicher 
("blinde Passagiere") an Bord, so dürfen diese weder von deutschen noch von 
ausländischen Schiffen g,enommen werden. Bei abgemusterten ausHindischen Sc.e::: 
leuten, deren Rdseausweis,e nicht ohne weiteres zum Landauf,enthalt und zum 
Reis,en in der Bundesrepublik ber,echtigen, wird besonders geprüft, ob die Wieder" 
ausreis,e gesichert ist. 
Die Paßkontmlle wird an Bord nicht bei solchen Schiffen 'durchgeführt, deren 
Bes.atz'llngsmitglieder und Fahrgäste vlÜm Paßzwang hefrdt sind, wie z. B. bei 
der Durchfahrt durch den Nord:::Ostseekanal. In diesen Fällen wird di·e Paß::: 
kontrolle auf die an Land oder Bord gehenden P.ersonen beschränkt. 
(Nr. 28-34 DAPK.) 
Im Eis·e n b ahn ver k 'e h r soll nach den Bestimmungen die Paßkontrolle 
re~e1n:1äßig im Zuge vorgenommen werden, sofern nicht dne andere H.andhabung 
zweckdienlicher ist. Bei internationalen Zügen kann zur Paßkontrolle die Halte" 
zeit auf den Gr·enzbahnhöfen ausgenutzt werden. Hierbei darf jedoch die plan~ 
mäßige Abfahrt nicht verzögert werden. Der Vorteil der Kontrolle im Zuge wird 
offensichtlich, wenn bedacht wird, daß dLe Züge heute nur noch wenige Minuten 
auf den Grenzbahnhöfen halten. Die Erfal;1rungen zeigen, daß im Durchschnitt 
ein Paßbeamter in einer Minute drei bis vi'er R'Cisende abfertigt. Wird außerdem 
bei der Paß~ontrolle die Zahl der Beamten der jeweiligen Besetzung der Züge 
angepaßt, so ist eine schnelle und flüssige Verk,ehrsabwicklung an der Grenze 
gewährleistet. Früher mußte teilweis,e mit ,einer Abfertigungszeit von >einer Stunde 
gcr,echnet werden. Schlafwagengästc sollen nach. Möglichkeit bei der Prüfung 
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der R'eiseausweise in ihrer Nachtruhe nicht gestört werden. Deshalb beschränkt 
sich die Paßkontrolle in den meisten Fällen auf leine rein formelIe Prüfung der 
Ausweise. Auf die Prüfung der Personengleichheit wird dann verzichtet. 
(Nr. 27 DAPK.) 
Im S t r aß ,e n v ,e r k 'e h r wird die Paßkontrolle so vorgenommen, daß dfe RCi" 
senden das Fahrz'eug nicht verlassen müssen. Hierbei wird vorausgesetzt, daß 
im Einzelfall keine wichtigen paß" oder zollamtlichen Gründe eine 'andere Ab" 
fertigung v'erlangen. 

Die kosten beeinflussenden Fakt,~ren bei den PaßkontrollsteIlen I 

Das Bundesg,ebiet wird derzeit von 'einer Landgrenz'e von 4243 km und einer 
Seegl1enze von 497 km umschloss,en. Insgesamt wird der Grenzverkehr z. Zt. 
an 455 Uebergängen k,ontrolliert. Der Paßkontrolldienst wird von Beamten der 
Paßkontrolldirektion4), in einigen Fällen von den Po1izeibehör~,en (Berlin, Bayern, 
Stuttgart, Hamburg, Br,ernen) und an weniger verkehrsreichen Gr,enzübergängen 
lediglich v,on Zollbeamten wahrgenommen. 
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben standen bzw. stehen der Paßkontrolldil'ektion 
für dasWirtschaftsjahr 1954 (1. April 1954 bis 31. März 1955) und 1955 (1. April 
1955 bis 31. März 1956) folgende Mittel zur'Verfügung: 

Iabelle 1: 

Genehmigte und beantragte Mittel der P,aßkontrolldir,ektion 
in den Haushaltsjahren 1954 und 1955 

1954 1955 

Kostenarten genehmigt I beantragt genehmigt I beantragt 

Mlo DM Mlo DM Mlo DM Mlo DM 

Personalausgaben 5,575 7,258700 6,153 6,658800 

Sachausgaben1) 0,776 1,346300 0,801 .0,982000 

Allgem. Ausgaben2) 0,182 0,132600 0,295 0,283300 

Summe 6,533 8,737600 7,249 7,924100 

1) Ge,;c}läftsbcdürfn;ss<l, ßautenu1literhaILung, Fahrzeuge usw. 
2) Ausbildungskosten, Fernmeldewesen usw. 

-

Insgesamt verfügt die Paßkontrolldirektion über 850 Beamte für den ganzen 
Paßkontwlldienst in ihrem Bereich. Hiervon sind 722 Beamte des mittleren 
Dienstes, davon 128 Obermeister, 429 Meister und 215 Hauptwachtmeister (Plan" 
stellenzahlen). Sie sind fast ausnahmslos bei den PaßkontrolIstelLen im Auß.en" 
dienst beschäftigt. Die zehn Paßkontrollämt,er5) und dte Paßkontrolldirekt1on ver" 
fügen über Beamte des gehobenen und höheren Dienstes. In den Sommermonaten 
weJ;den die 850 planmäßigen PaßkontroUbeamten noch durch ungefähr 350-400 
Angehörige des Bundesgr,enzschutzes v,erstärkt. Für sie besteht dann später pie 
Aussicht, zum Eaßkontrolldienst für ständig übernommen zu werden. Vlon den 

4) Si,tz in Kohlcnz. 

5) Flenshurg, lIull1burg, EmJ()n, elove, Aachen, .Idar-OhersLei'll, KehI, Lörrach, Konstanz, 
IlraulI&chwcig. 
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insgesamt 850 Beamten gehörten bis heut,e 349 dem Bundesgrenzschutz an, dem 
die Paßkontrollbehörde seit dem 3. Oktober 1953 untersteht. Der AnteU des 
Bundesgrenzschutzes ist in weiterem Steigen begriffen. 
Nach' welchen Gesi~htspunkten d1e Paßkontrolldirektion die VIerteilung der Be .. 
amten auf die ,einzeinen Eaßkontrollstel1en vornimmt, bleibt allein ihr über .. 
lassen. Es müssen jedoch: die allgemeinen Erfordernisse lerfüllt werden, daß die 
Paßkontrolle schnell vor sich geht, der V'erkehr nicht unnötig behindert wird 
und die Rdsenden sich nicht belästigt fühlen. Es ist v,erständUch, daß ganz aU .. 
gemein, von der Aufgabe hergesehen, der verantw.ortungsvolle Dienst mit einer 
größeren Zahl Paßk,ontrollbeamter l,eicht,er, zufriedensteUender und reibungsloser 
erfüllt werden kann. Nutzen und Aufwand müssen jedoch auch 'hier in Dieber .. 
einstimmung gebracht werden, wobei berücksichtigt werden muß, daß staats .. 
politische Notwendigkeiten naturgemäß nur schwer wägbar sind. 
Kostenbeeinflussende Gr,öß,en bei den PaßkontrollsteUen sind das Personal, die 
Räume und die sonstigen Aufwendung,en. 

Das P'Cl'sonal 
Die Zahl' der Beschäftigten beeinflußt die Höhe der P,ersonalkosten am ent .. 
sche~dendsten. Alle anderen, vor allem di'e monetären Faktoren, wie Alter des 
Beschäftigten, Dauer der Zugehörigkeit zum P,aßkontrolld1enst und Familienstand, 
können für die vorliegende Untersuchung unberücksichtigt bleiben. 
Einen Ueberblicküber die Zahl der Paßkontrollhe.amten auf den F 1 ilt g h ä fe:n 
im Jahre 1954 gibt die folgende Tabdie 2. Gegenühergestellt wird der prozentuale 
:Anteil der VIerkehrsflughäfen des Bundesg,ebi:ets (und W,est .. Berlins) am ge .. 
samten In .. und Auslandsverkehr desselben Jahres. 

Tabelle 2: 

Personelle Besetzung der Paßkontl'ollsteUen für den Luftverkehr 
der westdeutschen Flughäfen und Berlins im Jahr:e 1954 

Anteil am Gesamt, Anteil am Ges.1 Zahl der planmäßigen 
Flughäfen ."' 

Inland verkehr Auslandverkehr , 
Paßkontrollbeamten 

In% In% 

Hamburg 11,8 21,2 13 

Bremen 0,3 0,9 3 

Hannover 13,2 1',6 3 

Düsseldorf \ 5,7 18,2 8 

Köln .. Bonn 1,5 1,8 41) 

Frankfurt 15,7 40,1 16 

Stuttgart 2,2 3,2 92) 

München 5,2 10,7 139
) 

Nürnberg 1,7 0,9 . ') 

Berlin 42,7 1,i .') 

Bundesl1epublik und 
100,0 100,0 Berlin gesamt 

1) Ei~1schlicßlioh Hubsc.hralUber-Lwndepla,tz Köln. ", 
2) lu ßerlVn, Mündhen, NümIJL'Tg" und SlultgalrL wirll di,e PaßkonlrollQ VOll "llon Potizeibehörclen 
Yllrs(mOmmen. 



Einen Ueberblick über den grenzüberschreitenden Reiseverkehr über Flughäfen v>am 1. April 1954 bis 31. März 1955 zeigt 

Tabelle 3: 

Der grenzüberSchrdtende Reiseverkehr über Flughäfen vom 1. April 1954 bis 31. März 1955 1) 

M>anat AprIl Mal JunI Juli August Sept. . Okt. Nov. Dez. Januar Februar März 
Flughafen2) . 1954 1954 1954 1954 1954 1954 1954 1954 1954 1955. 1955 1955 

Hamhurg 9691 3) 10952 11 647 13377 13141 12978 11580 8785 8573 7408 7610 9798 
-

Bremen 583 883 1076 1 193 1143 961 . 726 801 554· 637 477 885 

Hannover 1774 941 351 247 211 369 374 276 389 380 311 616 

Bückehurg 59 29 45 44 64 62 56 49 - - - -

Düsseldorf 7398 11 574 9355 11080 11 063 10931 9713 8263 8633 8477 7455 9583 

Köln", Bonn 2317 2019 2070 2377 2296 2126 2137 1361 1680 1214 1025 1550 

Frankfurt 15224 18854 20660 25884 26098 27446 22485 18020 17630 16583 15158 21498 

Stuttgart 2713 2856 2916 3295 3098 3326 2930 2773 3038 1737 ·2008 2468 

München 3921 4746 5484 7030 6862 6196 5282 4333 3551 3561 4143 5289 

Nürnberg 393 499 372 431 492 370 228 216 294 243 323 221 

Sonderahfertigung - - - - - 4 - - - 5 - 4 

Summe 44073 53353 53976 64958 64468 64769 55511 44877 44 342 40245 38510 51912 
-- - -

Q u e 11 e: ZU,"<3mmengestellt nach den Statisti8<:hen Berichten den Statistischen Bundesamtes \Yiesbad@, Aro.-1'Ir. Y/36. 
1) Ohne Berlin- und Sowjetzonen-Verkehr. 
2) ;'Ilaßgebend ist der Ort der Paßkontrolle, der ni<,ht zugleich Zmte.ige- oder Am,teigt'ort i,,\. 
3) Die Zahlen umfas;;en die Einreisen, Ausrei;;en und deli Transit-Yi'rkel1r. 
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Bei der Auswertung ,dieser Uebersichten muß beachtet werden daß die PaßA 
kontwllheamten dl'eischichtig arbeiten. I-Iierbei braucht diie Zahl der in ei~el~ 
besti~mten Z.ei~abschnitt (acht ~tunden) Zusammenarbeitenden nicht immer gleich 
zu sem; denn Je nach der Große des Arbeitsanfalls - z. B. bei mehreren An" 
künften und/oder Abflügen von Verkehrsflugzeugen - wird der zahlenmäßige 
Einsatz der Beamten ein anderer sein. Für die paßamtliche Abfertigung auf dem 
Flughafen wird erfahrungsgemäß durchschnittlich ,eine Zeit von 30 Sek. pro 
Fluggast benötigt. 

Aus Vorstehendem wird verständlich, daß z. B. die Flughäfen KölivBonn und 
Bvemen die g!eiche Zahl von Kontrollbeamten beschäftigen, 'Obwohl der pro" 
zentuale Antetl am gesamten In" und AuslandsvIerkehr stark differiert. Es darf 
ferner nicht unherücksichtigt gelass,en werden, daß d1e Zahl der 'erforderlichen 
PaBk'Ontrollbeamten nicht nur vom V,erkehrsumf,ang, sondern auch von der Be" 
setzungszeit abhängig ist. Für dne 24stündige Besetzung der Paßkontrol1stelle 
z. B. sind mindestens dl'ei Be,amte für ,einen Flughafen abzustellen, wenn nicht 
ein IOd er zwei Beamte in der Nähte des Flugplatzes auf Abruf bereitstehen. Auf 
eine Besonderheit ist in diesem Zusammenhang heim Flughafen Köln"Bonn hin" 
zuweisen. Wie bekannt, werden in Köln"Bonn nicht ,nur Fluggäste von Zivil", 
sondern seit Inkrafttr,eten des Truppenvertrages auch von Militärflugz'eugen paß" 
amtlich abgef,ertigt. Die ankommenden und abfliegenden Militärpersonen machen 
hierbei lein Vielfaches der zivilen Fluggäste aus. Dies,e Verk'ehrszahten werden 
jedoch statistisch nicht erfaßt. Hinzu kommt n'Och erschwerend, daß das Ab" 
fertigungsgebäude für Mil~tär und das Abfertigungsg,ebäude für den zivilen Luft" 
verkehr beträchtlich v'Oneinander entfernt liegen. 

Zum Ausgleich der Saison:-Spitz,en (Sommermonate) wird die Zahl der Paß" 
kontrollbeamten teilweise, v'erstärkt. Die Zahl ;der planmäßigen PaßkontroU" 
beamten auf den dnzdnen Flughäfen richtet sich nicht generell nach dem Spitzen" 
bedarf. Vielmehr wird eine Anpassung dadurch geschaffen, daß die Arbeitszeit 
der Beamten entsprechend ,eing'eteilt, von Ueberstunden Gebrauch gemacht oder 
zum Ausgleich zusätzliches Personal angefordert wird. 

Im Se ,e s eh' i f f s v ,e r ke h r unterstehen der Paßkontl'Olldirekti,on im Ostsee" 
berdch der Bundesrepublik sämtliche sechs PaßkontrollsteUen G) mit 65 plan" 
mäßigen Paßkontl'Ollbeamten 7) und im Nords,eebereich' drei 8) von zwölf 9) Paß" 
kontrollstellen, für dte" 25 Planstellen vorgesehen sind. Im Abschnitt Bremen 
(Bremen und Bremerhaven) und in Hamburg übernimmt die W.ass,erschutzpoliz'ei 
die paßamtliche Abf,ertigung. 

Die TabelLe 4 gibt dnen Gesamtüberblick über die Entwicklung des gre~züher" 
schreitenden R'eis·everkehrs über die Ost" und Nordseehäfen in der Zelt vom 
1. April 1954 bis 31. März 1955. 

Demgegenüber z,eigt di,e Tabelle 5 die Zahl der Personen, die von den ~er Paß" 
kontrol1direktion unterstehenden PaßkontrolIstellen abgefertigt worden smd. 

GY Lübeck, Lüheck-Tra~münde, GroßenhrodlC, Kid, Kicl-IIo],lenau, Flcn;burg Hafen. 
7) Für Flensburg Bhf und FJ.ensburg Hafen sk11Cll zusammen 22 Beamte zur Verfügung. 

S) BrUl1Sbüttelkoog, Cuxllilvcll, Emden. 
V) List,' ßrullsbütLclkoog, Hamburg, Bl'cmerhaven, Bremen, Cuxhavcll, Brake, Nord'cnham, 
Wilhelmshavcn, NOl'uerncy, ßorkum, Emden. 



Tabelle 8: 
Der grenzüberschreitende Reiseverkehr über Landübergänge, die von der Paßkolltrolldirektioll kontrolliert werden 

Repräselltativmonate: April 1954, Juli 1954, Oktober 1954 und Januar 1955 

Von der Paß, Beamte der MONATE 

Uebergangsstellen kontroll direkt. Pallkontroll, 
April 1954 \ betreute 

direktloii~ Juli 1954 Oktober 1954 Januar 1955 
t1bergänge 

Deutsch"dänische Grenze Straßenverkehr 2 (7) 1) 22 208651 588570 282440 126521 

Eisenbahnverkehr 1 (1 ) 11 36780 72930 26750 20814 

Deutsch"niederl. Grenze Straßenverkehr 10 (48) 94 1 534482 1 943-H5 1654904 965100 
~. Eisenbahnverkehr ' 4 (6) 52 98096 196621 106150 86918 

Deutsch"belgische Grenz·e Straßenverk,ehr 2 (10) 26 346897 552395 466190 227453 

Eisenbahnverkehr 1 (2) 55 80828 197052 102316 100374 

Deutsch"luxemb. Grenze . Straßenverkehr 2 (9) 17 176068 518518 261 660 179270 

Eisenbahnverkcehr - (-) - - - - -
Deutsch"französische Grenze Straßenverkehr 1 (17) 20 335261 483534 311258 199885 

Eisenbahnverkehr 1 (2) 13 34072 56387 35465 32961 

Deutsch"schweiz. Grenze Straßenv·erkehr, 5 (36) 82 1 995763 2696634 2067449 685306 
Eisenbahnverkehr 2 (12) 46 423139 455645 377 787 332402 

Deutsch"österr. Grenze Straßenverkehr 1 (47) 8 5 404 18758 8 335 4 316 
Eisenbahnverkehr - (8) - - - - -

Deutsch"tschech. Grenze Straßenverkehr - (1 ) - - - - -
Eisenbahnverkehr - (1 ) - - - - -

Saargebiet Straßenverkehr 3 (20) 28 628245 604360 498169 247783 

- Eisenbahnverkehr 3 (6) 35 177 436 205330 157222 124365 

Sowjetzone und Berlin Straßenverkehr 2 (7) 33 228151 531 614 304456 176121 
Eisenbahnverkehr 4 (7) 67· 387733 840965 421023 377047 

Summe Straßenverkehr 28 (202) 330 5458922 7937828 5854861 1 811 755 
Eisenbahnverkehr 16 (45) 279 1 238084 2024930 1226713 t 074881 

Insgesamt 44' (247) 609 6697006 I 9962758 7081574 3886636 

Quelle: .3.,a.O. 
1) Za;hl der Paßkonlrollsfellrn für den großen Hl'iseH'rkehr insgl'samt. Die Zahl der Paßkonfrollslellen für d<>n klein<>n Heisen'rkd]r wird nieh! {·rfaßt. 
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Von den der Paßkontrolldirektion unterstehenden Beamten sind an den Land~ 
übergängen 609 planmäßig 'eingesetzt. Sie verteilen sich auf 44 Paßkontrol1stellen, 
von denen 16 auf P,ersonen::Bahnhöfen 'eingerichtet sind. In der Tabelle 8 wird 
zum Vergleich mit den obigen Ausführungen fürdie Mönate Apri11954, Juli 1954, 
Oktober 1954 und Januar 1955 dIe Zahl der Personen aufgeführt, die durch die 
Beamten der Paßkontrolldirektion abgd,ertigt worden sind. Um einen Gesamt:: 
überblick geben zu können, wird di,e Zahl der Paßkontrollbeamtenauf d~e ein~ 
zeInen Grenzbereiche aufgeteilt. Eis'enbahn" und Straß.enve~kehr werden ge~ 
sondert ausg,ewiesen. 

Die Raumkosten 

Auf den F I tU g h ä f ,e n ist der Raumbedarf der P,aßkontrollstellen im Vergleich 
zu anderen Di,enststel1en gering. Einmal teilen die Paßkontrollbeamten ihrl!n 
Arbeitsplatz mit den Beamten der Zollv,erwaltung, zum anderen benötigen sie für 
sich inden meisten' Fällen nur 'ein 'e~nz~ges Zim111ler, das niCht nur dem Dienst;. 
stellenleiter ,als Arbeitsraum dient, sondern darüber hinaus auch noch als Auf" 
enthaltsraum für die Paßlwntrollbeamten benutzt wird. Der Raumbedarf heläuft 
sich regelmäßig nur auf 15 bis 20 m 2. Die Miete ist an di'e FlughafengeSJellschaft 
zu leisten und beträgt augenblicklich auf Grund <einer V,ereinbarung mit der 
Arbeitsgemeinschaft Deutscher V,erkehrsflughäfen nur DM 2,30 bis DM 2,40 
pro m 2• Der Platz .für die Abfertigung an der Barriere ist mietfrei. Der Zoll~ 
verwaltung werden auf Grund der Vorschriften des Zollgesetzes im Augenblick 
noch Diensträume ohne Entgelt zur Verfügung gestellt. 

Sind PaßkontrollsteUen auf Ba h n h ö f ,e n 'Cing,erichtet, so ist die Miete an die 
Bundesbahn zu entrichten, sofern der in Anspruch genommene Raum nicht 
kostenlos v,on der Zollbehörde zur V,erfügung gestellt werden kann. Die Höhe 
der M1ete hängt von der Lage und der Art des Raumes ab und beträgt bis zu 
DM 2,30 pro m 2. Hinzu kommen jedoch 60 bis 80 % Nebenkosten für Licht, 
Heizung und R,einigung. In ,einigen Fällen verlangt die Bundesbahnv,erwaltung 
hierfür dnen ,P,auschalbetrag. " , 

In Se,ehä f,e n und bei S tr 01 ß,en ü b ,er g äng'en kommt die Paßkontrolle 
meist bei der Zollverwaltung unter. Miete wird in diesem Fall nicht entrichtet. 
In Helmstedt und Büchen sowie an 'einigen anderen GrenzübergangssteUen ver~ 

, fügt die PaßkontrüllsteUe über leine !eigene Baracke. 

, 
Die Materialkost,en 

Hierhei handelt 'es sich lediglich um die Ausgaben für ISchreibmaterialien und 
sonstigen BÜl1obedarf. Die in Betracht kommenden Beträge werden von der 
übergeordneten Behörde zur Verfügung gestellt. Vordrucke und sonstige For" 
mulare ,erhalten die Paßkontrol1srellen von der Paßkontrolldirektion. 

Entwicklungstendenzen 

Im Grundsatz muß davon ausgegangen werden, daß dte Freizügigkeit im Ver" 
kehrswes,en durch alle Arten von Kontrollen <eine nicht wünschenswerte Ein~ 
schränkung 'erfährt. Immerhin muß f,estgestdlt werden, daß g:erade die ,Paß" 
abfertigung im Rahmen der Gesamtabfertigung zu denjenigen Vorgängen zählt, 
die hinsichtlich des Zeitbedarfs v,erhältnismäßig gering,e Anforderungen stellen. 
Die einschränk,enden Maßnahmen war,en während und unmittelbar nach Ende \ ' 
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des "Krieges außerordentlich scharf, konnten jedoch inzwischen wieder ent" 
scheidend ,erleichtert werden. Die' Erfahrung,en der Praxis der Paßabfertigung 
unterstreichen z. Z. die Notwendigkeit von PaßküntroUen aus staatspolitischen 
Erwägungen. In dem Maße jedoch, wie die Störungen, di'c dner Zusammen" 
arbeit der V'ölk'er noch immer im Wiege stehen, abgebaut werden, werden sich 
auch weiter,e Erleichterungen im grenzüberschreitenden V,erkehr ,ermöglichen 
lassen. Wienn ,es vielleicht auch noch 'einiger Zeit bedürfen ,will'd, bis auf Paß" 
zwang und Paßküntrolle vollständig verzichtet werden kann, so ist doch bereits 
heute dne erfrteuliche Entwicklung in viden Vterkehrsbez1ehungen zu beobachten. 
So hatte sich di,e deutsche Delegation auf der Sitzung des UnteraussdlUsses des 
Europarates in der Lage gestehen, zur Erleichterung des internationalen Reise" 
verk'ehrs die Aufhebung des Paßzwangs für Ang,ehörige der übrigen Mitglied" 
staaten des Europarates auf der Grundlage der GegenseitigkJeit vorzuschlagen. Die 
zuständigen Behörden in der Bundesr,epublik haben all dksen Frag,en gegenüber 
jede mögliche Aufgeschlossenheit gezeigt und damit an der zu beobachtenden 
günstigen Entwicklung auf diesem Geb1et des V,erkehrswesens im großen Maße 
A~Q . 

. \ 

~. 
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Buchbesprechungen 

Dr. Dr. Wilhdm Böttg,er: fiber Kosten­
:rlech\l1lu~ng IUnd Preisbildtung bei V:crkehrs­
b:etdeben. Verkdlrs-Verlag J~ Fischer. 
Düsseldorf. 1955. 63 Seiten. 

Der V!erfasser behnndelt einen Fr,agen­
kompl'ex. der in den letzten Jahven inner­
halb der Disklussion der sog!ennnnten "K,o­
ordination" der V,erkehrsmittel im Mittel­
punkt der v,erkehrspolitischen Disk'ussion 
gestanden hat. Wie der Titel besagt. geht 
'es ihm in lerster Linie um dte betrieblichen 
Kosuen- und PrtCisfragen. AlLerdings wird 
auch: Id;a!s VldlkswirtschaftHche Kosten­
proMem im Zusatnlrt;1lenhang mit der Frage 
der Wlegle~osten. vlor altem für den Kraft­
wag,en. unt,er dem Kapitel "KJostet1tlech­
nungsmethoden" behandelt. Der Schwer­
punkt liegt jedoch bei der betriebswirt­
schaftlichen KJoskng!estaltung .. 

Der Verfasster weist im Vorwort mit Uecht 
darauf hin. daß die Lösull\i deraktllellen 
VIerkehrsprobleme lentscheidend abhängig 
ist von der Anwendung eines zuverlässigen 
Verfahr,ens für diJe g'Clu~ue Errechnung der 
Selbstk,osten der dnzelnen V,erk,ehrs­
mitte1. Dlese Zusammenhäng:e sind ja 
tmtz der intensiven Arbeit \non Selbst­
kostenausschüss'en vlerschtedener Art im­
mer noch wtCitgehend ung'eklärt. was bei 
der Kompliziertheit der Frage erklärlich 
erscheint. 
Böttger will in seinem Buch einen Beitrag 
ZI".! der Fragle leisten. indem ler die Be­
sonderheiten der V'erk'ehrskoskn lU!nd' ihre 
Berechnung. unter spezidler Betonung der 
Fixkostell. lunt,ersucht und KJostenrech­
nungsmethoden für die einzelnen Bereiche 
der Verkehrs1eisvung bringt. Sein Beitrag 
mußte sich ang'esichts des geringen Um­
fanges ,des Buches aUerdings auf v'or­
wiJe!!,end methodische Aspekte beschränk,en. 
Vorher unversucht Böttg'er den sehr tUrn­
strittenen Begriff der "Wirtschaftlichkeit", 
indem ,er ihn abzugrenzen sucht geg,en den 
Begriff der R,entabilitüt und den der Pl'O­
duktivität. Er glaubt die Wirtschaftlich- , 
keit a'llch danllgegeben. wenin kdne Ue11-
tabilitüt lerzielt wird bzw. zu 'erwarten ist. 
"Es gibt Betriebe, die rentabel, aber un­
wirtschaftlich arbeiten. und u.nrentable Be­
triebe. die durchaus den Ansprüchen der 
Wirtschaftlichkleit entsprechen." Faßt man 
den Beg.riff SIO. dann kann ,er nur auf 

öffentliche Betriebe angewandt werde~ 
die nicht unt'er dem Zwang der nent:lhi1i~ 
tüt arbeiten. weil sie letzten Endes ihre 
~.ehlen~e K,ostendeckung im ZuschJuß der 
offe',:thchell H~nd finden. Ein privater 
BetrlJeb. der mcht rentabel ist. arbeitet 
a?er nach der landlitufig'en AuffasS1Uug 
mcht wirtschaftlich. DLe Wirtschaftlichkeit 
ist kdne fiein interne Größe des Betriebes. 
Sie lentscheidet sich 'erst auf dem Markt 
in der Frag,e. lOb der am Markt lerzie1f.~ 
Pl1eis die KJosten deckt. Deckt der Preis 
auf die Dauer die K'osten nicht. d. h. ist 
>ei!1 Betrieb dauernd unrentabel. S'O ist 'er 
auch nicht wirtschaftlich. mag ,er auch tech­
nisch und 'Organisatorisch noch so gut. 
funkti:onieven. ' 

S?weit d1e Leistungen VQn Betrieben. die 
mcht l1cntabel arbeiten. \non der Gesamt­
heit ,oder \non TeiLen derselben benötigt 
w,erden. der man die Preis,e nicht abver­
langen kann ,oder will. die sich aus den, 
K'osten des Betriebes ergeben und für die 
man daher vom Staat Preis'e festsetzt. 
w.elch~ dte Klosten nicht decken. 00 liegt 
luer ,em besonderer Fall vor. insorern hier 
Pveise unter !\josten und echten Markt­
preis,en behördlich festgesdzt werden. 
und weil schUeßlich die festsetrellde Be­
hörde auch für das \non ihr verursachte 
Defizit des Betriebes aufkommen muß. 
Ein s!o1cher Betrieb kann. wenn "er gut IOr­
ganisiert ist. durelmus "wirtsdlcaftlich" ar­
heiten. auch wenn 'er unrentabel ist. Das 
ist aber nur bei öffentlichen. niellt bei 
privaten Betrieben möglich. Ein privater 
Betrieb. der dauernd unrentabel ist. muß 
bald verselIwinden. Bei ihm ist die Wirt­
schaftIichk'eit nur im Rahmen seiner nen­
tabilitiit gegeben. 

Das gilt auch für die priv.aten Betriebe 
des V,erkehis. wiihrend wir andererseits 
g,erade auf dIesem GebIet öffentliche Be­
tdebe haben. di,e da'uernd mit Unterbilanz 
arbeiten. vlorwiegelld intolge staatlicher 
ßeeinfluss'Ung ihver Preise. {He aber trotz­
dem. auch rdn betrieblich gesehen. wirt-
schaftlich sind. . 

Stellt man den. Begriff der Wirtselmttlich­
kdt auf die Gesamtheit ab. als Pllodukti­
vität IOder slOg,enannte "vlolkswirtschaftliche 
nentabilitiit" (dn Begriff. der nicht zu ,. 
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empf,eMen ist, weil man der klaren Unter­
scheidung halber die Rentabilität nur ,auf 
den Eiuz,elbetrieb beziehen sollte), so muß 
man sich darübe:r im Klavcn sein, daß der 
Grad dieser Pmduktivität normalerweise 
(nicht immer) mit der Rentabilität der 
einzdnen Betriebe. parallel g'eht. Nur 
dann, wenn die gesamtwirtschaftliche Pm­
duktivität (Wirtschaftlichkeit) in Wider­
spruch mit der Rentabilität des Einzel­
betriebes g,erät, muß die staatliche Wirt­
schaftspolitik mit teiner gewiss,enBeschrän­
kung üder Kontml1e der Tätigkeit solcher 
Betdebe ICingneifen, 111m dLe Beeinträchti­
g-ung der volkswirtschaftlichen Produktivi­
tät ZIl1 beseitigen. Andererseits ist die 
öffentliche Hand in ihren eigenen Be­
trieben nicht absolut an de.ren llent.abili­
tät im S1nne der "Privatwirtschaftlichkeit" 
g,ebunden. Sie kann aus übergeordneten 
(nicht-wirtschaftlichen) Erwäg'ungen her­
aus die Güter und LeistJungen dieser Be­
triebe lUnter Kosten anbIeten. Soweit das 
6eschi,eht, läßt si'e die Fordel'ung der 
::Wirtschaftlichk'eit" bewußt bei Seite, sie 
handelt, von der Gesamtwirtschaft ges'ehen, 
unwirtschaftlich (wenn auch der betr.- Be­
trIeb an sich, int,ern gesehen, "wirtschaft­
lich" -arbeiten kann). Das kann IUnd muß 
unter Umständen aus den übergeordneten 
Gründen heraus verantwortet werden, weil 
ja di,e "Wirtschaftlichkeit" nicht der Güter 
höchstes istl 

1\11 das gilt aber nur für den öHentlichen 
Betrieb, nicht für den privaten Unter­
nehmer, der seine Unternehmung und 
seinen Betrieb nur aufrecht erhalten 
kann, wenn ler r>entabel arbeitet, d. h. in 
den Preisen mindestens die Kiosten deckt 
- - 'es sei denn, die öff,entliche Hand 
schrdbt ihm Unterkostenpreise vlOr 'U'I1:d 
triigt die Differenz als Subvention. 

Es ist sehr zweifelhaft, üb man mit -einer 
Einfühmng des Begriffes "Wirtschaftlich­
keit': ~He Erkenntnisselder Zusammenhänge 
nicht mehr lerschwert als 'erleichtert. M. E. 
g,enüg,en dafür die überkommenen Hegriffe 
der (privatwirtschaftlichen) Rentabilität 
und der (volkswirtschaftlichen) Produkti­
vität. Dabei muß man alLerdings den' 
Procluktivitätsbegriff eng wirtschaftlich 
fassen und Jeden V,erzicht auf möglichst 
bohe Produktivität der Gesamtwirtschaft 
als .ßußerwirtschaftlich bedingt und als 
'eine Verminder>ung der volkswirtschaft­
lichen Pl10duktivität ans'ehen - - womit 
keineswegs g,esagt sein slOll, daß solche 
Opf,er nicht .ßItlS übergeordllleten staats­
politischen Erwägun.glen heraus g,ebracht 
w,erclen müssen. , 

In dem Kapitel über "DIe Eig,enheiten der 
öffentlichen Verk,ehrsdienste" _ v-ertritt 

Böttgerdie Auffassung, es sei irrig, eine 
Geg,ensätzlichkdt zwischcI?- öffentlicher-

. und privater V,erkehrsbedLenlung ~u er­
gründen. Einer solchen Unterscheidung 
könne "deshalb keine nachbaltig'e Wirkung 
Ziug,eWlesen werden, weil d1e Grundsätze 
der öHentlichen V,erk-ehrsbedienJUng mit­
samt ihller g,eme1nwirtschaftlichen Wir­
kungsweise Jederzeit auf die private Ver­
kehrsbedieuUing .ausgedehnt werden 
könnten". 
Das ,erscheint mir nicht ganz richtig. In 
dem Alugenblick, wo dj-ese Grundsätze auf 
priv,ate V,erk'ehrsbetdebe ,ClJusg,edehnt wer­
den, bI-eiben diese Betriebe zwar noch in 
privaten Händen, ihre V,erk,ehrsbedienung 
wird aber damit >eine öffentliche. :Ln wel­
chem Umfang ihlle lJeisf1ung,en ,ll'uf eine 
gemeinwirtschaftUche Wirkungsweise um­
g,estellt üder Ill'usg,edehnt werden können, 
hijngt -dann davün ,ab, IO~ ,es i~llIe? möglidl 
ist, auch hei dIeser Arheltswelse Ihlle Ren­
tabilität mtfl'echt 7!U lerhalten. Nur soweit 
das möglich ist; koonen s1e. al~ private 
V,crkehrsbetriebe auch "gememwlrtschaft­
lich" arbeiten. Di:e Gemeinwirtschaftlich­
keif ,der öffentlichen V,erk,ehrsbetrieb.! 
g,eht weitler, weil sie. u. U. i~re lJeistu~gen 
auch mit V,erlust anbleren konnen und Ihre 
V'edusve dann durch di,e öffentliche Hand 
g.edeckt werden. Ich halte eine scharfe 
Tl:IennlUng von öfkntlichlem !Und nicht­
öffentlichem Verk,ehr IUnd lentsprechender 
V,erk,ehrsbedienung für absolrut notwendig, 
weil hier tatsächlich <ein wesentlicher 
Unterschi>ed in den Funktionen der ein­
zelnen TeHe dnes V,erkehrssysrems g'e­
g,eben ist. 
Den Ausfühllung,en des i~ wesentlichen 
hetdebswirtschaftlich'e!1 Tleds der Arbeit, 
der den Aufbau der Kiostemechnung und 
die Selbstrechnungsmethoden behandelt, 
kann man durcharus Zlustimmen. HLer sind 
auf 'eng,em Rarum in priignanter Kürze die 
wesentlichen Zusammenhänge der Kosten­
rechnung der Verk,ehrsmittJel dargestellt. 
Sie würden naturgemäß due weit'elle V,er­
tid>ung in einem breit,eren Rahmen wün­
schenswert machen .. 
Nachdem di,e Diskussion üher dte Fr.age 
der AJufhringlung der Küsten für die Ver­
klehrswege SlDwledie Elektrifizierung ~er 
Eis-enbahnen in einer kurz-en Übersldlt 
g,estreift ist, behandelt der yerfa~s,er im 
dritten Abschnitt ",on 8 SeIfen dte vor­
wiegend volkswirtschaftlich ürientierte 
Fr.age der Verk'ehrspreisbildung, der Ta­
rUe und des Einflusses des Staatles auf 
die Tarifpraxis. H1er hätt'e man dn aus­
führlich'elles Eing:ehen auf die sdlwierigen 

'Probleme und ihre praktische Bedeutung 
für die heutige und künftige V,erkoehrs-
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politik gewünscht. z,u7Justimmen ist dem 
Verfasster, wenn ,er f'ordert, daß die Wuh­
;ung de~ K~stendec~!1ngsgrundsatz'es auch 
1m gleme~nwirtsch:afthchen V,erkehr stärk,er 
als bisher beobachtet werden müsse. W,enn 
'er s~gt,. daß dil~ Übertr,agung glewisser 
gememwlrtschaftltcher Pflichten auf die 
mit der Eis,enbahn konkurriel'enden Ver­
k'ehrsmittel keine IUusi,on mehr sein dürfe· 
so kann man ihm durch'llus heipflicht,en: 
Es wäDe aUerdings wünschenswert ge­
wesen, ,wenn der Vedass,er sich näher 
darüber g,eä'ußert hätt,e, in welcher Rich­
tung 'er sich diese Entwickl,ung denkt. Ob 
die Übertragung des ,llufgdockerten fran­
zösischen Tarifsystemsauf die Deutsche 
Bundesbahn schon dOle "grundsätzliche 
Abkehr" \110m bisherigen g,emeinwirtschaft­
lichen Tarifprinzip bedeuten würde er­
scheint mir doch s'ehr fraglich. Auch 'nach 
seiner stärkel'en Abstellung auf die Kosten 
des einzelnen Verkehrsaktes durch die 
Differenzi,erung der Tarife .je nach der 
Verkehrsdichte 'erscheint mir das franzö­
sische Tarifsystem im ganzen imlmer noch 
vlOfwi,eg'end gemeinwirtschaftlich orientiert. 
Jedenfalls wes'entliclJ. stärker als das hol­
ländische, welches das Prinzip so stark 
durchlöchert hat, daß 'es praktisch auf­
g'egeben ist. 
Zustimmen möchte ich dem V'erfasser dar­
in, daß man bei bestimmten Ausnahme­
tarifen der Bundesbahn, die Unt'erkosten-

. tarife sind, sich im Einzdfalle über1'eg~n 
müsse, ob dk betrdfenden F:ehlbeträge 
nicht \IIOn der öHentlichen Hand getragen 
werden müßten. Ich glaube, daß man der 
DClUtschen Bundesbahn heut,e 'und in Zu­
kunft eine generelle Unterstützung not­
leidender Betdebe oder 11JOtieidender Be­
zirke nicht mehr im bisherigen Rahmen 
und Umfang zumlUten kann und daß man 
das Unterstützungsprinzip wesentlich stär­
k,er auf dfe Bedürftigkeit der EinzdfäUe 
abstellen und nicht mm Teil IUnnötig,e I 

Subvent~onen geben sollte, weil sie 'evtl. 
in diesem Umfang'e gar nicht benötigt 
w,erden. I . 

Das Buch ist lebendig g'eschrieben und 
r,egt zur Ä,usdnandersetzung mit den vor­
gebrachten Gedanken ,an. W,enn der V,er­
fass,er demniichst dne zweite Auflage her­
ausbrin~en slollte, ,ohne in dem Raum allzu 
sehr beschränkt ZIU sein, so wäl'e es zu 
begrüßen, wenn 'er seine Gedank,en und 
Dade~lUngen sowohl nach der- betriebs­
wie noch mehr nach der volkswirtschaft­
lichen Seite noch schiirfer formulieren und 
vertiefen könnte. 

Berkenkopf 

D~. W'ern;er Haust,ein: Die Freiheit im 
.1Internabonale,n V,erkehr. earl Röhriö­
V,erlag 10. H. G., Darmstadt und Köl~ 
140 Seiten. ' 

Vorliegende Abhandlung ,enthält ,eine sehr 
glückliche Zusammenfassung internationa­
ler Vlereinbal'ungen hinsichtlich des W,ech­
selv,erkehrs zwischen den und des Transit­
verkehrs durch die ,einzelnen Staaten. Es 
ist im wesentlichen 'eine juristische Studie 
die bei der Erörtellung des wirtschaftliche~ 
Freihe1tsbegriffs im V'erkehr nicht imm<!r 
ganz ~u genü~,en verma~. So sind die an 
den Anfang gestellt,en Betrachtungen und 
Wertungen über "Die V'erkehrsfrdh~it als 
wirtschaftlicher Begriff in den verschiede­
nen Wirtschaftssystemen" sehr summarisch 
und in TeHen durchaus anfechtbar. Die 
?roble~atik des Zusammenhangs zwischen 
mf:emational>er Verkehrs freiheit und dem 
Ordnungssyst,em des nationalen Verkehrs 
findet k>Cine Berücksichtigung. 

D~e le~gentliche Th~mati~ der Abhandlung 
Wlrd 1m 3. Abschmtt mit der DarsteUung 
der V,erkehrsfreiheit im System des Völ­
kerl'echts in Angriff genommen. Verfasser 
beleuchtet dabei die interessante Entwick­
lung, die dahin tendiert, internationale 
Verkehrsvertriige über den Rahmen der 
Nationen; deren Int,eressen ungefähr greich 
Hegen, hinruusauf überhaupt aUe V,erkehrs­
wege IUnd deren uneingeschränkten Ge­
brauch aus~udehnen. Er kritisiert dabei 
u. E. m recht dIe Diskrepanz zwischen der 
"Begeisterung für intemationate Regelun­
gen" und dem auf nationaler Ebene aus­
geübten wirtschaftlichen und finanziellen 
ProtekHonismus der Staaten. Im übrigen 
sind die' Schwierigk'eiten eines solch um­
fass,enden und ,einheitlichen Rechtsstatus 
nicht zu unt'erschätzen. Verfass,er zeigt 
(Ues sehr deutlich an dem mißglückten 
Versuch der Konv,ention von Barcelona, 
die bei ihren Bestrebungen, ein generelles 
Abkommen für alle schiffbaren Flüsse zu 
trdfen, die unterschiedlichen rechtlichen, 
wirtschaftlichen und technischen Gegeben­
heiten der äußerst hetel'ogenen Fluß­
systeme nicht genügend berücksichtigte. 

Nach der Darstellung der intemational~l1 
V,ereinigungen für V,erkehrswesen, ihren 
kufgaben lund Pflichten, !Und der Überein­
k,ommen über den Durchgangsverkehr, 
w,endet sich der V,erfasser den Regelungen 
des internationalen V,erkehrs bei den ein­
~elnen Verkdlrstriigern zu. Die unter­
schiedliche Interpretation des Freiheits­
begriffes in den ,einzelnen V,ertriigen ist 
erstaunlich. Außerdem wird bei aUen -
liuftverk'ehr, Seeverkehr, Binnenschiffs­
verk,ehr, Straßenverklehr, Eis,enbahnverkehr 
und Post- und Nachrichtellnrkdlr - der 

,-



194 Buchbesprechungen 

Konflikt zwischen den Interess.en national­
staatlicher Souveränität und überstaatlicher 
KoordinatLon, die nahe Verwandtschaft 
gerade internatltonaler Verkehrsverein­
barung·en mit der Politik als der "Kunst 
des Möglichen" augrenscheinlich. 

Eine anschauliche und ühersichtliche Syn­
opsis der multilateralen Abkommen des 
int·ernationalen Verkehrsrechts h(!schließt 
diese gründliche und u. W. urilfassendst·e 
empirische Darlegung der V,ereinbarungen 
des internationaIen 'V,erkehrs unter dem 
Blickwinkd des Freiheitsgedankens. 

Seidenfus 

Dr. Günt,er Mrenges: Methoden !und 
Pwbleme der de.utschen Fremdenvrcr­
kehrsstatistik. Frankf'Urtam Main 1955. 

Das vorliegende dritte Heft der Beiträge 
zur Fr,emdenverk'ehrsfmschung des Insti­
tuts für Fremdenverk'ehrswissenschaft an 
der Johann-Wolfgang-Goethe- Universität 
Frankfurt a. M. hat die Untersuchung der 
Fremdenverkehrsstatistik zum Inhalt. Das 
ist ein löbliches, wenngleich nicht g.anz ,;:in­
faches Unterfangen. Denn schon häutiger 
ist die Frage der Fremdenv·erkehrsstatistik 
behandelt worden, ohne zu befriedigenden 
R'esultaten zu gdang,en. Um so mehr ist 
es zu begrüßen, daß dn jüngerer Auoor 
- res handelt sich vorwIegend um eine 
überarbeitete Dissertation - sich aUen 
Schwierigkeiven zum Trotz an dIe Arbeit 
herangewagt hat Denn letztlich ist die 
exakte Bearbeif1ung fremdenverkehrs­
wissenschaftlicher Themen in ganz beson­
derem Maße von z'Uverlüssigen statisti­
schen Zahlen abhängig. 

Das Werk will theoretisch verstanden sein; 
die methodischen ProbIeme stehen im 
VordergJ:'ltl.i1de. Infolgedessen konnte es 
auch nicht so sehr darauf ankommen, mög­
lichst vkl Zahlenmaterial Z'Usammenzu­
bring'en !Und dies'es in ,eine OrdnunQ z.u 
bdngen. Vielmehr werden behandelt nach 
einer Darstd1ung der historischen Ent­
wickl:ung der bislang erprobf1en Verfahren 
der deutschen Fr,emdenv·erk,ehrsstatistik 
dierorganisatorisch-t,echnischeHandhabung, 
so die Erhebungsverfahr,en, die Gesetz-. 
gebung über die Fremdenverkehrsstatistik 
und die bislang in Bund und Ländern üb-
lichen PublikatIonen. . 

Sodann wrerden die Leistungen der Frem­
denv·erkehrsstatistik nominiert, die sich 
präsentieren inder Gestalt von "Ein­
heiten", "Merkmalen", "Gruppen" und 
"Maßzahlen". 
Die bei den Einheiten der Fremdenv,er­
kehrsstatistik sind: die "Fremdenmeldung" 
und dLe "Fremdenübernachtung". Die Jetzt 

geübte FrOrm der statistischen Erfassun<1 
ist mit rerheblichen Unsicherheitsfaktore~ 
belastet. 
Die "Merkmale" der deutschen Fremden­
verkehrsstatistik werden getrennt nach der 
Herkrunft der Fremden, den zeitlichen 
(Tag, Monat, Halbjahr,' Jahr) und den 
g:elOgraphischen Merkmalen (Beherber­
gungsstätte, Gemeinde, Gemeindegruppe, 
Land). 
Die verschieden möglichen K'01nbin:lti.ouell 
vlOn Einheiten lind Merkmalen liefern 
letztlich insofern die Grundlagen für eine. 
Massenbeschreibung, als sie z'Uvor die 
Bildung der "T<eilmassen" und "Gruppen" 
erliirutern. 
Die Beschreib'Ung der "Maßzahlen" wird 
an Hand zahlveicher praktischer Beispiele 
deutlich rund zreigt, daß insbes,ondere die 
Anwrendung mathematischer Prinzipien zur 
Beschreibung statistischer Massen nur be­
grenzt möglich ist. Die Wirtschafts- und 
Sozialstatistik muß daher andere Wege 
g'ehen (V,erhiiltniszahlen, Maßzahlen zur 
ßr!!sch'reibung zeitlicher Entwickl'Ung<:n). 

Im Hinblick a'Uf die bislang nicht vermeid­
baren Fehlerquellen IlInd UnvrOllständig­
keiten der deutschen Fremdenverkehrs­
statistik vor allem heider quaatitativ·en 
Erfassung des Fremdenv,erkehrs, wird so­
dann luntersucht, ,ob Hilfsstatistiken, die 
aus den DevisenkrOntDoUerklärttngen, dem 
gvenzüberschDeitenden Rreisrev'erkehr, dem 
internationalen Stvaß.env'erkehr mit Kraft­
fahrz.eugen stammen, zusätzlich statistische 
Erk·enntnissre gewonnen werden können. 

Der V,erfasser unternimmt schließlich den 
Versuch, die derzeit geübt·en statistisch~n 
Methoden zu erweitern !Und ZIll verbesse.cn. 
Er v.erweist hierbei ZWlächst auf litera­
risch:e Hinweise. Seine eigene 'Meimwg 
faßt er in reinigen Vrorschläg,en zusammen, 
wobei rer ullter anderem die Einführung 
lauf,ender Repräsentativerhebung,en der 
Bevölkerung über die Treilnahme am F1":!m­
de:nV1erk,ehr (und levtt. anderer Kategorien 
des Reis,ev.erkehrs) empfiehlt. 

Als Ganzes verdient di,ese neue Schrift 
Meng'es, der sich schon durch seine 
Broschüre über den Fllemdenverkehr· in 
Frankfurt am Main (vgl. di,e Bespt:echung 
in Heft 1 des 26. Jahrgangs dieser Zeit­
schrift) bekannt gemacht· hat, durchaus 
'Anerkennung. Sie bietet mancherlei be­
achtliche Erkrenntnisse und zeugt v.on 
gründlicher Sachkenntnis. nöttger 

FJughaEenpllobleme in Verbindulll,i mit der 
Einführiung \non Turbinen-FLugzeugen, 
veröffentlicht als ICAO - Ciroular 36-
AN/31, 1953; bearbeitet von der Ge-
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schiiftsfühl'ung der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher V,erkehrsflughiifen e. V., 
Stuttgart, Hughafen. 

Turbo- und T~bopoop-Flu~zeuge be­
anspruchen keme breitere Start- und 
Landebahn. 

Der Bericht 'enthält Gedanken über die 3. Rollbahnen 
V'eründerung der V'erhältnisse auf Hug­
häfen bei Einführung \non TurbinenUug­
ze-ug1en. Es wird über Untersuchungen betr. 
ßodcnbefestigungen, Startbahnlängen, 
Thollbahnen, Warteplätz'e, Vorf.elder, 
Geriiuschentwicklung, Befeuerun~sanlag,en 
und Markierungen für die Thollfeld-Kon­
hone berichtet. Die Auswirkungen des 
Einsatzes \non Turbinenflugztlugen auf die 
Flughaf.enplanung und den Flughaf'enbau 
werden am Bleispiel der Wartungs- und 
Abfertigungs'Cinrichtung'en für die De Ha-

, villand-Gomet und Vickers Visoount 700 
dargestellt. 
Im Bericht werden folgende Ergebnisse 
aufge2leigt: 

1. Dj,c Bodeinbef,estigun~en 
Die Flughafen-Vorfelder sind sorgfältig 
gegen überla'ufenden Treibstoff und 
geg,en die Folgen von Hitze und Ab­
gasdruck durch Tmbinenflugzeuge zu 
schützen. Die Auswirkungen von über­
laufendem Treibsroff bmuchen hin­
gegen an den Enden der Startbahnen 
ni~ht besonders beachtet zu werden. 
Eine vorsorglic1:l'e Hehandlung der 'erst,en 
90 m an den bei den Enden der Start­
bahnen mit Zement oder bituminösem 
Bodenbelag ist jedoch empfeMenswert, 
da die Triebwerke am Anfang der Start­
bahn 15~20 Sekunden auf Höchsttour,en 
laufen.' Für die Gebiete hinter den 
Enden der Startbahnen und für die 
seitlichen Abschlüsse der Uollbahnen 
wird z. B. das Schneiden des Grases 
oder dIe Anwendung eines Bindemittels 
in bestimmten Füllen als 'erforderlich 
angesehen. 

2. Die Startbahnlänge!ll 
Es herrscht die Meinung, daß die For­
derungen für den Start unter normalen 
atmosphärischen Bedingung,en nicht er­
höht zu werden brauch'en, sofern nicht 
extrem hohe T,emperaturen vorliegen. 
Die gegenwürtigen V,erhältniss,e bedür­
fen somit lediglich dner V,erbesserung. 
B'Ci den Anoord'erungen für d~e Landung 
sind die Tatsachen' zu berücksichtig,en, 
daß einmal die Stl'omlinienrorm ver­
bessert ist und zum anderen die rück­
wärts vIerstellbaren PrlOpeller wegfaUen. 
Ebenso v,erlangt die höhere Fläche~­
belastung, daß die VOl"aJussetzungen fur 
die Landung v'erbe.ssert werden. !.ns­
besondere muß' dle Landeoberflache 
auch bei Nässe einen ausreichenden 
:Reibungswiderstand aufweisen. 

Turbinengetriebene Flugzeuge sollen 
2)ur Startbahn durchrollen können, lOhne 
die Triebwerksleistung verlangsamen 
IOder beschleunigen zu müssen. In Eng­
land besteht aJug'enblicklich die Tendenz, 
,an l'echtwinkligen Stößen IOder Knicken 
der' llollbahnenrundungen mit 4S m 
Innenradi:us anzulegen. Hierdurch kann 
dann eine Thollg,eschwindigkeit vlOn 65 
bis 75 kmfStd. g,ehalten werden. 

4. W,arteplätze 
Warte- und Abbremsplätz'e sind nach . 
Ansicht der EngUinder nicht erforder­
lich, wenn der Flughafen ausschließlich· 
\non Turbinenflugz,oogen benutzt wird. 
Bei gemischtem V,erkehr mit 1'urbinen­
rund kolbenoetriebenen Flugzeugen slOl1 
den Til.lrbi~enflugz,eu~en dLe Start­
erlaubnis schon vor dem AbrolLen vom 
Vodeld geg'eben und somit ein Vorrang 
v'or den KolbenUugzeugen eingeräumt 
werden .. Die Errichtung spezieller Ab­
bremsstände mit danebenliegender, 
durchgehender Rollbahn für Turbo~ 
Flugzeuge wird jedoch auf verkehrs­
reichen Flughäfen in Kürze als 'er­
forderlich ungesehen. 

Unterschiedlich'e Ansichten bestanden 
hinsichtlich der Lage etwa ,erforder­
licher Abbremsplätz,e. 

5. V'orf;elder 
Es handelt sich lüerbei lumptsächlich 
um d1e Folgen von Hitze, Abgasdnlck, 
übergelaufenem Treibsroff und IUm das 
Abschleppen der Flugz,euge a!uf v'er­
kehrsreichen Vodeldem. 
Neben einigen anderen Vorschlägen 
fand insbesondere das englische Ver­
fahl'en Zustimmung. Danach rollen die 
Turbinenflugzwg,e vlOrdas Abfertigungs­
'\Iebäude, werden dort in einem Wink,el 
~on ca. 45° wm Gebäude aufg'estellt 
und entladen. Für den WlCiterflug wird 
das F1ugzeug durch eine Zugmaschine 
nach dem abseits liegenden Teil des 
Vodeldes geschleppt. wo für das An­
lassen und ThoUen der notw,endig'e Ab­
stand Vlon anderen Flugzeugen und Ge­
bä'uden geg,eben ist. Die Fluggäste wer­
den in 'einem Bus zum Flug2leug be­
fördert, da die heute verfügbaren Zug­
maschinen noch 7lU langsam arbeiten. 

6. Gerä:uschentwicklung 
Als das am schwierigsten zu 15sende 
Problem wird die Lärmbekämpfung 
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während des Starts angesehen. Der 
Tri:ebwerkslärm sol1fe an sein·em Ent­
stehungsrOrt vermindert werden. Eine 
Verlegung der FLughäfen weiter ab von 
den Städten würde neue Probleme auf­
werfen. 

7. Befeuerlungsanlagen und Markierung 
für die :ßollfeIdk,onfrlolle 
Turho-Flugz<eug.e haben in niedrigen 
Höhen iUlld, am Boden einen hohen 
Treibstoffverbmuch. Der Lande- und 
Startvorgang ist ZlU beschkunigen :und 
dn schneUes noHen zu begünstigen. 
kuf Flughäfen. mit verwickelten noIl­
bahnsystemen klOmmt wirkungsvollen 
optisch'en HilfsmitteLn besondere Be­
deutung .2'U. 

Zusammenfassend bringt die Einführung 
der Turbinenf1.ugroug,e für die F1ughaf,en­
planiUllg koeine wesentlich neuen Probleme 
mit sich. kuf modernen. V'erkehrsflug­
häfen, die für den Einsatz größerer Kolben­
motorflugzeuge gebaut sind, werden nur 
geringfügig'e Änderung-en vorzunehmen 
sein. 
Turbo-FLugzeug,e brauchen kein Abferti­
giUllgsgerät oder -v,erfahren, das von den 
bisher gebräuchlichen grundsätzlich ab­
weicht. Bauliche Unzulänglichkeiten wer­
den j'edoch durch den Einsatz von Turbo­
FlugZicugen besonders deutlich hervor­
tret,en .und für diese größere wirtschaft­
liche Nacht'eile = Folge haben als für 
KolbenHugzeuge.Rößger - Flechtner 

Dr.-Ing.o. Professor LrOuis ]änecke: 
"V,erkehr im Städteba'u". Kirschbaum­
V'erlag, ßielefeld. 

Man könnte hin~er den Titel des Huches 
ein dickleibiges W,erk vermuten, in dem 
die gegenwärtig,en vielseitig,en städtischen 
Verkehrsfragen im Zusammenhang mit den 
neuzeitlichen. Stadtbebau,ungsrichtlinien 
dargestellt werden. Das ist aber nicht der 
Full. Vielmehr hat sich: der V;erfass'.!r 
damit begnügt, auf 96 Seiten ,eine straff 
zusammengdaßre, recht lebendige SD'.ldie 
darzubieten. Gegenstände der Schrift sind: 

(Berufs-, Geschäfts-, Markt-, Ver<inü­
gungs-, Erholungs- und Ausflugs~er-
kehr). . 

3. Di,e Wohnsiedlungen und ihre verkehr­
lichen Grenzen, ihre Abhängigkeit VOll 

den TarHen und der Leisrungsfiihi<lkeit 
der öffentlichen Verkehrsmittel, FlOrm 
der Einsatzfähigkeit individueller Ver­
kehrsmittel (Fahrräder, Motorräder). 

Der V,erfasser stützt seine Ausfühl'ltngen 
auf umfangreiche eig,ene Erfahrungen. ver­
säumt auch nicht, ruuf das reinschlägioe 
Schriftfum hinzuweisen, in welchem Ei~­
z<elfragen erörtert· sind. 
Es ist v,erstiindlich, daß in der DarstelhUl(! 
auf die Vrerhiiltnisse vornehmlich beson':: 
ders großer Städte (z. 'B. New York. 
Boston, London, ßerlin, Hannov,er, Ham­
burg. Köln) Bezug genommen wird, da 
solche Städte begr,eifHcherweis,e die gründ­
lichsten ErhebiUng,en ang,estelLt hahen. 
Demg'eg,enüber werden mittler,e Großstädte 
sdtener 'erwähnt. Immerhin sind die in 
solcher Wdse gewonnenen Erkenntnisse 
ge'eignet, auch bei den immer dringender 
werdenden Spezialuntersuchungen über 
den Städt,ebß'u und den Städtev,erkehr bei 
mittlel'en und kleineren Städten verwertet 
zu werden. Man darf allerdings nicht in 
den F'ehler v.erfallen, generalisiellende Me­
thoden anwenden zu wollen. Und das be­
tont auch ]änecke: Daß allem Stadtball 
und aUer Verkehrsplanung Gl'enzen ge­
setzt sind durch das finanzielle Leistungs-

. v,ermögen der Baulastträger. 
Deshalb s-ei auchlCine Anmerkung gestattet: 
Die neu heral12lubildenden Verkehrsinge­
ni~ure müssen. wissen, da~ die Arbeit um 
die Einordnung des Verk'ehrs in den 
Städtebau stets von der. V,erantwlortung 
getr,ag,en werden muß, übersteig,erte An­
s?rüch~ abz~weh:en. Der. Verkehrsinge­
meur 1st Ghed emes amthchen Org:mis­
mus, der wissen muß, daß alle Ausgaben 
letztlich durch Einnahmen aufgebracht 
werden müssen. Es wäre auch zu empfeh­
len., daß das vrerkehrstechnische Können 
des V,erkehrsingenleurs ergänzt würde 
durch eine gure K'enntnis der V'erkehrs­
statistik, der VIerkehrskostenrechnung und 
der Grundlagen des Verkehrsrechts. 

Böttger 

1. Die Stadtanlage, und zwar vornt.:hmlich 
IUllrer dem Gesichtswinkd der Ent­
srehung des großstädtischen. V,erkehrs, 
der Anordnung der Stadtstraßen, der 
Planung ViOn Plätzen, BahnhofsViOr­
plätzen und Omnibusbahnhöfen. 

2. per Generalverkehrsplan, insonderheit 
In Hinsicht ,auf rue städtebauliche Ein­
passung der V;erkehrseinrichtung,en für 
den Güter- und Personen fe r n verkehr 
zu L!lIlld, zu Wasser und in der Luft 
sowie auf dle mannigfachen Formen de~ 

Der Minister für Wirtschaft und Verkdlr 
des Landes Nordrhein-Westfalen "Ver­
kehrsbeobachtung" : 

eigentlichen Großstadt nah verkehrs ' 

Die Verkrehrs1enfwicldung des Landes Nord-
rrbein-~estfalen, ] ahresberi eh t 1954. 

Die der Lösung harrenden Fragen der 
deutschen Verkehrspolitik hinsichtlich des 
V'erhältnisses Schiene-Straße und Schiene 
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-Wasslerstraße. des Aufba:us der Deutschen 
lJtlfthansa. der V'erhüfung von Straßenver­
kehrsunfiiUen usw. stnd von zuverlässigen 
Unterlagen abhängig. die einen möglichst 
genauen Überblick über die verkehrlichen 
Tatbestände verschaffen. Es ist daher 
sehr ZrU begrüßen. daß der Jahresbericht 
(1954) "Die V,erk'ehrsentwicklung des Lan­
des Nordrhein-Westfalen" im Vergleich: zu 
den Vorjahrlen eine wesentliche Auswei~ 
tung ,erfahr,en hat. Allerdings muß man 
feststellen. daß ,ein bemerkenswertes An­
Hegen der V,erfasser. das bereits im He­
rieht über die Verkehrsentwicklung von 
Nordrhein-W,estfalen im l.Vier~ljahr 1954 
C.,v,erkehrsbeobachtJung" - Nr. 18. Juni 
1954) seinen ersten N1ederschlag fand. in 

. dem vorliegenden lumfangr,eichen Band 
nieht wieder ank1i:ngt: Es handeHe sich 
darum, von der lJein deskriptiven Dar­
stelLung der Veränderung statistischer 
Mass'en.also der Verkehrs beobachtung, 
zu einer dia~nostisch'en DarsteUung der 
funktionalen Zusammenhänge ZIlt kQlTIImen. 
In dem erwähnten Hericht wurde deshalb 
die enge Vlerknüpfung ·z.wischen V~rkehr~­
'geschehen !Und den zyklIschen Ablaufen IU 
der Gesamtwirtschaft herausgestdlt, um 
über die .,rein statistische ßetrachtungs­
W1eise" (5. 2) zur Erklärung eines Entwick­
lungsprozesses zu kom~en. - NUll:. wird 
man freilich: gerechterw,else sagen mussen, 
daß es nicht Aufgabe einer V,erkehrs­
.,beobachtung" ist, konjunktJurdiagnost~­
sehen Ansprüchen ger,echt zu werden. Sl:e 
hat lediglich - wie eingangs bemerkt -
anschaulich gegliedert\:; statistische Unter­
lag'en ZrU lidern. Diese Aufgabe erfüllt 

der Jahr,esberichtohne Frage. Erfreulicher­
weise sind dabei die V'erhältnisse in 
Nordrhein-W'estfalen in einen noch enge­
l'en Zusammenhang mit den Zahlen (ler 
g,esamten Bundesrepublik W,estdeutsch­
lands gebracht, als dies in den bisherigen 
Jahresberichten der Fall war. Es werden 
dadurch a:uf der 'einen ,Seite aufschluß­
l1eiche Vergleiche möglich. wie auf der 
anderen Seite die Deutung der verkehr­
Hehlen Tatbes tände in Nordr hein-W'estfalen 
eine sicherere Grundlage 'erhält. ZugLeich 
ist dies,er Jahresbericht g'egenüber seinen 
Vorgäng'ern dadurch ,aus~ezeichnet. daß in 
fast allen Tabellen dIe Entwicklung ab 
1948 auf~e~eichnet ist und den Verhält­
nissen von 1936 bezw. 1938 gegenüber­
g'estellt wird. 

Die vier Abschnitte des Berichts ("Die 
Verk,ehrswirtsch:aft 1954 in Nordrhein­
WestfaJ.en im Vergleich mit der Bundes­
republik", "DIe Verk,ehrsentwicklung des 
Landes Nordrhein-Westfalen nach Ver~ 
k,ehrsbereichen", "Tabellenteil" und "Gra­
phische Darstellung") geben hinrdchend 
A!ufscMuß über we verschiedenen Struktur­
merkmaLe !Und Entwicklungsvorgiinge der 
nordrhein-westfälisch~ V,erk,ehrswirt­
schaft; ein,e kurze Zusammenfassung am 
Ende des Texttdls (So 154) informiert über 
einige verk,ehrspolitisch wichtige Ergeb­
niss'e. 
Der Jahresbericht stellt in seiner sauberen 
Übersichtlichkeit eine Leisrung dar, zu der 
man die Herausgeber nur beglückwünschen 
kann. 

Seidenfus 
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Empfehlungen des Rotterdamer Hubschrauber-Kongresses 
Der Rotferdamer Hubschrauber-Kongreß, 
der vom 27. bis zum 29. Juli 1955 gehalten 
und von 'ltngeflihr 200 Personen 14 ver­
schiedener Nationalitäten besucht wurde, 
kam zu folgenden Empfehlungen: 

1. Der K!ongreß klOmmt zu der Schluß­
folgerung, daß Nah-Luftv,erbindungen 
von größtem Inter,esse für den Wdt­
lufttransport sind und in der ganzen 
Welt als vlOn allgemeinem öffentlichem 
Inter-esse betrachtet werden. 

2. Der Kongreß ist der Meinung, daß der 
Hubschmuber sehr :wahrscheinlich ge­
rade das Flugzeug sein wird, dieser 
Anforderung zu genügen, und daß zu 
diesem Zweck dIe heutigen Typen, SIO 

nützlich diese heute sein mögen, weiter 

entwickelt werden sollen, 'Um -einen 
nüch höheren Grad der V,ervlOllkümm­
nung zu erreichen, wIe VIOn verschiede­
nen Rednern angegeben wurde. 

3. Der KlOngreß stellt f,est, daß die. per­
sönlichen K!ontakte und der Austausch 
von Gedanken und Einsichten betreffs 
der v'erschiede1l'en Aspekte der Hub­
schrauberproblerne VOll so vi'elen ver­
schiedenen Menschen, die an den Hub­
schraubern interessiert sind, sehr :nütz­
lich- und lehrreich waren. 

Der Kongreß hofft, daß diese- inter­
nationalen V'erbindung,en in regelmäßigen 
Zwischenräumen erneuert werden und daß 
iihnliche Kongresse in den klOmm-enden 
Jahren gehalten werden können. 




